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AbL-Bauerntag in Brandenburg
Zum ersten Mal ein Bauerntag in Ostdeutschland - Bau­
ern aus Ost und West tauschten sich aus. Kernthema: 
Fördergelder und Bodenvergabepraxis benachteiligen die 
bäuerlichen Betriebe. Fakten und Ideen zur Selbsthilfe 
auf den Seiten 11 und 12.

400 Hektar bäuerliche Landwirtschaft
Dass „groß" nicht unbedingt industriell sein muss, erleb­
ten die Teilnehmer des AbL-Bauerntags auf der Exkursion 
zur Höfegemeinschaft Gut Ogrosen bei Cottbus.
Seite 13.

Pol i t ik

Bundesländer wollen schieben
Auf das Kombimodell zur Umsetzung der EU-Agrarre- 
form haben sich die Länder geeinigt. Aber jetzt will ihre 
Mehrheit den Zeitpunkt für Umverteilungen so weit wie 
möglich hinauszögern. Nicht später, sondern schneller 
umverteilen fordert Bernd Voß für die AbL 
Seite 2 und 6.

Förderglocke wird abgeflacht
Mehr Chancen für Menschen und Umwelt durch die 
Agrarreform sieht der Präsident des Umweltbundesamts. 
Umweltleistungen sollen honoriert werden. Ein Interview 
auf den
Seiten 14 und 15.

B e w e g u n g

Der Widerstand wächst
Allerorten formieren sich die Gentech-Gegner: Forderun­
gen an die Bundesregierung und an Saatguthändler, 
Gründung gentechfreier Zonen und Demos - aktiv wer­
den geht an vielen Stellen. Machen Sie mit auf den 
Seiten 2, 3 und 4.

Der Widerstand wirkt
Das Aktionsbündnis Biomilch-Lieferanten wächst und 
will ein Quotensystem für Biomilch ausarbeiten. Die 
Schweizer machens vor mit der Biomilchpool GmbH und 
die französischen Milchbauern kämpfen für Mengen­
drosselung. Seite 7 und 8.

Weitere Themen:
Nachbau Seite 5, Schweinemarkt Seite 10, Kaffee in der 
Krise Seite 16, Hofübergabe Seite 17, Geld und Land­
wirtschaft Seite 18 und vieles mehr
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Nhlimmt denn diese Agrarreform-Debatte 
überhaupt kein Ende? Es geht, wie so oft, mehrere Schritte vor­

wärts und dann auch wieder zurück. Dank der erfolgreichen Arbeit 
von Kommissar Fischler und Ministerin Künast in Luxemburg ha­
ben die Mitgliedstaaten den Spielraum, alte Benachteiligungen bei 
den Prämien abzubauen. Die Bundesregierung konnte also wählen 

und hat sich für eine schrittweise Umverteilung entschieden, die 
sachte beginnt und erst im nächsten Jahrzehnt endet. 

Schon dieses Modell ist ein Kompromiss: Die Bewertung von 
Grünland beginnt im Schnitt bei nur 80 Euro je Hektar, während 

Ackerland mit 300 Euro einsteigt. Weil erst in 2007 in kleinen 
Schritten weiter umverteilt werden soll, bleibt die Benachteiligung 

der Grünlandstandorte noch für viele Jahre bestehen. 
Die Mehrheit der Bundesländer jedoch hat sich nun sogar dafür 

ausgesprochen, die Prämienrechte erst ab 2010 anzugleichen. Da­
mit gäbe es eine kleine Umverteilung 

zum 1.1.2005, aber dann bliebe es 
fünf Jahre faktisch bei einer referenz­

bezogenen Betriebsprämie. Wer 
hatte, der hat; wer wenig hatte, 

soll warten.
Die Bullenmäster oberhalb der Klein- 

erzeugerregelung und die intensiven 
Milchviehbetriebe mit über 8.000 

Liter Milch je Hektar wären die Ge­
winner. Dabei sind die Rindfleisch­

prämien durch die Agenda 2000 ver­
doppelt worden. Dieses Niveau sol­

len die Bullenmäster bis 2010 behal­
ten, obwohl die Prämien entkoppelt sind, d.h. bei voller unterneh­
merischer Freiheit, zu erwartenden steigenden Rindfleischpreisen 
und billigeren Kälbern? Und die Benachteiligung des Grünlandes 

soll erst 21 Jahre nach der Einführung der Silomaisprämie beseitigt
werden?

Die Entkopplung der Prämien wird die Rentabilität der verschie­
denen Betriebszweige ohne (Prämien-)Verzerrung gleichsetzen.

Eine alte Betriebswirtschaft, 
nach der Kosten und Preise 

die ökonomische Wahrheit sa­
gen, erhält auf den Höfen 

wieder Einzug (hoffentlich 
bei qualifiziertem 

Außenschutz).
Warum also das Gefeilsche um die Prämien? Sie sagen doch „nur“ 

etwas über die Liquidität des Betriebes aus. Wir wissen ja, landwirt­
schaftliche Betriebe sind besonders liquide, wenn sie besonders er­

folgreich waren, besonders sparsam gewirtschaftet haben oder 
wenn wir in den nicht landwirtschaftlichen Einnahmebereich gu­

cken: Bauplätze verkauft haben, eine gute Partnerwahl erfolgte oder 
einfach auch mal gut geerbt haben, vielleicht vom reichen Verwand­
ten aus Südamerika. Nun aber bleiben die großen Liquiditätsunter­

schiede, die staatliche Transferzahlungen wettbewerbsverzerrend 
ohne jegliche soziale Bindungen (Arbeitsplatzerhalt) auf die Höfe 

bringen. Ich kann und will diese Zahlungen in dieser Verteilung den 
Steuerzahlern nicht erklären. Die Entkopplung ist beschlossen, und 

wir sollten nicht später, sondern schneller zu regional 
einheitlichen Prämienrechten kommen. 

Dann bleibt immer noch genug zu schultern: vor allem, die Prämien 
an die geleistete Arbeit zu binden. Hier war der Antrag des CDU­

regierten Saarlandes im Bundesrats-Unterausschuss endlich mal ein 
Signal, auch wenn 150.000 Euro Kappungsgrenze je Betrieb und für 

jede weitere 30.000 Euro eine Arbeitskraft nicht einmal ein halbes 
Prozent der deutschen Betriebe betroffen hätte. Der Antrag fand 

keine Mehrheit. Aber nach der Reform ist bekanntlich vor der Re­
form. Die AbL ist mit ihren Konzepten gut aufgestellt. Wir müssen 

auch in Zukunft immer einige kräftige Schritte voraus sein, um in die
richtige Richtung ziehen zu können.

Bernd Voß, stellv. AbL-Vorsitzender, 
Milchbauer in Schleswig-Holstein

Ko m m en ta r
Schneller statt 

später!

Gentechnik: Wer soll haften?
Der DBV hat eine Umfrage gestartet und dürfte mit dem Ergebnis 

unzufrieden sein

Zum neuen Gentechnikgesetz beschäf­
tigt derzeit vor allem die Frage der Haf­

tung die Gemüter. Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung sieht vor, dass für Schä­
den, die einem Bauern durch die Einkreu­
zung von gentechnisch veränderten Ge­
nen (GVO) entstehen, alle Nachbarn zur 
Haftung herangezogen werden können, 
die auf ihren Feldern Pflanzen mit eben je­
nen veränderten Genen angebaut haben. 
Denn es lässt sich nach aller 
bisheriger Logik „dem An­
schein nach“ vermuten, dass 
die Einkreuzung von einem je­
ner Nachbar-Felder stammt.
Von welchem Acker genau, 
das muss ich nicht exakt nach- 
weisen (darin sehen viele eine 
„verschuldensunabhängige“
Haftung). Ich kann mir von 
den in Frage kommenden 
Nachbarn auch denjenigen 
raussuchen, der mir am zah­
lungsfähigsten erscheint („ge­
samtschuldnerische Haf­
tung“). Die Nachbarn können 
dann unter sich klären, ob ich 
mir den richtigen herausge­
sucht habe.
Der Deutsche Bauernverband 
(DBV) ist gegen diese Haf­
tungsregelung und hat auf seiner Home­
page eine Umfrage gestartet. Frage A) lau­
tet denn auch: „Nach dem neuen Gen­
technikgesetz haften Landwirte, die zu­
gelassene gentechnisch veränderte Pflan­
zen anbauen, unabhängig von jeglichem 
Verschulden für Einträge auf Nachbarä­
cker ohne Gentechnik. Halten Sie diese 
Haftungsregelung für akzeptabel?“ Wür­
den Sie hier mit „Ja“ antworten?
Die Antwort fällt vielleicht schwerer, wenn 
Sie die Alternative B) lesen: „Nein, es soll­
te statt dessen eine Fondslösung unter Be­
teiligung der Hersteller, der Inverkehrbrin- 
ger und des Staats erörtert werden. “ Einer 
solchen Fondslösung kann wohl jede/r zu­
stimmen, nur muss man sich entscheiden: 
A) oder B)? Die dritte Möglichkeit wäre, 
„keine Meinung“ zu haben.
Die DBV-Spitze hat eine Meinung: Sie 
lehnt die gesamtschuldnerische und ver­
schuldensunabhängige Haftung ab und 
will erreichen, dass ein GVO-Anbauer, der 
sich an die „gute fachliche Praxis“ im Um­
gang mit GVO gehalten hat, nicht haften 
muss. Denn sonst, bedauert die DBV-Spit­
ze, könne sie keinem empfehlen, 
GVO-Pflanzen anzubauen. Mit dieser 
Stoßrichtung macht der DBV derzeit 
Druck auf die Bundesländer, denn die sind 
nun am Zuge, sich zum Gesetzentwurf zu 
äußern; das Gesetz benötigt die Zustim­
mung des Bundesrats.

Schein-Alternativen
Weil der DBV aber Druck von den über 
70 % der Bauern und Bäuerinnen be­
kommt, die auf die Gentechnik verzich­
ten wollen, muss er sagen, wer denn 
dann für Schäden, die trotz aller „guter 
fachlicher Praxis“ der Nachbarn auftre- 
ten können, zahlen soll. In der DBV-Stel- 
lungnahme zum Gesetzentwurf heißt es:

' - •• *• - rag tet
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Unter wvwv.bauernverband.de/abstimmung.html fragt der DBV 
nach Ihrer Meinung zur Haftung. Am Abend des 24.02.2004 hat­
ten 95 %  der Teilnehmer für die Haftungsregelung des Gesetzent­
wurfs gestimmt.

„Eine Fondslösung könnte in Betracht 
gezogen werden. Für die Finanzierung 
dieser Fondslösung käme neben den 
Herstellern und Inverkehrbringen! von 
GVO (...) auch eine staatliche Mitfinan­
zierung in Frage.“ Könnte, käme... Der 
DBV scheint nicht wirklich daran zu 
glauben, dass der Staat die Gentech­
nik-Konzerne zum Zahlen bringen kann 
für Schäden von Organismen, deren An­
bau der Staat genehmigt und zugelassen 
hat. Und die Steuerzahler, die mehrheit­
lich gegen den Einsatz der Agrogentech- 
nik sind? Ich melde schon mal an: Nicht 
mit meinen Steuern!
Nun fällt dem DBV noch der neue Gesetz­
entwurf aus Dänemark in die Finger, der 
eine Art Fondslösung vorsieht: Dort soll 
möglicherweise ein bestehender Fonds für 
die Entschädigung herangezogen werden. 
Aber auch das hat einen Haken, denn in 
diesen Fonds zahlen alle Bauern ein -  ob 
sie GVO einsetzen wollen oder nicht, und 
er wird bei weitem nicht ausreichen, um 
die wirtschaftlichen Nachteile der gen­
technikfreien Landwirtschaft tatsächlich 
auszugleichen.
Bevor also nicht eine wirkliche und realis­
tische Alternative steht, bin ich dagegen, 
die gesamtschuldnerische Haftung aus 
dem Gesetzentwurf zu streichen.

Ulrich Jasper
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Gentechnik -  der Widerstand erstarkt
Gentechnikfreie Zonen, der Kauf garantiert gentechnikfreien Saatguts - Aktive wissen bald nicht mehr, an welcher Stelle sie sich als erstes für den Schutz 

der gentechnikfreien Landwirtschaft einsetzeri wollen. Auch in Brüssel und in Baden-Württemberg wird der Vormarsch der Gentechnik ausgebremst.

In Baden-Württemberg formiert sich 
eine breite Ablehnung gegenüber der 

Gentechnik in der Landwirtschaft. 
Grenzüberschreitend wollen Bauern 
vom Oberrhein mit Kollegen aus dem 
benachbarten Elsaß eine gentechnik­
freie Region organisieren. Als Körner­
mais-Erzeuger kennen die Bauern dort 
die Anforderungen der Mühlen nach 
gentechnikfreier Wäre seit Jahren. In 
Überlingen am Bodensee hat selbst der 
Kreisverband der FDP für eine gen­
technikfreie Zone gestimmt, dass 
Landfrauen und der Bauernverband 
auf Kreisebene mitziehen, erwähnt die 
AbL-Landesvorsitzende Anneliese 
Schmeh nur noch am Rande.
Mitte Februar erklärte der baden-würt­
tembergische Landwirtschaftsminister 
Willi Stächele seine Unterstützung für 
gentechnikfreie Zonen.

Gleich zwei Demonstra­
tionen für den Schutz der 
gentechnikfreien Land­
wirtschaft gab es im Fe­
bruar im Ländle (s. S. 4). 
Auch bei den Futtermit­
teln wird Baden- 
Württemberg Vorreiter: 
Etliche der mittleren 
^chlachthöfe fordern von 
Bauern eine Garantie, 
auf Gentechnik in der 
Fütterung zu verzichten. 
Vom Minister bis zu den 
Fleischverarbeitem se­
hen in Baden-Württem­
berg viele die Gentech­
nikfreiheit als besondere 
Qualität.

ms

A ugen au f beim  Saatgutkauf
"l X>r der Aussaat2004 sollten Bäue-
V rinnen und Bauern von ihren 

Saatguthändlem eine Garantieüber 
die Gentechnikfreiheit des Saatguts 
verlangen. Denn die allgemeinen 
Verkaufsbedingungen für Saatgut 
schließen gentechnische Verunreini­
gungen nicht völlig aus.
Eine mögliche Formulierung der 2a- 

. satzeridärung kann heißen:
„Der Verkäufer sichert zu, dass das 

von ihm aufgrund des Kaufvertrages

vom

an Betrieb

als Käufer gelieferte 
Saatgut frei von GVO

Netzwerk
gentechnikfreie
Landwirtschaft

Netzwerk für eine gentechnikfreie Landwirtschaft 
c/o Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) e.V. 

Bahnhofstr. 31; 59065 Hamm, Tel: 02381-9053173; email: fanalev@aol.com

Erklärung

für das Recht auf gentechnikfreie Erzeugung

Die derzeit laufenden Beratungen um die europäischen Gentechnik-Leitlinien, um das 
nationale Gentechnikgesetz, um die Freisetzung von gentechnisch veränderten 
Pflanzen und um die Reinhaltung des Saatgutes erfüllen die unterzeichnenden 
Bäuerinnen und Bauern mit großer Sorge.
Bei Entscheidungsträgern auf allen Ebenen werden elementare Interessen der Bauern, 
der Verbraucher und der Umwelt zugunsten agrarindustrieller Interessen zurückgestellt.

Deshalb erkläre ich gegenüber der Bundesregierung und den 
Landesregierungen, dass ich auf meinem/unserem Hof keine gentechnisch 
veränderten Organismen ein setzen will.

Ich fordere:

das Recht auf dauerhaft gentechnikfreie landwirtschaftliche Erzeugung

den Schutz gentechnikfreien Saatgutes und gentechnikfreier Futtermittel vor 
Verunreinigung durch gentechnisch veränderte Organismen.

Das Recht auf freien Nachbau von Saatgut

Keine Patentierung von Pflanzen und Tieren

Ich fordere Bund und Länder auf, mit einem Gentechnikvorsorgegesetz der 
gentechnikfreien Landwirtschaft eindeutigen Vorrang einzuräumen und die 
Rahmenbedingungen zu schaffen für eine gentechnikfreie Erzeugung bundesweit, und 
zwar für konventionelle wie für biologische Betriebe. Die Haftung des Verursachers für 
Vorsorgemaßnahmen und Kontrollen und bei Schäden, die durch Anbau, Transport, 
Verarbeitung und Verzehr van gentechnisch veränderten Organismen entstehen, muss 
rechtlich eindeutig festgeschrieben sein. Dazu ist von den Firmen, die gentechnisch 
veränderte Organismen hersteilen und vertreiben, ein Schadensfonds einzurichten. Ist 
ein Verursacher nicht feststellbar, so ist die Beseitigung aller Folgeschäden aus 
öffentlichen Mitteln zu gewährleisten.

Name Adresse Unterschrift

Unterzeichnete Erklärung bitte an Netzwerkadresse (siehe Briefkopf) schicken

Gentechnik-Mais ausgebremst
Der herbizid resistente Mais von Monsanto hat keine Zulassung beim zuständigen 

Ausschuss der EU für den Import bekommen.

IT fe ite rh in  gibt es keine Neuzulas- sung. Jetzt entscheidet der Rat der Um-
YVsi

Nochmals abgewendet: In der EU hat sich für die Zulassung eines herbizidresistenten Maises als 
Lebensmittel bis jetzt keine Mehrheit gefunden. Foto: Archiv

' sung für Gentechnik-Produkte 
zum Verzehr in der EU. Monsanto hat­
te die Zulassung für den Import eines 
gentechnischen Maises beantragt, der 
gegen das hauseigene Totalherbizid 
Roundup resistent ist. Der Antrag be­
zieht sich auf den Import als Nah­
rungsmittel und nicht auf den Anbau 
des Maises in der EU. Im ständigen 
Ausschuss für Gentechnik in Brüssel 
gab es für die Zulassung keine ausrei­
chende Mehrheit. Deutschland ent­
hielt sich der Stimme, Griechenland, 
Dänemark, Italien, Luxemburg und 
Österreich stimmten gegen die Zulas-

weltminister aus den EU-Mitgliedstaa- 
ten darüber. Sollte auch hier keine Ei­
nigung zustande kommen, kann die 
EU-Kommission die Zulassung geneh­
migen.
Seit 1998 sind in der EU weder für den 
Import noch für den Anbau oder die 
Fütterung neue gentechnische Produk­
te zugelassen worden, seit dem gilt das 
defacto-Moratorium. Letztes Jahr ha­
ben die USA mit einigen weiteren Staa­
ten eine Klage vor der Welthandelsor­
ganisation (WTO) eingereicht, um da­
gegen vorzugehen. ms

mailto:fanalev@aol.com
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Aktionen am See, Demo in Tübingen
Eine ganze Aktionswoche für eine gentechnikfreie Landwirtschaft fand 

Anfang Februar in Überlingen (Bodensee) und Umgebung statt, mit­
organisiert auch von der Landes-AbL. Vortrags- und 

Diskussionsveranstaltungen fanden ihren krönenden Abschluss in einer 
Demo mit 500 Menschen, vor allem Schüler/innen sowie konventionelle 

und Bio-Bäuerinnen und -Bauern. In der kleinstrukturierten Landwirt­
schaft werde eine Koexistenz von konventioneller mit gentechnisch 

veränderter Landwirtschaft nicht funktionieren, so der einhellige Tenor. 
In Tübingen brachte ein Aktionsbündnis am 15. Februar fast 1.000 

Menschen auf die Straße, darunter rund 200 Bäuerinnen und Bauern 
mit 20 Traktoren. Unter ihnen auch Herta Däubler-Gmelin (SPD), Vorsit­

zende des Agrarausschusses im Bundestag und Ernst-Ulrich 
Schassberger von der Spitzenköche-Vereinigung „eurotoques", die das 
Bündnis mit kurzen Redebeiträgen unterstützten. Die Landesregierung 

wUrde aufgefordert, sich klar zu einem Verzicht auf kommerziellen 
Anbau von GMO-Pflanzen, zu einem Reinheitsgebot für Saatgut und zu 

rechtlichen Regelungen für gentechnikfreie Zonen zu bekennen, uj

Gentechnikfreie Region gegründet
„Der Wind, Bienen oder Insekten kennen keine Grenzen. Eine Koexistenz 
von Gentechnik anwendenden Bauern und welchen, die darauf verzich­
ten wollen, ist praktisch unmöglich", begründet der AbLer Helmut Ernst 
seine Initiative für eine gentechnikfreie Region in Mecklenburg-Vorpom- 

mern. Nun haben sich in der Region Nebel/ Krakow am See elf Bauern 
zusammengeschlossen, die insgesamt 1.300 ha bewirtschaften 

und freiwillige Selbstverpflichtungen unterschrieben. Die Bauern \  
sind offen für weitere Mitglieder, pm . N

Bayerische Abgeordnete gegen 
Gentech-Großversuch

Schon in Sachsen-Anhalt kann die Bio Mittel Deutschland ihre 
weitreichenden Pläne für einen Großversuch des Anbaus gentech­

nischer Pflanzen rlur in abgespeckter 
Version umsetzen. Nach Gesprächen 
mit dem bayerischen Umweltministe­

rium sollte dort ein weiterer 
Großversuch eingeleitet werden, aber 
der bayerische Agrarausschuss schob 

den Plänen des Ministers Werner 
Schnappauf einen Riegel vor. Der 

CSU-dominierte Ausschuss stimmte 
dem Antrag der Grünen zu, solange 

kein Gentechnikgesetz mit den dazu­
gehörigen Verordnungen 

verabschiedet sei, die Gentechnik 
nicht weiter voranzutreiben, pm

Monsanto hat 
Probleme

Der Gentech-Konzern Monsanto, gibt 
in Europa das Geschäft mit Weizen- 
und Gerstensaatgut seiner Tochter­

firma PBI auf. Dies verlautbarte 
Monsanto unmittelbar nach einer britischen Umweltstudie, die gentech­
nisch veränderte Pflanzen negativ einstufte. Auch die US-Farmer werden 

langsam skeptisch. Sie sind laut Ernährungsdienst verärgert über die 
10prozentige Preiserhöhung des Monsanto-Konzerns für seine gentech­

nischen „Roundup-Ready-Sojabohnen"und fragen sich, ob der 
Mehrpreis den Zusatznutzen der Gentechnik-Bohnen aufwiegt, pm

Gentechnik: Argumente, Lügen und Sprüche
„Wenn Ihnen irgend jemand sagt, dass die Einführung von Genfood die 
Welt ernähren wird, sagen Sie ihm, dass das eine Lüge ist." Steve Smith,

Novartis Seeds
„Anlässlich der Bundestagsdebatte warnt die Deutsche Welthungerhilfe 

davor, Hunger und Unterernährung in der Dritten Welt als Argument für 
eine verstärkte Förderung der Gentechnik zu benutzen. (...) Weltweit 
stehen genügend Nahrungsmittel zur Verfügung, um alle Menschen 

angemessen zu ernähren. Wenn dennoch über 840 Millionen Menschen 
unterernährt sind, hängt das vor allem damit zusammen, dass sie zu 

arm sind, sich Saatgut oder Nahrungsmittel zu kaufen."
Pressemitteilung der Welthungerhilfe

Für ein gentechnikfreies Bayern
5000 Menschen zogen durch München. Klare Botschaften an Bayern und Berlin.

Der Wettergott hat sich schon mal ein­
deutig auf die Seite der 5.000 Bäue­

rinnen und Bauern, Umwelt-, Verbrau­
cher- und Tierschützer sowie Imker ge­
stellt, die am letzten Januarsamstag in 
München zur Staatskanzlei von Edmund 
Stoiber und zum Sitz von Landwirt­
schaftsminister Josef Miller zogen. 80 
Traktoren, unzählige Transparente und al­
lerlei weitere Utensilien hatten sie mitge­
bracht. Alles, um die eine Botschaft zu 
überbringen: „Bayern soll gentechnikfrei 
bleiben!“
Über 30 Verbände und Organisationen hat­
ten zu dieser Demo aufgerufen. Der Vorsit­
zende des Bund Naturschutz Bayern, Hu­
bert Weiger, appellierte an Stoiber: „Die 
Staatsregierung muss aufhören, sich als 
Lobbyist der Gentechnik-Wirtschaft zu be­
tätigen.“ Nach Berlin ging die Forde­
rung, das gerade im Bundeska- 
binett verabschiedete neue

Gcntcchnik- -rar

gesetz „dringend zurückzuziehen und ei­
nen verbesserten Entwurf vorzulegen.“

Von Künast enttäuscht
Die Landesvorsitzende der AbL-Bayem, 
Edith Lirsch, bedankte sich in ihrer Rede 
zuerst bei den Versammelten: „Es ist ein 
guter Tag für die Demokratie.“ Dann kriti­
sierte sie Bundesministerin Renate Kü­
nast. Sie hätte das Gentechnikgesetz 
rundweg ablehnen müssen, „selbst auf die 
Gefahr hin, dass sie damit ihren Minister­
posten aufs Spiel setzt.“
Dem Deutschen Bauernverband (DBV) 
warf sie „ein doppeltes Spiel“ vor: „Wäh­
rend er an der Basis Widerstand gegen die 
Grüne Gentechnik propagiert, lässt Herr 
Sonnleitner keine Gelegenheit aus, für ei­
nen großflächigen Feldversuch zu werben

und eine Haftungsfreistellung von Gen- 
pflanzenanbauem zu fordern.“ Damit 
aber, so Lirsch, würde das Verursacher­
prinzip auf den Kopf gestellt: „Der Land­
wirt, der gentechnikfrei produzieren will, 
muss dies auch weiterhin tun können“, so 
die eindeutige Forderung.
Herrn Sonnleitner und der CDU/CSU, die 
sich laut Erklärung vom 21. Januar 2004 
für einen großflächigen Freilandversuch 
ausgesprochen hätten, empfahl die 
AbL-Landesvorsitzende: „Reisen Sie in 
die USA oder nach Kanada -  da gibt es die­
sen Großversuch bereits, mit allen seinen 
verheerenden Folgen für die Natur und für 
die Bauern!“

Nur ein Auftakt
Die Münchener Demo war nur der Auf­
takt für eine Vielzahl weiterer Aktivitäten 
in den bayerischen Regionen. Sebastian 
Sonner, Vorsitzender der Interessenge­
meinschaft Milchviehhalter Oberbayem, 
kündigte an, er und seine Kollegen würden 
in den kommenden Wochen in ihren Hei­
matgemeinden Schutzzonen beantragen, 
auf denen keine gentechnisch veränderten 
Organismen verwendet werden sollen. So 
soll ein ganzes,Netz von Schutzzonen und 

GMO-freien 
Flächen entste­
hen: „Wenn der 
Abstand von 
Zone zu Zone 
klein genug 
bleibt, kann da­
zwischen kein 
manipuliertes 
Saatgut ange­
baut werden“, 
so das Ziel.
Der Bayerische 
Rundfunk kün­
digte seinen 
Kurzbericht zur 

Foto: Meixner Demo damit an, 
dass in München Bauern, Umweltschüt­
zer und Imker gegen den Gesetzentwurf 
von Bundesministerin Künast demon­
striert hätten. Hätte das der Bayerische 
Bauernverband (BBV) gewusst: Er wäre 
vielleicht doch durch Münchens Straßen 
gezogen. So blieben es lediglich einige 
Biobauem. als Mitglieder des BBV-Ar- 
beitskreises Ökolandbau. Dessen Vorsit-

- zender musste sich die Pfiffe anhören, die 
dem BBV- und DBV-Präsidenten Gerd 
Sonnleitner galten. Das Bayerische Wo­
chenblatt berichtete denn auch nicht von 
der Demo, sondern brachte ein Interview 
mit dem Vorsitzenden des BBV-Arbeits- 
kreises Ökolandbau zum Gentechnikge­
setz. uj
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Der Spion, der Korn siebte
Aufbereiter sollen pauschal Auskunft geben müssen - Ausforschung droht.

Irgendwie ein komisches Gefühl“ hat­
te Matthias Miersch, Anwalt der In­

teressengemeinschaft gegen die Nach- 
baugesetze und Nachbaugebühren, 
schon bei der mündlichen Verhandlung 
Anfang Januar in Luxemburg gehabt. 
Es ging dort vor dem Europäischen Ge­
richtshof (EuGH) darum, ob die Auf­
bereiter von Saatgut auf ein pauschales 
Auskunftsersuchen der Saatgut-Treu- 
handverwaltungs'GmbH (STV) hin 
Daten ihrer Kunden herausgeben müs­
sen, um damit Nachbaugebühren von 
Bäuerinnen und Bauern eintreiben zu 
können. Oder muss die STV zunächst 
konkrete Anhaltspunkte bezüglich der 
Aufbereitung bzw. der Verwendung ge­
schützter Sorten durch die Aufbereiter 
vorlegen, bevor sie weitere Informatio­
nen einfordem kann? Noch ist das Ver­
fahren zwar nicht entschieden, aber 
jetzt hat der Generalanwalt den 
Schlussantrag vorgelegt. Sollte das Ge­
richt seinem Antrag folgen, müssen die 
Aufbereiter der STV Auskunft geben, 
ohne dass der Sortenschutzinhaber 
Anhaltspunkte für die Aufbereitung 
seiner Sorte vorlegt. Der Generalan­
walt Dämaso Ruiz-Jarabo Colomer -  
übrigens derselbe, der die pauschale 
Auskunftspflicht für Bäuerinnen und 
Bauern ablehnte -  kommt zu dem 
Schluss, dass Aufbereiter dem pau­

schalen Auskunftsersuchen der STV 
nachgeben und, ohne weitere Anhalts­
punkte von ihr zu bekommen, die ent­
sprechenden Informationen über ihre 
Kunden weitergeben müssen. Eine 
Ausnahme macht er bei Betrieben, die 
den Bäuerinnen und Bauern mobile 
Maschinen zur Aufbereitung zur Verfü­
gung stellen. Der Generalanwalt stützt 
seine Entscheidung für die allgemeine 
Auskunftspflicht der Aufbereiter im 
Wesentlichen darauf, dass er keine 
Rechtsbeziehung zwischen Pflanzen­
züchtern und Aufbereitem erkennen 
kann, die es den Züchtern bzw. der 
STV ermöglichen würde, über andere 
Vorkehrungen an die gewünschten In­
formationen zu kommen. Zudem habe 
ein Aufbereiter mit weit mehr unter­
schiedlichen Ackerkulturen und Sor­
ten zu tun, so dass die Wahrscheinlich­
keit, dass auch geschützte Sorten dabei 
sind, weitaus größer sei, als bei Bäue­
rinnen und Bauern, so die weiteren 
Ausführungen des Generalanwaltes. 
„Ich kann diese Argumentation nicht 
nachvollziehen“, sagt Matthias 
Miersch, den sein komisches Gefühl 
also nicht getrogen hatte, „denn diese 
Auslegung der entsprechenden 
EU-Verordnung ist das genaue Gegen­
teil der Auslegung durch diejenige, die 
eben diese Verordnung gemacht hat -  
die EU-Kommission.“ Noch in der Ver­
handlung hatte sich der Vertreter der 
Kommission wie schon in der schriftli­
chen Stellungnahme dafür ausgespro­
chen, so zu urteilen wie im EuGH-Ver-

fahren zur bäuerlichen Auskunfts­
pflicht. Also: keine Pauschalauskunft, 
sondern die Vorgabe an die STV, je­
weils Anhaltspunkte vorzulegen, aus 
denen hervorgeht, dass die je-weili- 
ge Bäuerin, der jeweilige 
Bauer die entspre­
chende geschützte 
Sorte im Betrieb ver­
wendet hat. Der 
EU-Kommissions 
Vertreter 
warnte da­
vor. die

Soll wirklich die allgemeine Auskunftspflicht für Aufbereiter kommen? 
Die EU-Kommission mit Agrarkommissar Franz Fischler muss jetzt
handeln.

Auskunftspflicht als Instrument für 
Ausforschung und Denunziation zu 
missbrauchen. „Dem wird nun Tür und 
Tor geöffnet, wenngleich noch viele 
Dinge unklar sind“, prophezeit Mat­

thias Miersch, hinten herum dürfen 
nun über die Aufbereiter Dinge aus­
spioniert werden, die direkt nicht er­
fragt werden können. Das ist der Gene­
ralanwalt bereit in Kauf zu nehmen, 
hat er doch in seinem Schlussantrag 

mehrfach darauf hingewiesen, dass 
er sehr bewusst für Aufbereiter eine 

andere, weitreichendere Aus­
kunftsverpflichtung entschieden 

wissen will als für Bäuerinnen 
und Bauern. Auch das er 

sich damit in Wider­
spruch zum Ge­
setzgeber begibt, 
nimmt er zu 

I Kenntnis. In so 
fern gerät nun un­
weigerlich die 
EU-Kommission 
als dieser Gesetz­
geber in Zug­
zwang, durch 
eine Änderung 
der Verordnung 
das Ganze wieder 
gerade zu rücken. 
Will die Kommis­
sion tatsächlich 
keine allgemeine 
Auskunfts­
pflicht, weder für 
die Bäuerinnen 

und Bauern noch für die Aufbereiter, 
will sie tatsächlich Ausforschung und 
Denunziation verhindern, muss sie 
jetzt handeln und die Verordnung ent­
sprechend ändern. cs

Foto: Dagenbach

Frisierte Freiheit
Kartellrechtsbedenken am Kooperationsabkommen vor dem Bundesgerichtshof

Freier Wettbewerb ist nicht gerade 
das Stichwort, das einem zum Kom­

plex der Nachbaugebühren und der Art 
und Weise ihres Einzuges durch eine 
einzige Organisation, die Saatgut-Treu- 
handverwaltungs GmbH (STV) ein­

fällt. Nicht umsonst beschäftigte sich 
auch das Bundeskartellamt mit der An­
gelegenheit. Das Kooperationsabkom­
men, wie es bis 2001 vom Bauernver­
band und dem Bundesverband deut­
scher Pflanzenzüchter zum Eintreiberi

der Nachbaugebühren durch die STV 
benutzt wurde, war, so äußerte nun ein 
Vertreter des Bundeskartellamtes vor 
dem Bundesgerichtshof (BGH), nicht 
kartellrechtskonform. Das Amt be­
mängelte, dass es dem einzelnen Bau­
ern nicht möglich gewesen sei, direkt 
mit einem Züchter über die Nachbau- 
gebühr zu verhandeln. Schließlich war 
die STV bereit, ab dem Jahr 2002 einen 
entsprechenden Passus in die Nach- 
bauerklärung aufzunehmen. Zuvor 
hatte die STV in Gerichtsverfahren al­
lerdings mehrfach behauptet, es gebe 
keine kartellrechtlichen Bedenken. 
Nun stellt der BGH die Nachbauge­
bühren auf einen kartellrechtlichen 
Prüfstein. Ursprünglich sollte das Ur­
teil noch am Nachmittag nach der Ver­

handlung gesprochen werden, dann 
ließ der Senat verkünden, man brauche 
noch bis zum 11. Mai. Noch vorher, 
nämlich im April, wird das Bundeskar­
tellamt die Akten zum Thema wieder 
aufschlagen, und überprüfen, ob es zu 
individuellen Vereinbarungen über 
Nachbaugebühren gekommen ist bzw. 
überhaupt kommen konnte. Dabei will 
es ausdrücklich die Erfahrungen von 
Bäuerinnen und Bauern in die Unter­
suchungen mit einbeziehen. Deshalb 
ruft die IG Nachbau alle, die Entspre­
chendes versucht haben, auf, sich bei 
ihr zu melden, damit die Ergebnisse 
dann gebündelt an das Bundeskartell­
amt weiter gereicht werden können.

cs

Auf nach Frankfurt!
T " \o r t  verhandelt am 29. März das Obcrlandesgericht über das Auskunfts- 
JL/verfahren des Bauern Christian Schulin. Das OLG Frankfurt hatte den 
EuGH angerufen und bekanntlich von dort die Antwort erhalten, die STV 
müsse Anhaltspunkte vorlegen, bevor sic Informationen zum Nachbau von 
Bäuerinnen und Bauern erfragen dürfe. Die Verhandlung war zunächst für 
Dezember angesetzt und dann auf Ende März verschoben. Wer Lust hat, mit 
nach Frankfurt zu kommen, melde sich für genaue Infos zu Ort und Zeit bei 
der IG Nachbau.
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Frankreich 
koppelt

Ein Teilentkopplungs- 
Wirrwar will sich die fran­

zösische Regierung bei 
der Umsetzung der 

EU-Agrarreform leisten. 
Auf seiner Sitzung am 18. 

Februar beschloss Frank­
reichs Kabinett, 25 %  der 
Ackerprämien weiterhin 

an die Getreideerzeu­
gung zu koppeln, 75 %  

zu entkoppeln; die Mut- 
terkuhprämie und die 

Schlachtprämie für Kälber 
zu 100 %  gekoppelt zu 
lassen; die anderen Rin- 
derschlachtprämien zu 

40 %  zu koppeln und die 
Schaf- und Ziegenprä­

mien zu 50 %  zu entkop­
peln. Die entkoppelten 
Prämien sollen gemäß 

der historischen Vertei­
lung der Jahre 

2000-2002 auf die Betrie­
be verteilt werden (refe­

renzbezogene 
Betriebsprämie).

Regionalmodell 
in England

Die britische Landwirt­
schaftsministerin Marga­

ret Beckett hat Mitte 
Februar angekündigt, in 

England das Regionalmo­
dell der Entkopplung zu 

wählen. Das dortige Mo­
dell sieht vor, dass 10 %  

aller entkoppelten Direkt- 
zahlungen im Jahr 2005 
einheitlich auf alle Nutz­

flächen umgelegt wer­
den. In den Folgejahren 

sollen jeweils weitere
15 %  folgen, so dass im 

Jahr 2012 alle Prämien in 
die regional einheitlichen 

Prämienrechte überge­
gangen sind. Dabei soll 

England in Unterregionen 
aufgeteilt werden. Die 

anderen britischen Teil­
staaten Wales, Irland und 

Schottland wollen das 
Modell der referenzbezo­

genen Betriebsprämien 
anwenden.

Umsetzung EU-Agrarreform: 
Bundesländer wollen schieben

Mehrheit der Länder für das Kombimodell, aber auch für ein Aufschieben der Angleichung auf das Jahr 2010. Der 
Agrarausschuss des Bundesrates hat sich am 18. Februar mit deutlicher Mehrheit im wesentlichen hinter das Kombimodell 

gestellt, das die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Agrarreform vorsieht. Ein Antrag von 
Bayern und Sachsen, statt des Kombimodells das referenzbezogene Betriebsprämienmodell einzuführen, wurde nur von 

Hessen unterstützt, 13 Länder stimmten dagegen - eine klare Mehrheit.

Allerdings will eine Mehrheit der Län­
der an dem Kombimodell noch eine 

Wesentliche Änderung vornehmen, und 
zwar den Angleichungszeitraum nach hin­
ten verschieben. Während im Gesetzent­
wurf dieser Zeitraum im Jahr 2007 be­
ginnt und im Jahr 2012 mit dem Ergebnis 
der regional einheitlichen Prämien je 
Hektar endet, haben im Bundesrat-Aus- 
schuss 10 Länder dafür gestimmt, erst 
2010 den ersten Schritt der Angleichung 
der Prämienrechte zu gehen und den letz­
ten Schritt 2013.
Die Grafik zeigt den Verlauf der beiden 
Kurven. Laut Gesetzentwurf werden im 
Jahr 2007 die referenzbezogenen Betriebs- 
prämienanteile um 10 % verringert und 
auf alle Prämienrechte einer Region ver­
teilt (genauer: Die Abweichung der einzel­
betrieblichen Prämienrechte vom Ziel­
wert der Region wird 2007 um 10 % verrin­
gert). Die Mehrheit der Länder will diesen 
ersten Schritt erst im Jahr 2010 vollzie­
hen, dann aber nicht nur in Höhe von 10 
%, sondern von 25 %.
Von diesem Aufschieben profitieren all 
jene, die einzelbetrieblich auf Prämien­
rechte kommen, die weit oberhalb der re­
gional einheitlichen Prämienrechte (Ziel­
werte) liegen, und das sind intensive Bul­
lenmäster und jene Milchviehbetriebe, die 
weit mehr als 8.000 bis 9.000 Liter Milch 
je Hektar melken. Alle anderen Betriebe -  
und das ist die Mehrheit der landwirt­
schaftlichen Betriebe -  stellt ein Aüfschie- 
ben finanziell schlechter als der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung. 
Innerhalb der Sektoren Milch und Bullen­
mast führt das Aufschieben zu Verzerrun­
gen. Bei der Milch bleibt ein Prämien­
nachteil der Milchbetriebe auf Grünland 
gegenüber jenen auf Ackerland (Silomais) 
von bis zu 300 Euro je Hektar -  die nächs­
ten Quotenbörsen lassen grüßen (denn für 
die Berechnung der referenzbezogenen 
Betriebsprämie zählt bei der Milch die ein­
zelbetriebliche Quote zum 31.03.2005, 
also in der Zukunft!). Ein Aufschieben 
bringt also die intensiven Milchviehbetrie­
be auf den Ackerstandorten des Nordens 
in einen Vorteil gegenüber denen der 
Grünlandregionen in Hessen, Ba­
den-Württemberg und Bayern. Dennoch 
stimmten diese Länder für ein 
Aufschieben.
Bei der Bullenmast führt das Aufschieben 
dazu, dass just die Kleinerzeuger verlie­
ren, während die Bullenmäster oberhalb

der Kleinerzeugerre- 
gelung nichts verlie­
ren, ja sogar teilweise 
einige Jahre noch ge­
winnen! Denn anders 
als die Kleinerzeuger 
bekommen die ande­
ren Bullenmäster für 
ihre Fütterflächen, für 
die sie bisher keine 
Flächenprämien er­
halten haben, nun die 
Ackerprämienrechte 
zugewieseri. Sie ver­
lieren zwar -  wie die Kleinerzeuger -  die 
Schlachtprämien (für die Grünland-Prä- 
mienrechte) von insgesamt 100 Euro/Tier, 
aber das wird ihnen durch die neuen Prä­
mien für die Futterfläche in der Regel voll 
ausgeglichen. Die Kleinerzeuger bekom­
men diesen „Ausgleich“ nicht, verlieren 
aber sehr wohl auch die Schlachtprämien. 
Wenn also der bayerische Minister Miller 
beklagt, das Kombimodell belaste die flä­
chenarmen Betriebe zugunsten der Groß­
betriebe im Osten, müsste er eigentlich ge­
gen das Aufschieben stimmen. Bayern hat 
aber für das Aufschieben gestimmt.

Warum das Jahr 2010 für den Aufschub ge­
wählt wurde, hängt sicherlich auch damit 
zusammen, dass die EU-Kommission just 
für das Jahr 2009 eine „Halbzeitbewer­
tung“ der nun eingeleiteten EU-Agrarre­
form angekündigt hat. Das Kalkül: Jede 
Umverteilung, die erst auf später ange­
setzt ist, könnte womöglich durch eine Re­
vision auf EU-Ebene gestoppt werden. Da­
rauf setzen einige, auch wenn die Aussich­
ten dafür äußerst gering sind, denn ange­
sichts der Haushaltsdiskussionen in der 
EU wird es wohl eher früher als später zu 
Umverteilungen kommen. uj

Wegweisende Anträge
Saarland und Schleswig-Holstein für Prämiensockel

Das CDU-regierte Saarland hat einen 
wegweisenden Antrag in das Bundes­

ratsverfahren zur Umsetzung der Agrarre­
form eingebracht: Oberhalb eines Prä­
miensockels je Betrieb und Jahr von
150.000 Euro sollen nur dann noch Di­
rektzahlungen gegeben werden, wenn 
mehr als vier Arbeitskräfte im Betrieb so­
zialversicherungspflichtig beschäftigt 
sind. Für jede weitere Arbeitskraft sollten 
maximal 30.000 Euro Direktzahlungen 
fließen. Der Antrag des saarländischen 
Landwirtschaftsministers Stefan Mörs­
dorf beschränkte diese Anbindung an die 
Arbeitskraft auf die referenzbezogenen 
Betriebsprämienanteile (also vor allem 
auf Bullenprämie und Milchprämie). Ge­
genüber der „tageszeitung“ (taz) begrün­
dete Mörsdorf den Antrag so: „Es ist doch 
nicht einzusehen, dass Riesenbetriebe mit 
ganz wenigen Mitarbeitern Millionenbe­
träge erhalten, während kleinere Familien­
betriebe mit mehreren Arbeitskräften viel

weniger bekommen.“ Der Antrag wurde 
im Unterausschuss des Bundesrats-Agrar- 
ausschuss nur von Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein unterstützt, alle 
anderen stimmten dagegen.
Das Land Schleswig-Holstein hat einen An­
trag eingebracht, dass aus 35 % aller Direkt­
zahlungen ein Prämiensockel je Hektar 
Acker- und Grünland gebildet wird, der 
etwa 114 Euro/ha entsprechen würde. Ins­
besondere soll damit ein höherer Prä- 
mien-Einstieg für das Grünland gewährleis­
tet werden. In Baden-Württemberg oder 
Rheinland-Pfalz liegt der Einstieg laut Kom­
bimodell derzeit bei unter 60 Euro/ha. Mit 
diesem Antrag hat Schleswig-Holstein eine 
Forderung der Plattform-Verbände (u.a. 
AbL und Euronatur) aufgegriffen. Der An­
trag wurde im erwähnten Unterausschuss 
aber nur von Sachsen-Anhalt und dem 
Saarland, im Agrarausschuss dann lediglich 
von Hamburg und dem Saarland unter­
stützt. - uj
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Aktionsbündnis Biomilch 
weitet sich aus

Das Aktionsbündnis der Biomilch-Lie- 
fergemeinschaften hat alle Bio- 

milch-Vertreter in Deutschland zum Itef- 
fen auf der BioFach eingeladen. Das 
Bündnis ist im letzten Jahr auf Initiative 
der Biomilch-Liefergemeinschaften der 
Molkereien Scheitz und Söbbeke entstan­
den und hat im Herbst den ersten Milch­
streik in Deutschland durchgeführt (siehe 
BS 10/2003). 31 Teilnehmer, die in 22 Bio- 
milch-Liefergruppen an 17 Molkereien lie­
fern, sind gekommen. Sie repräsentieren 
gut zwei Drittel der in Deutschland produ­
zierten Biomilch. Das Bündnis wächst! 
Einstimmig , erklärten alle Vertreter sich 
bereit zu einer Zusammenarbeit mit dem 
Aktionsbündnis.
„Zentrales Thema wird der Biomilchpreis 
bleiben“, erklärte Lorenz Huber, Natur- 
land-Vertreter im Aktionsbündnis. Der 
durchschnittliche Preis für Biomilch lag
2003 bei knapp 34 Cent. Dafür findet Rü­

diger Brügmann vom Bioland-Verband 
deutliche Worte: „Ein Rückgang zum Vor­
jahr von rund 1,5 Cent, den wir nicht hin­
nehmen können! “ Vor allem der freie Han­
del mit Biomilch-Übermengen („Bio- 
milch-Spotmarkt“) wird verurteilt. Über­
mengen Werden zwischen den Molkereien 
zu Niedrigpreisen bis zu 30 Cent frei Mol­
kerei gehandelt. „Hier müssen wir über 
neue Auszahlungssysteme nachdenken 
und den Spotmarkt unterbinden“, so die 
Biomilch-Vertreter zu weiteren gemeinsa­
men Maßnahmen im Bündnis. „Wenn wir 
warten, bis der Markt die Übermengen re­
gelt, ist der Preis kaputt! Das müssen wir 
selbst in die Hand nehmen.“ Darum arbei­
tet das Aktionsbündnis jetzt Vorschläge 
für ein Biomilch-Quotensystem aus. pm

Kontakt: Rüdiger Brügmann, Milchkoordinator 
des Bioland-Verbandes, Tel. 0821/34680-118, Fax 
-120, E-mail: rbruegmann@bioland-bayern.de

■ ■ ■ ■ ■ P P i

Die Bio-Verbände Biolafid, Naturland, Demeter und Biokreis haben das Treffen des Aktionsbündnisses 
ausgerichtet. Im Bild die drei Sprecher des Bündnisses (v. I.): Hans Harrer (Bioland), Lorenz Huber (Natur­
land) und Johannes Berger (Bioland-Milcherzeuger) sowie Rüdiger Brügmann (Bioland). Foto: Brügmann

Weniger wäre mehr
ln Frankreich will die Confederation paysanne durch eine Reduzierung der Gesamtproduk­

tion den Milchpreis wieder zum Steigen bringen und damit bäuerliche Betriebe retten.

Der Unmut der europäischen Milcher­
zeuger hat sich ja bereits am 20. Janu­

ar Luft gemacht (die Bauemstimme be­
richtete). Was gibt es Neues bei unseren 
französischen Nachbarn, wollten wir wis­
sen und sprachen mit Dominique Mace, 
Mitarbeiter der Confederation paysanne 
(CP), dem französischen Verband für bäu­
erliche Landwirtschaft.
Die Situation ist zunehmend blockiert. 
Verhandlungen bei Onilait (Amt für 
Milchproduktion) sind von Vertretern der 
FNPL (Dachverband der Milcherzeuger) 
und der FNCL (Dachverband der Milch­
zusammenschlüsse) boykottiert worden. 
Onilait hätte die Entscheidungsgewalt, die 
Milchproduktion merklich zurückzufah­
ren, ohne die betriebseigenen Referenz­
mengen zu verringern. Nach Aussage der 
CP würde eine Produktionsminderung um 
ein Prozent verbunden sein mit einer

Preiserhöhung um drei Prozent für die 
Milcherzeuger. Agrarminister Gaymard 
hingegen plant, mit Fördergeldem bis zum 
Jahr 2010 40.000 Milcherzeuger zur Auf­
gabe zu bewegen. Das wäre mehr als jeder 
Dritte von heute noch 110.000 melkenden 
Betrieben. Entsprechend heftig gestalten 
sich zur Zeit die Proteste. Da werden Mol­
kereien blockiert, ganze Wagenladungen 
Milch müssen entsorgt werden. Bauern 
und Bäuerinnen -  ob vom französischen 
Bauernverband FNSEÄ oder von der CP -  
wissen längst, dass sie an einem Strang 
ziehen müssen, um den Milchpreisverfall 
aufzuhalten. Schließlich steht die für Juli
2004 beschlossene Herabsetzung des 
Interventionspreises noch bevor. In eine 
angedachte EU-weite Direktbeihilfe für 
Milcherzeuger setzt die CP wenig 
Hoffnung, da diese zu große Kosten 
verursachen würde. we

Ein Cent durch den Streik
Die Preisverhandlungen der Bio-Molkerei Söbbeke mit ihren Anlieferen 
sind beendet. 34 Cent pro kg Milch im Januar, 33 im Februar, 32 im 
März. Jürgen Rademacher, Vorstand des Erzeugerzusammenschlusses 
Biomilch Elbe-Weser-Ems ist damit zufrieden. „Dieses Angebot kam so 
nicht von Söbbeke," sagt er „die hatten für Januar einen Cent weniger 
angeboten." Dass die Erzeuger den Cent bei den Preisverhandlungen 
herausgekriegt haben, liegt für Rademacher am Biomilchstreik im letzten 
Jahr und an der großen Solidarität, die es dabei unter den 
Biomilcherzeugern gab. eda

Öko-Prämien an Arbeitskräfte binden
„Wir schlagen für die Öko-Prämien eine Anbindung an die Arbeitskräfte 
vor." Diese Forderung stellte der AbL-Bundesvorsitzende Friedrich 
Wilhelm Graefe zu Baringdorf in Nürnberg zur Eröffnung der BioFach. 
Bisher sind die Fördergelder für ökologisch wirtschaftende Betriebe 
ähnlich gestaltet wie die allgemeinen Agrargelder. Auch hier spielt es 
keine Rolle, wie arbeitsintensiv gewirtschaftet wird, die Öko-Prämien 
nützen am meisten den rationalisierten Betrieben. Dies sei in der heuti­
gen Situation, wo das Angebot auf dem Biomarkt die Nachfrage 
übersteige, besonders problematisch, erklärte Dietmar Groß. Der 
Biobauer und AbL-Biobeauftragte erläuterte: „Unter solchen Bedingun­
gen haben es besonders die Betriebe mit relativ hohen Erzeugungkosten 
schwer". Es sei zu beobachten, dass sich auch im Biobereich die rationa­
lisierten Betriebe durchsetzten, weile sie noch zu Preisen anböten, zu 
denen vielfältige bäuerliche Betriebe nicht mehr mithalten könnten. Für 
Graefe zu Baringdorf ist die AbL-Forderung keineswegs Utopisch: Das 
Saarland zeige, dass eine Anbindung der Prämien an die Arbeitskräfte 
schon heute möglich sei. Dort sind die Zahlungen aus den 
Agrarumweltprogrammen an diesen Faktor gekoppelt, pm

Entwarnung für Freilandgeflügel
Das BundeslandWirtschaftsministerium sieht derzeit keine Veranlassung, 
zum Schutz gegen die Vogelgrippe eine Aufstallungsverpflichtung für 
Geflügel zu erlassen. Der Präsident des Zentralverbandes der Deutschen 
Geflügelwirtschaft Gerhard Wagner hatte das Bundesministerium um 
eine Aufstallungspflicht gebeten, da auch der Vorstand der zuständigen 
niederländischen Branchenorganisation beschlossen habe, eine solche 
Verpflichtung für Hühner, Puten und Enten, die im Freiland gehalten 
werden, zu erlassen. Befürchtet werde die Einschleppung von Geflügel- 
pesterregern aus Südostasien über den nun beginnenden Wildvogelzug. 
So solle das Gebot in den Niederlanden bis Anfang oder Mitte April 
gelten. Die Eier kurzzeitig aufgestallter Hennen können nach Aussage 
der EU-Kommission weiterhin als Freilandeier vermarktet werden. Wegen 
der in Asien grassierenden Vogelgrippe sowie neuer Fälle von Geflügel­
pest in den USA werden im internationalen Eierhandel Verschiebungen 
erwartet. So hat Hongkong seine Lieferbeziehungen mit der EU kürzlich 
wieder aufgenommen, pm

Unmut über UBA-Forschungsprojekt zu PSM
Nachdem der Bauernverband bereits gegen „Bauernspione" und eine 
„Kriminalisierung" der Landwirtschaft gewettert hatte, hat nun der 
rheinland-pfälzische Landwirtschaftsminister Hans-Artur Bauckhage das 
vom Umweltbundesamt ausgeschriebene Forschungsvorhaben zur 
„Erfassung des Fehlverhaltens bei der Anwendung von Pflanzenschutz­
mitteln" als „schallende Ohrfeige für die Landwirtschaft" bezeichnet. Die 
Landwirte in Rheinland-Pfalz seien überwiegend „Spezialisten ihres 
Faches", es bedürfe keiner Kontrolle von oben, die als Forschungsprojekt 
verkleidet werde. Die Bauernstimme hat mit dem Leiter des Umweltbun­
desamtes über dieses Thema gesprochen (siehe Seite 14). we

Ja zur intensiven Tierhaltung
Die intensive Tierhaltung hat in den Niederlanden eine Zukunft. Das 
betonte Landwirtschaftsminister Cees Veerman kürzlich im Namen der 
Regierung. Die Regierung sei der Auffassung, dass so eine weitere 
Abwanderung der Tierhaltung verhindert werden könne. Veerman 
sprach sich außerdem für schärfere Tierhaltungs-Standards in der Euro­
päischen Union und für die Förderung von Qualitätssicherungssystemen 
und Gütezeichen aus. Gut für die Haager Regierung, dass Qualitätssi­
cherungssysteme nicht das Wohl der Tiere als Kernthema haben, eda

mailto:rbruegmann@bioland-bayern.de
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QS -  Tierschutzbund steigt aus
Der Deutsche Tierschutzbund hat seine Mitarbeit im Kuratorium QS 

„Qualität und Sicherheit" beendet. „Das QS-Siegel hat mit Tierschutz 
nichts zu tun und suggeriert dem Verbraucher das Gegenteil", erklärt 

Tierschutzbund-Präsident Wolfgang Apel den Ausstieg. QS werbe zwar 
damit, tier- und umweltgerecht zu sein, doch müssten bei der Tierhal­

tung völlig ungenügende gesetzliche Mindestanforderungen erfüllt 
werden, die ohnehin jeder Tierhalter in Deutschland einhalten müsse. 

Maßgeblich für den Ausstieg war, dass mehrere Anträge des Tierschutz­
bundes, bei der Vergabe des QS-Siegels die Tierhaltungs-Vorschriften zu 

verschärfen, „abgeschmettert" wurden, pm

Foodwatch kritisiert QS
Die Verbraucherorganisation Food­

watch kritisiert dass fehlende 
BSE-Kontrollen bei QS-zertifizierten 

Schlachthöfen nachgewiesen worden 
sind, und fehlende Qualitätskriterien 
im QS-System. BMVEL-Staatssekretär 

Berninger forderte den Bauernverband 
auf, die Gentechnikfreiheit ins 
QS-System aufzunehmen, pm

Qualität und Sicherheit ö 
für Lebensmittel £

Wirklich?
200 Melkroboter

Nur etwa 200 Melkroboter gibt es bisher in deutschen Milchviehställen, 
davon wurden 25 im letzten Jahr angeschafft. Damit ist die von den 

Herstellern vor zehn Jahren angekündigte „Zeitenwende" beim Melken 
bisher ausgeblieben. Fachleute bescheinigen dem Roboter immer noch 

technische Mängel, Software-Probleme und viel zu hohe Anschaffungs­
kosten. Mehr Roboter gibt es laut Elite in Holland, Frankreich, Dänemark 
und Schweden. Entwickelt wurde der Melkroboter von den niederländi­

schen Unternehmen Lely, Prolion und Insentec. Mittlerweile sind aber 
auch die änderen großen Melktechnik-Konzerne (DeLaval, Westfalia, 

Fullwood/Lemmer, Gascoigne-Melotte und Boumatic) in diesen Markt 
eingestiegen. Marktführer ist aber Lely mit weltweit 1.500

Roboter-Anlagen, en

Keine Putenmast ohne Nifursol?
Auf die starke und „ausweglose" Abhängigkeit der Putenmast vom 
Einsatz von Medikamenten haben Bauernverband und Vertreter der 

Mäster die Abgeordneten des Europa-Parlaments hingewiesen: ohne die 
Verabreichung des Medikaments Nifursol in den ersten Lebenswochen 

könne man die Schwarzkopfkrankheit nicht verhindern, pm

Putendiebe antibiotika-gefährdet
Wie die Rostocker Ostseezeitung meldet, stahlen Diebe aus der agrarin­
dustriellen Putenmastanlage Ahrenshagen neun Puten. Das Landratsamt 

warnte vor dem Verzehr, weil in den Puten noch Antibiotika in voller
Dosis enthalten seien, pm

Frankreich zieht .Bienenkiller" aus dem 
Verkehr

Das als mutmaßlicher „Bienenkiller" in Verruf geratene Insektizid Regent 
TS der deutschen Konzerne BASF und Bayer wird in Frankreich bis auf 
weiteres vom Markt genommen. Derzeit ermittelt ein Untersuchungs­
richter gegen die Konzerne und ihre Firrrienchefs wegen Handels „mit 

giftigen landwirtschaftlichen Produkten mit Schädigungen für die 
Gesundheit von Mensch und Tier". In Deutschland ist das Insektizid 

nicht zugelassen. Es ist bekannt unter dem Namen des
Wirkstoffs Fipronil. pm

Schlacht-Anteile
ln den Niederlanden entfällt mehr als die Hälfte aller Schweineschlach-' 
tungen auf nur zwei Firmen (BestmeaVDumeco mit 44% und Hendrix 

Group mit 16%). In Dänemark dominiert Danish Crown mit 90% (einzi­
ger nennenswerter Konkurrent: Tican mit 6%). In Deutschland, so eine 

ISN-Mitteilung, sieht die Marktvörteilung gegenwärtig so aus: Bestmeat 
(NFZ, Moksel) mit 17,3% vor Tönnies (11,7), Westfleisch (8,3) und D+S 

(5,8). Auf weiteren Plätzen: Südfleisch, Barfuss, Gausepohl, Färber, Böse­
ier, Vogler, Tummel, Vosding, Schmitz/Brand und Simon-Fleisch. ED

„Auf gleicher Augenhöhe 
verhandeln“

Schweizer Biobauern nehmen den Vertrieb ihrer Milch selbst in die Hand

400 Biomilchbauern aus der Ost­
schweiz haben Anfang 2000 die Bio- 

milchpool GmbH gegründet. Sie waren 
unzufrieden mit den Preisen und stiegen 
aus ihren Verträgen mit den Molkereien 
aus und selbst in die Vermarktung ihrer 
Milch ein. 25 Mio kg Milch konnten sie 
zum 1. Mai 2000 um durchschnittlich 3 
Rappen teurer verkaufen als bisher.

Was ist der Biomilchpool?
Der Biomilchpool ist ein eigenständiges 
Unternehmen, das heißt, er bezieht die 
Milch von den Bauern, verhandelt mit ver­
schiedenen Verarbeitern über Mengen 
und Preise und organisiert den Transport. 
Während zum Beispiel bei Genossen­
schaften die gesamte Milch von einem Ab­
nehmer gekauft wird, kennt der Verarbei­
ter, der Milch vom Biomilchpool bezieht,

Die Bauern können unter 
sich ausmachen, wie sie die 

Preise gestalten.

den Lieferanten nicht mehr. „Er bestellt 
einfach Milch“, erklärt Peter Bücher, 
Milchexperte bei der bio suisse. „Und die 
Bauern können unter sich ausmachen, wie 
sie die Preise gestalten,“ „Der Biomilch-, 
pool ist eine Möglichkeit, um Marktmacht 
von den Verarbeitern zurückzuerobem“, 
bestätigt auch Herbert Karch von der 
Kleinbauern Vereinigung in der Schweiz 
(VKMB).
Der Pool erstarkte mit der Pleite von 
Swiss Dairy Food (SDF) Ende 2002. Der 
größte Biomilchverarbeiter der Schweiz 
hatte wegen Finanzproblemen seinen Lie­
feranten die Verträge während der Lauf­
zeit gekündigt und den Preis um 3,5 Rap­
pen gesenkt. Der Biomilchpool lehnte Ver­
träge mit der SDF zu einem tieferen Preis 
ab und zog es vor, seine Milch im Tagesge­
schäft abzusetzen. Dies hatte einen Sys­
temwechsel zur Folge: Seitdem organi­
siert der Pool die Verwertung von Bio- 
milch-Überschüssen selbst und hat inzwi­
schen fast den kompletten Schweizer 
Markt unter sich.

Eigene Überschussverwertung 
bringt Transparenz
Marco Schmidt ist Mitgründer der Bio­
milchpool GmbH und Bergbauer in Grau­
bünden. Für ihn ist das Pooling eine Be­
freiung: ,;Wir sind nicht völlig abhängig

von Emmi. Wir können die Überschüsse 
selbst auf dem konventionellen Markt ver­
kaufen und vermeiden so, dass die Verar­
beiter den Bauern Preisabschläge für 
Überschussverkäufe weiterreichen und 
diese gleichzeitig billig auf den Schweizer 
Biomarkt werfen“. Peter Bücher erklärt, 
dass bisher große Verarbeiter eher zu viele 
Bauern unter Vertrag genommen hätten, 
um zum Beispiel für große Aktionen mit 
Migros oder Coop gerüstet zu sein. Damit 
haben sie die Überschussproduktion be­
wusst angekurbelt.
Die Überschussverwertung ist für den 
Pool nicht ohne Risiko. Im letzten Früh­
jahr hatte man sich mit der Marktentwick­
lung verschätzt. Es war zu viel Biomilch 
da und die Lieferanten mussten einen 
Preisabschlag von 3 Rappen pro Kilo hin­
nehmen. Im Milchjahr 2003/04 wird die­
ses Risiko durch den „Biomilch-Rappen“ 
abgefangen. Alle Schweizer Biomilchbau- 
em müssen den Rappen berappen, um 
Überschussverkäufe des Biomilchpools 
abzustützen. „Für ein Jahr soll die Diskus­
sion um Preise und Mengen aussetzen. 
Danach sollen die Milchvertreter selbst 
entscheiden, ob sie den Pool als Über­
schussverwerter für die ganze Schweiz 
anerkennen“, erklärt Peter Bücher.

Der Pool wächst
Aktuell vermarktet der Biomilchpool etwa 
die Hälfte der Schweizer Biomilch, also 90 
Mio kg. 2003 ist mit dem Berner Biomilch­
ring der erste Verband aus der Zentral­
schweiz beigetreten. „Der Biomilchpool 
ist interessant für Verkehrsmilchprodu- 
zenten, die keinen Verarbeiter in der Nähe 
haben. Diese können beim Pool bessere 
Preise erzielen“, bewertet Marco Schmidt. 
Zumindest haben sie eine bessere Chance, 
dass ihre Milch überhaupt abgeholt wird, 
da der Pool versucht, solidarisch alle Bau­
ern einzubeziehen. Dafür müssen Betrie­
be mit hohen Transportkosten allerdings 
derzeit einen Abschlag von 1,5 Rappen 
hinnehmen. Für die Kleinbauern Vereini­
gung hängt der Erfolg des Pools maßgeb­
lich vom Zusammenhalt der Teilnehmer 
ab, sonst könne es passieren, dass sich die 
Macht erfolgreicher Manager verselbstän­
dige, wie es in den Molkereikonzemen in 
den letzten Jahren passiert sei. Alle sind 
sich aber einig, dass der Biomilchpool kei­
ne Absatzgarantie ist: „Die Bauern müs­
sen sich regional organisieren“, fordert 
Marco Schmidt. „Direktvermarktung, re­
gionale Initiativen und unabhängige Kä­
sereien sind Möglichkeiten, dem Markt­
wind zu trotzen“, sagt Herbert Karch.

eda
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Betriebsspiegel:
Der Betrieb liegt im Allgäu bei 
Memmingen.
Im Kuhstall werden gehalten: 
ca. 45 Schwarzbuntkühe, 
ca 55 Jungvieh.
39 ha LN, davon T5 ha Pacht,
4 ha Silomais, 4 ha Kleegras,
4,5 ha Jungviehweiden, 26,5 ha Grün­
land, 3,7 ha Waldfläche

Warum die gschdaade* Zeit auch 
nicht mehr das ist, was sie mal war 

Alles könnte so schön sein, kurz vor 
Weihnachten, draußen auf dem Hof ist 
endlich Ruhe eingekehrt, im Stall läuft 
es mal zur Abwechslung richtig rund ... 
Nur die Tatsache, dass der Bauer un­
längst seine ungeliebte Genossen­
schaft gegen eine Deutsche Parma-

lat-Tochter eingetauscht hat stört die 
vorweihnachtliche Idylle insofern ganz 
beträchtlich, weil der Mutterkonzem 
Parmalat zur Zeit auf der Suche nach 
ein paar Hundert Millionen (oder sind 
es gar 16 Milliarden Euro) ist und diese 
partout nicht finden will. Auch der Ge­
danke, dass diverse Reisen von illu- 
stren Kurienkardinälen des Vatikans

Was ein Allgäuer Milchbauer mit 
dem AC Parma gemein hat -  oder 
warum die gschdaade Zeit auch 

nicht mehr das ist, was sie mal war

Im grünen, hügeligen Oberallgäu, der 
südwestlichsten Ecke Deutschlands, 

steht in über 800 Höhenmetem am 
Rande eines Weilers ein typischer All­
gäuer Bauernhof. Dessen frühere Be­
sitzer kämpften schon im Jahre 1525 
im Allgäuer Bauernkrieg gegen die 
Leibeigenschaft durch die Fürsten. Sie 
wollten freie, unabhängige Bauern 
sein. Was würden unsere Ahnen wohl 
davon halten, wenn sich jetzt, fast 500 
Jahre später, manche Bauern freiwillig 
in die moderne Leibeigenschaft von 
Agrarchemiekonzemen begeben, in­
dem sie genverändertes Saatgut kau­
fen, auf die Äcker ausbringen, und da­
mit nicht nur ihre Flächen entwerten, 
sondern auch die Ernten ihrer Nach­
barn durch Wind, Insektenflug u.a. ver­
unreinigt werden, und folglich eine ge­
wollt gentechnikfreie Landwirtschaft 
unmöglich wird? Unsere Ahnen wür­
den sich sicherlich im Grabe umdrehen 
und wären am 31. Januar mit uns zur 
Demo gegen die Grüne Gentechnik 
nach München gefahren. Nur ohne 
GVO-Beeinträchtigung werden wir die 
von unseren Kühen erzeugten Produk­
te -  Milch und Fleisch -  weiterhin bio­
logisch vermarkten und einen ange­
messenen Preis dafür erzielen können. 
Unsere braunen Allgäuer Kühe ver­
bringen die Sommertage auf der Weide, 
und im Winter gibt es hofeigenes Dürr­
futter. Aus der daraus entstehenden 
Emmentaler-Milch wird im nahegele­
genen, genossenschaftlichen Milch­
werk neben konventionellem Käse seit 
etwa 20 Jahren „Biomilchtaler und 
Rauchtaler“, eine Art junger Bergkäse, 
produziert, der am Laib reift und zum

GVO -  Unsere Ahnen würden sich 
im Grabe umdrehen

großen Teil über die Ökologischen Mol­
kereien Allgäu vermarktet wird. Da die 
Höfe der Biobauem unserer Lieferge­
meinschaft alle im Milchwerkumkreis 
von 20 km liegen, erfolgt die separate 
Milcherfassung relativ kostengünstig. 
Da auch unsere Kühe nicht ewig leben, 
haben wir uns vor sieben Jahren ent­
schlossen, Fleisch und Wurst direkt zu 
vermarkten, zum einen, weil der Erlös 
für Schlachtkühe immer weniger wur­
de, zum anderen, weil im Bekannten­
kreis immer öfter die Nachfrage nach 
Biofleisch direkt vom Bauern auf­
tauchte. Inzwischen haben wir viele 
treue Stammkunden, die bei jeder 
Schlachtung von uns benachrichtigt 
werden, bei Bedarf ihre Bestellung auf­
geben und dann von uns mit Fleisch 
und Wurst beliefert werden, welches

von mir indirekt gesponsert worden 
sind, schmeckt mir überhaupt nicht. 
Im Klartext: Der Bauer bangt um sein 
sauer verdientes Milchgeld. Es wird 
viel telefoniert, Fernsehen und Internet 
werden nach Meldungen durchforstet. 
Manche beruhigen, wieder andere ma­
chen so richtig nervös .Der Bauer beru­
higt die Bäuerin und umgekehrt.
Bilde ich es mir nur ein, oder ist das Lä­
cheln des Milchwagenfahrers der alten 
Molkerei, der täglich am Haus vorbei­
fährt, etwas breiter geworden. Man­
chen Berufskollegen im Ort legt man 
Sätze in den Mund wie „Das haben sie 
jetzt davon, die ganz Gescheiten“ oder 
ähnliche Schmährufe. Vielleicht hat 
man auch nur den Verfolgungswahn. 
Mittlerweile ist der Februar gekommen 
und nicht nur der, sondern auch meine 
Milchzahlungen. Das Ganze war nicht 
unbedingt lustig und wird unter dem 
Begriff „Lebenserfahrung“ verbucht. 
Erleichtert, aber auch etwas trotzig be­
schließe ich, dass ich es mit einer star­
ken Gemeinschaft von Milchlieferan­
ten trotz allem wieder so machen wür­
de. Bernhard Sirch

‘ stille

Mut zum Seiberschreiben!

A uf dieser Seite schreiben Bauern und 

Bäuerinnen, was auf ihrem Hof los ist,

' was sie bewegt oder gerade vor Ort 

passiert ist. Unter Kennern gilt sie als 

die am innigsten geliebte Seite der 

Bauemstimme. Über so viel positive 

Resonanz freuen wir uns sehr. Noch 

mehr freuen würden wir uns über 

weitere schreib freudige Bäuerinnen 

und Bauern. Also, ziert Euch nicht! 

Hier ist alles Originalton, wie einem 

eben der Schnabel gewachsen ist.

ich zusammen mit unserem Metzger 
zerlege und abpacke. Nicht einer unse­
rer kritischen, qualitätsbewussten 
Kunden hat jedoch bis jetzt nach soge­
nannten Gütesiegeln wie GQ (Geprüf­
te Qualität-Bayern), QS oder QM ge­
fragt. Diese Zeichen sind unseren Kun­
den unbekannt. Sie überzeugen sich 
lieber bei gelegentlichen Besuchen auf 
dem Hof und im Stall davon, ob sich 
unsere Tiere wohlfühlen.
Tobias, der zweite unserer drei Söhne, 
wurde nach Abschluss seiner Land­
wirtschaftsmeisterprüfung im Sommer
2002 als gleichberechtigter Gesell­
schafter in unsere GbR aufgenommen, 
und zu dritt lässt sich die Arbeit auf 
dem Hof inklusive Direktvermarktung 
und kleinem Hofladen ganz gut bewäl­
tigen. Irmgard Kiechle

Betriebsspiegel:
53 ha Dauergrünland

50 Milchkühe der Rasse Allgäuer 
Braunvieh mit weiblicher Nachzucht 
Laufstall mit Stroh-Tiefboxen
2 Entenpaare und 4 Katzen 
Bioland-Vollerwerbsbetrieb im Allgäuer 
Berggebiet
3 Familien-AK als GbR 
(Vater-Mutter-Sohn)
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Der Schweinezyklus wird länger
Das Wirtschaftsjahr 2002/03 war schwierig für Schweinemäster: Sinkende Preise, der Einstieg der Discounter ins Frischfleischgeschäft, Probleme beim 

Export und hereindrängende Importe. Ein Rückblick im Kritischen Agrarbericht 2004.

Im Wirtschaftsjahr 2002/03 verur­
sachten Mastschweinepreise von un­

ter 1,30 Euro pro Kilogramm Schlacht­
gewicht und Produktionskosten von
1,40 Euro pro Kilogramm ein Liquidi­
tätsproblem in den Schweinebetrieben 
der Bundesrepublik und in ganz Euro­
pa (siehe Abbildung). Die Bruttomarge 
in der Schweinemast ist dramatisch ge­
schrumpft.
So hatten die Mäster nach dem Preis­
hoch 2001/02 die Bestände in Europa 
aufgestockt und folglich erhöhte sich 
der Selbstversorgungsgrad in der EU 
auf über 100 Prozent. Hinzu kam, dass 
der starke Euro die Exporte erschwer­
te. Binnen eines Jahres wurde die 
US-Währung um ein Fünftel gegenüber 
dem Euro abgewertet. Durch eine neue 
und aggressive Verkaufspolitik der 
Brasilianer und Kanadier brachen für 
Dänemark, dem Hauptexportland der 
EU, die südostasiatischen und russi­
schen Exportmärkte weg. Mitte 2002 
wurden südamerikanische eingefrore­
ne Schweinehälften frei St. Petersburg 
für 90 bis 95 Cent pro Kilogramm ange- 
boten. Die Dänen reagierten darauf mit 
einem verstärkten Absatz ihrer 
Schweine in der Bundesrepublik. Mit 
80 Millionen Verbrauchern ist 
Deutschland nach wie vor ein attrakti­
ver Markt.

Festpreise verhindern 
Marktentspannung
Dieses Phänomen beschäftigte nicht 

nur die Metzgereien, auch die Schwei­
nehalter bekamen das Geschäftsgeba­
ren dieser Lebensmittelkonzerne zu

spüren. Über einen längeren Zeitraum 
kauften die Discounter zu einem Fest­
preis ein. Anfang 2003 orderten sie für 
1,99 Euro pro Kilogramm das Fleisch 
unter anderem 
von den Schlach­
tereien Tönnies 
(Rheda- 
Wiedenbrück) 
und D/S (Es­
sen/Oldenburg) .
Diese Festpreis­
regelung verhin­
derte in den Mo­
naten Mai bis 
August 2003, als 
eine Marktent­
spannung auf­
trat, einen Preis­
anstieg für die 
Landwirte. Ob­
wohl ein Nach­
frageüberhang in 
diesem Zeitraum 
bestand,hielten die Schlachthöfe den 
Preis unten. Die Marge für sie ist bei ei­
nem Verkaufspreis von 1,99 Euro pro 
Kilogramm und einem Erzeugerpreis 
von 1,20 Euro pro Kilogramm natür­
lich höher, als wenn sie den Mästem
1,40 Euro pro Kilogramm gäben. Lang­
fristige Festpreise werden dazu führen, 
dass die Preise bei einer Marktentspan­
nung nicht so schnell steigen und da­
mit der Schweinezyklus an Länge ge­
winnt. Im Zusammenhang mit dem 
Einstieg der Discounter ins Frisch­
fleischgeschäft muss die Warentermin­
börse für Schlachtschweine in Hanno­
ver gesehen werden. Die Lebensmittel-

Abb. Erlöse der Schweinem äster sinken

Auszahlungspreise für Schlachtschweine der Klasse E, 
gewogene Bundesmittel seit Juli 2000, in EUR/kg Schlachtgewicht

Juli 00 Jan. 01 Juli.01 Jan. 02 Juli 02 Jan. 03 Juli 03

konzeme orientieren ihre langfristigen 
Einkäufe zunehmend an den Kursen 
der Warenterminbörse. Da 2003 die 
Kontraktpreise der kommenden Mona­

te unter den tat­
sächlichen 
Marktpreisen la­
gen, haben die 
Landwirte, die 
über Kontrakte 
Schweine ver­
kauften, Verlus­
te erzielt. Viel 
schlimmer aber 
ist, dass sich die 
Fleischeinkäufer 
bei den Preisver­
handlungen an 
den niedrigen 
Kontraktpreisen 
orientieren und 
somit die
Schlachtunter­
nehmen unter 

Druck setzen. Börsendaten sagten vor­
aus, dass Schweine, die im August 
2003 eingestallt wurden, im Dezember 
2003 für nur 1,25 Euro pro Kilogramm 
Schlachtgewicht verkauft werden kön­
nen. Dies sind 15 Cent unterhalb der 
Produktionskosten. In einem schwa­
chen Markt erweist sich die Börse als 
zusätzlicher Preisdrücker.

Über Kontrollen 
Abhängigkeiten schaffen
Das Zauberwort zu Marktstabilisie­
rung und Verbrauchervertrauen heißt 
seit Anfang 2002 „QS“ (Qualität und 
Sicherheit). Landwirte werden in ein 
Kontrollsystem vom Schweinetrog 
bis zur Ladentheke eingebunden. Das 
Verbrauchervertrauen soll zurückge­
wonnen werden, so die offizielle Ver­
lautbarung von Bauernfunktionären, 
angeführt vom ehemaligen Landvolk­
präsidenten Niedersachsens, Wil­
helm Niemeyer. Beteiligt am Kon- 
trollsystem sind neben den Landwir­
ten, Futtermittelwerken, Schlachter­
eien der Fleischwarenindustrie und 
dem Handel auch Lebensmittelketten 
bzw. Discounter. Unter den Landwir­
ten ist diese Einrichtung sehr umstrit­
ten. Die „Bosse“ in den Vermark­
tungseinrichtungen befürworten mit 
allen Kräften dieses System. Der 
Handel wünsche ein derartiges Zerti­
fikat, Holländer und Dänen hätten 
bereits ein derartiges Kontrollsystem
-  das sind ihre Argumente. Beim ge­
naueren Betrachten stellt sich einiges 
als Popanz heraus: Was hat das Sam­
meln von Lieferscheinen, ein Nährs­

toffvergleich oder die Erstellung ei­
nes Mischprotokolls bei Eigenmi­
schungen mit Qualitätssicherung zu 
tun? Hinzu kommt, dass die meisten 
der im QS-System geforderten Krite­
rien, wie das Führen eines Medika- 
mentenbuches oder die Tierkenn­
zeichnung und Tiermeldung, ohnehin 
gesetzlich vorgeschrieben sind. So 
gesehen ist das QS-System lediglich 
die Kontrolle der Kontrollen. Für die 
Erzeuger bleiben am Ende nur Kos­
ten, ein Abwälzen auf die Erzeuger­
preise ist nicht möglich. Im August
2003 haben die Fleischverarbeitungs- 
industrie sowie die Lebensmittelkon­
zerne eine Öffnung des QS-Systems 
für Fleisch aus Holland und Däne­
mark durchgesetzt. In diesen Län­
dern dürfen aber wichtige Futterkom­
ponenten eingesetzt werden, die in 
Deutschland nach der Positivliste für 
Futtermittel verboten sind. Beispiels­
weise sind tierische Fette erlaubt; sie 
sind ein wichtiges Produkt in der 
Schweine- und Kälbermast. Nun wird 
also sowohl inländisch erzeugtes als 
auch aus Holland und Dänemark im­
portiertes Schweinefleisch unter dem 
QS-Zeichen verkauft. Spielen die 
QS-Sicherheits- und Produktionskri­
terien keine Rolle mehr, wenn es um 
den Einkauf kostengünstiger erzeug­
ten Fleisches geht? Auch bei der Ver- 
fütterung von Speiseresten vollzog 
sich im August 2003 ein seltsamer 
Wandel: Bekanntlich befinden sich in 
den Essensresten tierische Fette. Von 
der obersten QS-Kontrolleinrichtung 
wurde Ende 2002 beschlossen, Be­
trieben, die Speisereste verfüttern, 
das QS-Zertifikat zu entziehen. Auf 
Druck von westfälischen Schweine- 
mästern wurde auch diese Entschei­
dung revidiert, weil Schlachthöfe ihre 
Liefermengen gefährdet sahen. Ei­
gentlich eine richtige Maßnahme. Wa­
rum sollen Schweine nicht die Reste 
fressen, die vorher auf dem Teller la­
gen? Tierische Fette dürfen aber auch 
weiterhin nicht in der Schweine- und 
Kälbermast eingesetzt werden. Es 
verstehe wer mag! Eines hat QS ge­
schafft: es hat die Landwirte gespal­
ten und die Abhängigkeit von Kon­
trollorganen gesteigert. Für die ei­
gentliche Aufgabe der Landwirte, 
Pflanzen und Tiere zu pflegen und zu 
versorgen, bleibt immer weniger Zeit.

Josef Batke, Lehrer an der landwirt­
schaftlichen Schule in Vechta.
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Der erste AbL-Bauerntag in Ostdeutschland: Die Bauern haben 
besondere Schwerpunktthemen - alte Wunden aus DDR-Zeiten sind 
noch nicht geschlossen, heute gehen Landwirtschaftsförderung und 
Bodenvergabe zu Lasten der bäuerlichen Betriebe. Noch mehr als im 

Westen müssen sich die ostdeutschen Bauern selbst helfen, zum 
Beispiel mit innovativen Vermarktungsprojekten und mit 

überbetrieblicher Zusammenarbeit. Die Teilnehmer, die in 
Brandenburg dabei waren, haben einen lebendigen Eindruck vom 

,Bauer sein in Ostdeutschland" erhalten -  die nächsten Seiten fangen
ein Stück davon ein. Exkursion zum Gut Ogrosen. Fotos: Schimpf

„Wir wollen faire Wettbewerbsbedingungen“
Bäuerliche Betriebe werden bei Agrarförderung und Bodenvergabe in Ostdeutschland benachteiligt. Sie wollen gemeinsam dagegen angehen.

Der Saal ist voll, weitere Stühle 
müssen her -  etwa 140 Menschen 

sind zum AbL-Bauerntag an den Sed- 
diner See nach Brandenburg gereist. 
Viele Bauern aus Ostdeutschland, aber 
auch Kollegen aus „dem Westen“, so­
gar aus der Schweiz.
Woran es liegt, dass die ländlichen Räu­
me in Ostdeutschland immer mehr zu 
Geisterlandschaften werden, während 
einige Großbetriebe immer mehr 
wachsen, erklärte Jörg Gerke vom 
AbL-Bundesvorstand. Wesentliche 
Gründe sind für den Mutterkuhhalter

Das Publikum: immer diskussionsfreudig, manchmal nachdenklich.

in Mecklenburg das bisherige Prämien­
system der Agrarpolitik und die unge­
rechte Bodenverteilung nach der Wen­
de. Er rechnete den Zuhörern vor, dass 
ein 2.000-Hektar-Ackerbaubetrieb mit 
fünf Arbeitskräften derzeit 40.000 
Euro je Arbeitskraft an Prämien ein­
streichen kann. Das System der Unter­
stützung für die ostdeutsche Landwirt­
schaft „das eigentlich für den Aus­
gleich der bäuerlichen Löhne mit de­
nen der Industriearbeiter gedacht war, 
ist zur Industriellenförderung gewor­
den“, prangerte Jörg Gerke an. Ein sol­

cher Betrieb, der 
noch dazu von der 
Bodenverwertungs- 
und -verwaltungs 
GmbH (BW G) ver­
billigte Pachtflächen 
erhalte, könne nahe­
zu zu jedem Preis am 
Markt Getreide an­
bieten, und „das 
nicht, weil er effizient 
produziert.“ Er wies 
darauf hin, dass 90 
Prozent der BW G- 
Flächen lediglich von 
zehn Prozent der Be­
triebe bewirtschaftet 
werden. Dieses Prq- 
blem werde zemen­
tiert, wenn nach Ab­
lauf der Pachtverträ­
ge den ehemaligen 
Pächtern auch noch 
ein Recht zum verbil­
ligten Kauf einge­
räumt werde.

Jörg Gerke

AbL-Bundesvorsitzender Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf und 
AbL-Bäuerin Cornelia Schmidt.

„Man lernt die 
Bürokratie 
kennen"
Cornelia Schmidt, 
Sprecherin der 
AbL-Brandenburg,

machte den Zuhörern greifbar, wie es 
einer Bäuerin in Brandenburg gehen 
kann, wenn sie einen Kleinbetrieb neu 
gründen will. Bei der Anmeldung von
3,5 Hektar für eine Landwirtschaft im 
Nebenerwerb riet der Leiter des 
Landwirtschaftsamtes ihr, doch lie­
ber ihre Kinder zu betreuen. Das 
Bauamt verlangte eine Statikbe­
rechnung fürs Hofcafe -  dass es 
sich um ein paar Sitzplätze auf der 
grünen Wiese handelt, interes­
sierte wenig. Zudem war 
ein Lehrgang bei der In­
dustrie- und 
Handels-
kammerda- ...
für nötig.
Und mit 
den Anfor­
derungen 
der Hygie­
never­
ordnung kämpft sie als Direktver- 
markterin ständig: „Einer produziert 
und zwei müssen Verwaltungskram 
erledigen, die Verordnungen sind auf 
Großbetriebe ausgerichtet.“ Wie viele 
Bauern mit kleineren Betrieben hat sie 
Schwierigkeiten, an BWG-Flächen 
zu kommen. Eigentlich seien die 
BWG-Pachtverträge in ihrem Dorf 
2002 abgelaufen, aber die ortsansässi­
ge Agrargenossenschaft habe sie vor­
sorglich schon 1995 bis ins Jahr 2011 
verlängert. 2003 konnte sie zwar etli­
che Hektar Naturschutzflächen von 
der B W G  pachten -  aber „wir brau­
chen auch Ackerflächen, nicht nur 
Reste, die die Großen nicht wollen“, 
forderte sie. Viele im Publikum wuss­
ten, was Cornelia Schmidt meint: Tro- 
ckenschadensbeihilfen ab Schäden 
von 25.000 Mark und Fördermittel für 
Pflanzenschutzspritzen nur dann, 
wenn sie mindestens 25.000 Euro kos­
ten.

Organisierte Selbsthilfe nötig
Franz-Joachim Bienstein betonte die 
Rolle einer bäuerlichen Interessenver­
tretung in Ostdeutschland: „Ich bin 

AbL-Mitglied geworden, weil 
ich festgestellt habe, dass in 
Mecklenburg-Vorpommern 
das Interesse des Bauern­
verbandes allein auf Betrie­
be mit über 1.000 Hektar 

gerichtet ist.“ Vertre­
ter von AbL, Gäa, 

dem Bauern­
bund und das 
Publikum dis­
kutierten, wie 
eine solche In- 
teressensver- 
tretung ausse- 
hen müsste. 
„Alle in der 
Landwirtschaft 

Tätigen müssen sich zusammenraufen, 
müssen klare Forderungen stellen“, 
forderte Regina Witt vom ökologischen 
Anbauverband Gäa. Es dürfe keine 
Querelen zwischen 300 Hektar- und 20 
Hektar-Betrieben geben. Regina Witt 
setzt auf die Zusammenarbeit mit der 
AbL. Vor allem im rechtlichen Kampf. 
Der AbL-Bundesvorsitzende Friedrich 
Wilhelm Graefe zu Baringdorf kündig­
te Widerstand gegen die BWG-Praxis 
an. Es könne nicht angehen, dass die 
derzeitigen Pächter auch noch beim 
Kauf bevorzugt werden. Das bedeute 
einen geldwerten Vorteil von 300.000 
bis 500.000 Euro für diese Betriebe. 
„Die AbL wird das gerichtlich klären 
lassen bis zur höchsten Instanz.“ Jörg 
Gerke betonte, dass es nicht uro den 
Kampf groß gegen klein gehe. Die AbL 
werde sich für einen fairen Wettbewerb 
in Ostdeutschland einsetzen, bei dem 
Fördermittel nicht an der bäuerlichen 
Landwirtschaft vorbei gehen. eda
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Bauern können etwas über ihre Produkte erzählen
Auf dem Forum „Erfolgreich vermarkten" schilderten ein Züchter, ein Direktvermarkter und ein Neuland-Vermarkter ihre Erfahrungen 

und Ansätze, ungewöhnliche Wege zu gehen

Die Vermarktung des Neulandflei­
sches ist eng an die Bauern gebun­

den“, erklärte Tilman Uhlenhaut, Ge­
schäftsführer von Neüland Lüneburg. 
Auf dem Forum „erfolgreich vermark­
ten“ des AbL-Bauemtages Iberichtete 
er, dass das Qualitätsprogramm Neu­
land als Alternative zur Massentierhal­
tung vor gut 15 Jahren entstand. Heute 
vermarkte Neuland Lüneburg das 
Fleisch von 150 Höfen aus Niedersach­
sen, Schleswig-Holstein, Mecklen­
burg-Vorpommern, Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt. „Bauern müssen sich 
in die Vermarktung einmischen, wenn 
Metzger nur Teilstücke von Schlachthö­
fen zukaufen, verlieren sie an regionaler 
Qualität“, folgerte Tilman Uhlenhaut. 
Das Wachstum sei langsam aber stetig. 
Vermarktungspartner sind Großküchen 
und 23 Metzgereien auch in Berlin.

Begehrte Vielfalt
„Ich lasse mir nicht verbieten, gesun­
de Lebensmittel zu verkaufen,“ schil­
derte Karsten Ellenberg seine Erfah­
rungen als Anbieter alter Kartoffel­
sorten. Als er vor einigen Jahren an­
fing, im Garten die alten Schätzchen

anzubauen, ahnte er noch nicht, wo­
hin ihn das bringen würde. Aus den 
paar Quadratmetern, sind heute fünf 
Hektar geworden und weil bisher die 
alten Kartoffelsorten nach geltendem 
Recht nicht als Pflanzgut vermarktet 
werden dürfen, verkauft er die Bam- 
berger Hörnchen, den Nagler Kipfler 
oder Ackersegen ausschließlich als 
Speiseware. Oder wenn es gar nicht 
anders geht auch mal als „Vitri- 
nen-Kartoffeln“. Seine Idee, sieben 
Sorten in eine Tüte zu packen, ver­
stieß dann nicht nur gegen Sorten- 
sondern auch noch gegen Lebensmit­
telvorschriften, also waren es eben 
Ausstellungsstücke. Die Ernte ver­
marktet er direkt ab Hof oder in Pake­
ten über den Postweg. Die Vielfalt in 
Form, Farbe und Geschmack begeis­
tert Karsten Ellenberg, den Erhalt 
und die Werbung für die alten Sorten 
sieht er als Zukunftsinvestition. Seit 
einigen Jahren hat er begonnen, öko­
logisch zu züchten. Die Preise für sei­
ne Kartoffeln sind stattlich, eine 
Knolle kostet 50 Cent und es war eine 
neue Erfahrung, den Preis selbst be­
stimmen zu können: „Beim Preis

kann ich nun sagen, was ich dafür 
brauche.“

Ungewöhnliche Wege
Die Vermarktung des Schafbetriebes 
auf Gut Ogrosen stellte Friedhelm Plaß 
schon vor der Exkursion am folgenden 
Tag vor (s. S. 13). Die Milch der 100 
Schafe wird direkt vermarktet, ein 
Großteil geht 
über zwei Berli­
ner Bio-Wochen- 
märkte, ein Teil 
über den Hofla­
den; als Speziali­
täten liefern sie 
noch
Schaf-Milch und 
-Joghurt sowie ei­
nen Kräuter-Feta 
an zwei Öko-Su­
permärkte in Ber­
lin. Wenn Fried­
helm Plaß schil­
derte, dass der 
Preis in den Hin­
tergrund rückt, 
wenn die Kunden 
erst mal gekostet

hätten, glaubten ihm das die Zuhörer 
sofort. Die Begeisterung, mit der er von 
seiner Vermarktung sprach, steckte an: 
„Unsere Produkte sind authentisch, 
dass bringen wir auch dadurch herü­
ber, dass wir seihst als Bauern auf den 
Markt fahren, da sind wir besser als je­
der freundliche Verkäufer.“

ms

BAUERN UND VERBRAUCHER 
FÜR GENTECHNl'KFREiE
LANDWIRTSCHAFT AbL

Für Karsten Ellenberg (r.) ist die Vermarktung alter Kartoffelnsorten keine 
Nische sondern steht im Mittelpunkt seines Betriebes. Friedhelm Plaß (li.) 
und Tilman Uhlenhaut ( 2m , re.) stellten ihre Vermarktungswege auf dem 
AbL-Bauerntag vor. Foto: Dagenbach

„Es ist noch nicht alles entschieden“
Die EU-Agrarreform und ihre Umsetzung in Deutschland beschäftigt die Bauern - Bundeslandwirtschaftsministerin Renate Künast

Die Einführung einer regional ein­
heitlichen Flächenprämie ist ein 

Fortschritt -  soweit war man sich einig. 
„Sie verhindert die Zementierung der 
alten Besitzstände“, betonte Renate 
Künast Und Reinhard Benke vom Bau­
ernbund Brandenburg forderte: „Wir 
wollen eine flächendeckende Land­
wirtschaft“, das sei mit dem Betrieb- 
sprämienmodell nicht zu vereinbaren.

Renate Künast Foto: Schimpf

hat auf dem Bauerntag

Der AbLer Jörg Gerke spitzte die Ab­
lehnung zu: „Das Betriebsprämiennio- 
dell ist eine feudale Leibrente.“ Denn 
dieses Modell bedeute die Benachteili­
gung von Grünland und extensiv wirt­
schaftenden Ackerbauern und einen 
„rapiden Arbeitsplatzabbau.“
Den ersten Anstoß zur Diskussion gab 
Jörg Klemm von der AbL Sach­
sen/Thüringen, der 35 Hektar Grün­
land im Erzgebirge bewirtschaftet: 
„Die Flächenprämie in ihrer heutigen 
Ausgestaltung bevorzugt wieder die 
Großbetriebe“, um kleinere Betriebe 
nicht zu benachteiligen, müsste über 
Förderobergrenzen, die Verteilung der 
Gelder aus den Agrarumweltprogram- 
men und über die Arbeitskraftbindung 
der Prämien geredet werden. „Die An­
bindung an Arbeitskräfte muss kom­
men“, bestätigte der AbL-Vorsitzende 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baring­
dorf. Renate Künast nimmt den 
AbL-Einsatz wahr: „Wenn was stecken 
geblieben ist, braucht es Leute, die zie­
hen und schieben“, sagte sie und for­
derte die AbL auf, an der Arbeitskräfte­
frage dranzubleiben. Der Entwurf zur

mit ihnen diskutiert.
Umsetzung der Reform müsse aller­
dings bis Anfang August 2004 mehr­
heitsfähig sein, sonst komme das Be­
triebsmodell. Für sie als Agrarministe­
rin gehe es darum „immer eine Stell­
schraube weiter zu kommen in Sachen 
Gerechtigkeit.“

Anpassungen im Gange
Die AbL appellierte an die Ministerin, 
mit der Umlegung der Milchprämien 
auf die Fläche nicht bis 2007 oder gar 
2009 zu warten. „Die Prämien müssen 
beim Grünland ankommen“, forderte 
Bernd Voss, Milchbauer und AbLer aus 
Schleswig-Holstein. Künast versprach 
Nachbesserungen beim Entkopplungs­
modell und verwies darauf, dass der 
Bund eine stärkere Gewichtung von 
Grünland ermögliche. Es sei an den 
Bundesländern, dies aufzugreifen.
Sie kündigte an, dass das Mulchen ei­
ner Fläche nicht ausreiche, um die 
Grünlandprämie zu erhalten und auch, 
dass Bauern ihre Hecken nicht aus den 
Förderflächen herausmessen müssen. 
Hilfe versprach sie ebenso besorgten 
Schafhaltern, die Naturschutzflächen

bewirtschaften. Wenn die Mutterschaf­
prämie wegfalle, müssten für sie ande­
re Lösungen gefunden werden.

Wichtig ist die zweite Säule
„Die zweite Säule ist entscheidend für 
den ländlichen Raum und sie wird sich 
in den nächsten Jahren verändern und 
verbessern.“ Renate Künast unter­
strich, dass bäuerliche Betriebe von 
der Modulation profitieren können. Ab
2005 wird ein Teil der Prämienzahlun­
gen obligatorisch in die sogenannte 
zweite Säule umgeschichtet und dient 
dort unter anderem der Förderung der 
ländlichen Entwicklung. Regionalver­
marktung, bäuerliche Projekte und al­
ternative Einkommensquellen in der 
Landwirtschaft könnten so Auf­
schwung erhalten.
„Es ist noch nicht alles entschieden bei 
der Agrarreform“, resümierte die 
AbL-Bundesvorsitzende Maria Heu­
buch. Es geht um Feinheiten, die „uns 
noch ganz schön wehtun“ können, 
wenn sie falsch laufen, betonte sie. Die 
Diskussion geht weiter... eda
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400 Hektar bäuerliche Landwirtschaft
Die Exkursion des AbL-Bauerntages führte zur Höfegemeinschaft Gut Ogrosen im Spreewald.

Ein Einblick in das Leben und Arbeiten innovativer Ökobauern in Brandenburg.

Ein Dorf im Dorf -  der erste Ein­
druck, als der Exkursionsbus in das 

Gelände des Hofgutes einrollt. Ein 
mächtiges Gutshaus, einige Nebenge­
bäude, zur Linken Ziegen im Auslauf. 
Heiner Lütke Schwienhorst empfängt 
uns zum Rundgang über den Hof. Er 
hat das Gut 1991 zusammen mit seiner 
Frau Toni von der Treuhand gepachtet. 
Es gehörte früher Tonis Großvater. Zur 
Wendezeit waren die Schwienhorsts 
auf der Suche nach einem Hof. Sie 
kommen aus Nordrhein-Westfalen und 
an den Osten hatten sie nicht unbe­
dingt gedacht. Den Anstoß gab Tonis 
Vater -  er stieß sie an, als Wiederein­
richter Ansprüche am Gut Ogrosen an-, 
zumelden. „Mir war der Betrieb eigent­
lich zu groß“, sagt Heiner Lütke 
Schwienhorst. Und: „Alles, was grö­
ßer, schneller, dicker ist, löst bei mir 
Misstrauen aus.“ 230 Schwarzbunte 
Milchrinder (SMR) wurden im ehema­
ligen Volkseigenen Betrieb gemolken. 
Die Schwienhorsts kauften 121 davon 
und kreuzen ihre Kühe jetzt mit einem 
Bullen der Rasse Schwarzbuntes Nie­
derungsrind zurück, um auch das 
Fleisch der Tiere gut vermarkten zu 
können. Die durchschnittliche Milch­
leistung der Kühe liegt bei 5.000 Kilo­
gramm. Die Milch geht zum größten 
Teil an die Küstenmolkerei in Rostock 
und wird dort mit 4,5 Cent Bio-Zu- 
schlag abgenommen. Die Kühe stehen 
in einem großzügigen Laufstall und 
weiden von Mai bis Oktober auf den 
Feldfutterflächen. Heiner Lütke 
Schwienhorst findet 120 Kühe auf der 
Weide gerade noch überschaubar -  
mehr möchte er nicht. Auch deswegen, 
weil er den Überblick über seinen Be­
trieb behalten will. Er erzählt, dass er 
anfangs mit unmotivierten Mitarbei­
tern zu kämpfen hatte und dass es viel 
Energie kostet, wenn man viele Arbei­
ten kontrollieren muss. Jetzt hat er fünf 
motivierte Angestellte gefunden, dazu 
gibt es zwei Auszubildende auf dem

Helferin Irmi beim Ziegenmelken.

Gäa-Betrieb. Auf dem weitläufigen 
Areal sind wir inzwischen bei einer La­
gerhalle angekommen. Sie hat Kapazi­
täten für 1.500 Tonnen Getreide -  die 
Augen einiger Exkursionsteilnehmer 
werden groß. „Das ist nicht Ausdruck 
meines Größenwahns,“ erklärt Heiner 
Lütke Schwienhorst. Das Gut biete 
einfach so viel ungenutzte Gebäude. 
Neben eigenem Getreide lagert in der 
Halle Getreide einer Biomühle, die La­
gerkapazitäten suchte.

Schäfer und leidenschaftlicher 
Vermarkter
Die Schwienhorsts haben von Anfang 
an Ausschau gehalten nach Menschen, 
die mitwirtschaften wollen. Gefunden 
haben sie zu­
nächst Ulrike und 
Friedhelm Plaß.
Die Schäferin 
kannte Heiner 
von früher und 
hat ihn Anfang 
1994 zufällig auf 
einer Veranstal­
tung wiederge­
troffen. Man kam 
ins Gespräch und 
vier Monate spä­
ter zog das Paar 
mit seinen 40 ost­
friesischen Milch­
schafen als Päch­
ter auf Gut Ogro­
sen ein. Heute
sind es 100 Schafe. Wir können sie im 
Ofenstall bewundern, wo sie den Win­
ter verbringen. Neben dem Schafstall 
springen Schweine im Auslauf umher. 
„Mit Schafskäse und Schweinefleisch 
auf dem Wochenmarkt -  läuft das gut? “ 
will ein Exkursionsteilnehmer wissen. 
„Mein Mann vermarktet mit Herz, See­
le und Verstand“, sagt Ulrike Plaß. Das 
ist für sie wesentlich für den Erfolg der 
Direktvermarktung. Sie könnten sogar 
noch mehr Schweinefleisch verkaufen, 

als sie derzeit anbie­
ten.
Neben dem Schafstall 
steht ein Rohbau -  sei­
ne Fundamente stehen 
dort schon seit zwei 
Jahren, für die Läm­
mer soll ein neuer Stall 
entstehen. „Genehmi­
gungsprobleme“, er­
klärt Ulrike Plaß. Im 
Moment hängt es noch 
am Landwirtschafts­
amt. Dieses wollte die

Genehmigung „in letz­
ter Instanz“ noch ver­
wehren, weil Plaßs 
nicht die Eigentümer 
des Hofgutes, sondern 
lediglich Pächter und Das alte Gutshaus, 

damit wohl nicht privilegiert zum Bau­
en sind. Jetzt sollen die Schwienhorsts 
offiziell als Eigentümer fungieren...

Gemüse und Ziegen stoßen 
dazu
Bei den Schafen blieb es nicht -  Heiner 
Lütke Schwienhorst suchte weiter 
nach Menschen, die mit auf dem Gut 
leben und arbeiten wollen. Er versuch­
te es über Zeitungsannoncen, fand so 
aber nicht die passenden Leute.

Heuen vor dem alten Landarbeiterhaus. Foto:

Foto: Phillip

Schließlich konnte er zwei ehemalige 
Lehrlinge als Pächter gewinnen. „Ich 
habe ihnen den Hof gemacht“, sagt 
Heiner. Seit 1998 gehört der Gemüse­
baubetrieb „Erdreich“ zur Höfege­
meinschaft. Auf 1,5 ha Ackerfläche 
und unter 300 Quadratmeter Folien­
tunnel werden etwa 40 verschiedene 
Gemüsearten angebaut. Die Gemüse­
bauern sind heute leider nicht da -  un­
terwegs mit der „Ogrosener Landkis­
te“. Den Südwesten Berlins, Cottbus 
und Lübben beliefern sie. Mit im Sorti­
ment sind neben Gemüse auch Pro­
dukte der anderen Betriebe des Hofgu­
tes. Zum Beispiel Ziegenkäse von Bo­
ris Philipp. Er kam 2001 als vierter im 
Bunde dazu. „Heiner hat im Jahr 2000 
seinen Milchviehstall umgebaut, da­
durch wurde ein Raum für eine Käserei 
frei. Dort verarbeitete eine Mitarbeite­
rin der Schwienhorsts 15.00Q Liter 
Kuhmilch zu Quark, Joghurt und Käse 
für den Hofladen. Aber nur zweimal 
die Woche, da bleibt Kapazität für Zie­
genmilchverarbeitung“, dachte sich

Foto: Dagenbach 

Borris Phillip. In Eigenregie baute er ei­
nen Laufstall und einen fahrbaren 
Melkstand für zunächst sechs und in­
zwischen fast 50 Ziegen. Frisch-,- 
Weich- und Hartkäse stellt er her. Die­
ser reift in den jahrhundertealten Ge- 
wölbekellem des Gutshauses. Seine 
Ziegen melkt er von Hand. „Das ist bei 
einem kleinen Bestand rentabler als 
eine Melkmaschine“ -  und außerdem 
genießt er das Handmelken auf der 
Weide. Bloß die Milchkannen würde er 

gern nicht mehr mit dem Fahr­
rad transportieren -  dafür bil­
det er gerade eine zweite Ar­
beitskraft aus, eine Arden- 
ner-Kaltblutstute. Die soll au­
ßer dem Kannentransport 
auch noch fürs Grubber-Zie- 
hen und Futtermähen zustän­
dig sein. Borris Phillip arbeitet 
allein und auch er fährt einmal 
die Woche auf den Ökomarkt. 
Er freut sich, wenn Praktikan­
ten da sind, die ihm ab und zu 
einen freien Tag bescheren.

Ohne Kooperationen 
ginge es nicht

Phillip y jej auf dem Hofgut lebt von 
der Zusammenarbeit der Men­

schen. Borris Phillip bringt es auf den 
Punkt: „Vieles hängt an Heiner und sei­
ner Art, mit den Menschen umzuge­
hen. “ Die Käserei für Kuh- und Ziegen­
milch wird ohne viel zu fragen gemein­
sam genutzt, genauso Maschinen und 
die Produkte werden teils gemeinsam 
vermarktet. Die Schäfer haben sich 
eine eigene Käserei aufgebaut, weil die 
vorhandene nicht groß genug war. Geld 
war wenig zu Hand und so wurde sie in 
Eigenregie mit Baumarktfliesen und 
Inventar aus einer aufgelösten 
DDR-Käserei ausgestattet ... und mit 
Mitarbeitern der Schwienhorsts. Ein 
Traktorist ist Dachdecker, ein Mitar­
beiter Klempner.
Die Hofgemeinschaft stagniert nicht. 
Mit uns unterwegs ist eine Frau, die 
neu in den Gemüsebetrieb einsteigen 
will. Im Gutshaus essen wir zum Ab­
schluss zu Mittag. Gemeinsam selbst 
Gekochtes vom Hof. Zum Nachtisch 
gibt’s Gesang: Einige der 20 Hofbetrei­
ber und -mitarbeiter machen zusam­
men „a-capella-Hofmusik“. eda
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Ländliche Regionalentwicklung von A bis Z
Auswirkungen der Agrarreform bis Zuständigkeit bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln spricht 

der Präsident des Umweltbundesamtes Prof. Andreas Troge.

Herr Troge, Sie haben auf dem 
AbL-Bauemtag in Brandenburg 
über die Zukunft der ländlichen Re­
gionen gesprochen, über Konflikte 
und Problemlösungen. Steigen wir 
ganz aktuell bei den Konflikten ein: 
Das Umweltbundesamt will Fehler 
bei der Anwendung von Pflanzen­
schutzmitteln erfassen und .abstel­
len. Der Bauernverband spricht von 
„Bespitzelung" und Landwirte füh­
len sich kriminalisiert. Was soll wirk­
lich geschehen?
Als Umweltbundesamt sind wir die 
Einvemehmensstelle für die Zulassung 
von Pflanzenschutzmitteln. Nun be­
kommen wir sehr unterschiedliche Sig­
nale aus der Praxis. Die Einen sagen: 
Die Landwirte sind generell umweltbe­
wusster geworden, was sich auch bei 
der Anwendung von Pflanzenschutz­
mitteln niederschlägt. Die Anderen sa­
gen: Wir können uns Funde im Oberflä­
chen- und Grundwasser eigentlich 
nicht anders erklären, als dass hier An­
wendungsfehler passieren. Gewässer- 
schutzauflagen sind ein Hilfsmittel, 
um ein Pflanzenschutzmittel, das ge­
wässerschädlich ist, zulassungsfähig 
zu machen. Und deshalb ist es wichtig, 
dass die Abstände zum Gewässer ein­
gehalten werden. Wir brauchen nun ei­
nen repräsentativen Überblick, wie mit 
den Pflanzenschutzmitteln umgegan­
gen wird.

Nun spricht der Bauernverband von 
Bespitzelung bei der Art, wie die Un­
tersuchungen vor Ort vorgenom­
men werden sollen. Wie wollen Sie 
denn das Vertrauen herstellen? 
Denn Sie wollen ja mit den Landwir­
ten kooperieren in der Umsetzung. 
Wir werden die Landwirte im Grunde 
dabei beobachten müssen: Wie ist die 
Einstellung der Spritzdüse -  weg vom 
Gewässer oder zum Gewässer hin? 
Das werden wir überwiegend anonym 
beobachten. Eine Kriminalisierung der 
Landwirte liegt1 natürlich nicht darin, 
denn jeder, der die Umwelt nutzt -  den­
ken Sie etwa an gewerbliche Betriebe -  
unterliegt der Prüfung, sogar ganz 
massiv, durch die Gewerbeaufsicht. 
Das hat nichts mit Misstrauen zu tun, 
sondern: Wir als Behörde müssen si­
cherstellen, dass die Anwendungsbe­
dingungen, unter denen wir Pflanzen­
schutzmittel zulassen, auch beachtet 
werden. Und wir wissen alle, da gibt es 
durchaus auch mal ein paar Ausreißer 
zum Negativen hin. Jetzt geht es dar­
um, einen repräsentativen Überblick

zu gewinnen. Wir gehen da nicht mit 
der Polizei hin. Das ist gar nicht unsere 
Zuständigkeit und auch nicht unsere 
Absicht. Wir machen eine wissen­
schaftliche Untersuchung, um einen 
Überblick zu haben, in wie viel Fällen 
es etwa Fehlanwendungen von Pflan­
zenschutzmitteln gibt, um auch daraus 
für den besseren Vollzug zu lernen. Es 
hat beispielsweise keinen Sinn, ständig

an Verschärfungen der Zulassungser- 
fordemisse zu arbeiten, wenn gleich­
zeitig bei der Anwendung von Pflan­
zenschutzmitteln durch relativ einfa­
che Dinge Umweltbeeinträchtigungen 
vermieden werden können.

In Ihrer Pressemitteilung steht, dass 
auch Proben gezogen werden soL 
len, aber dass das im Einvernehmen 
mit dem Landwirt geschehen soll. 
Was passiert denn jetzt, wenn ein 
Landwirt sagt: Ich will nicht, dass da 
eine Probe gezogen wird?
Na, dann werden wir die Probe nicht 
nehmen können.

Das ist Fakt?
Wir werden die Probe nicht nehmen 
können. Der Bauernverband legt ja 
mit dem Begriff „Kriminalisierung“ 
nahe, wir würden jetzt gewissermaßen 
dem Bauern sagen, er verhindere ein 
Beweissicherungsverfahren oder ent­
zöge Beweise. Dieser Eindruck ist na­
türlich völlig falsch. Wir sind keine 
Völlzugsbehörde im Pflanzenschutz. 
Die Diäten sollen anonymisiert wer­
den, die stehen nicht für Vollzugsbe­
hörden zur Verfügung. Völlig klar. Uns 
geht es um einen repräsentativen 
Überblick, in wie viel Fällen und wo­

her es kommt, dass Pflanzenschutz­
mittel nicht so angewandt werden, wie 
sie sollen.

Kommen wir zum AbL-Bauemtag. 
Da haben Sie zur EU-Agrarreform 
Stellung genommen und sich deut­
lich für das Regionalmodell bei den 
Prämienzahlungen ausgesprochen, 
also für eine Umverteilung. Was er­
hoffen Sie sich davon?
Wir erhoffen uns für die Umwelt, dass 
durch die Umverteilung der Subventio­
nen anhand der bewirtschafteten Flä­
che einschließlich Grünland auch die 
wertvollen Grünlandstandorte einbe- 
zogeii werden und vor allem bäuerliche 
Existenzen im ländlichen Raum gehal­
ten werden. Ich halte das für eine sehr 
wichtige Tendenz, denn wir dürfen un­
sere jetzige Situation, was die Zahl der 
bäuerlichen Betriebe in den verschie­
denen ländlichen Räumen angeht, 
nicht nur mit dem Ist der vergangenen 
Jahre vergleichen. Wir müssen viel­
mehr fragen: Was würde denn sein, 
falls wir Betriebsprämien beibehälten, 
die keine Umverteilung der Förderung 
bringen? Da werden die Gewinner von 
einst am Ende dasselbe bekommen. 
Nur mit einer anderen Begründung als 
heute.

Das heißt, Grünland ist ein Wert, der 
jetzt gestärkt wird ...
Grünland ist ein Wert. Und es ist ein 
Wert, dass die flächenbezogene bäuer­
liche Landwirtschaft Maßstab für die 
Gewährung von Beihilfen ist und nicht 
das Produktionsvolumen, das dann 
einfach in eine fixe Subventionssumme 
pro Betrieb übersetzt wird. Das würde 
ja nur die Ausgangslage zementieren. 
Durch die flächenorientierte Prämie 
hat der Landwirt oder die Landwirtin 
einen Anreiz, sich stärker am Markt zu 
orientieren, also auf der Fläche das an­
zubauen, was unter Marktgesichts­
punkten als günstig anzusehen ist.

Und mit der Förderung bäuerlicher 
Existenzen ist auch eine Vielfalt klei­
ner Betriebe gemeint?
Bisher haben Großbetriebe stärker 
vom öffentlichen Fördersystem, also 
von Subventionen, profitiert. Indem 
Sie jetzt die Fläche einschließlich 
Grünland zum Maßstab machen, errei­
chen Sie zwar noch keine Gleichvertei­
lung, aber Sie bekommen eine flachere 
Glocke der Verteilung über alle Be­
triebsgrößen auf regionaler Ebene. Das 
ist wichtig.

Weiterer Aspekt der Agrarreform ist 
die Cross-Compliance-Regelung, 
also die Prämienbindung an Um­
weltmindeststandards. Was ist von 
dieser Regelung zu erwarten für die 
Landwirtschaft?
Also, ich finde es richtig, dass die 
Landwirtschaft so behandelt wird, wie 
alle wirtschaftlich Tätigen, die Subven­
tionen haben wollen. Dass sie sich 
nämlich an das Recht als Vorausset­
zung für die Förderung halten müssen. 
Das ist eigentlich selbstverständlich. 
Und ich glaube auch nicht, dass es hier 
große Probleme in der Landwirtschaft 
gibt. Denn warum sollten sich Land­
wirte weniger rechtskonform verhalten 
als andere?
Hier geht es darum, die gute fachliche 
Praxis einzuhalten und den guten öko­
logischen Zustand der landwirtschaft­
lichen Nutzflächen zu erhalten. Damit 
sind keine neuen, schärferen Umwelt-
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Standards verbunden, sondern: Schär­
fere Anforderungen werden im Rah­
men der Agrarumweltmaßnahmen 
künftig gesondert entgolten. Das geht 
dann über die gute fachliche Praxis 
hinaus. Wichtig scheint mir, dass die 
Agrarförderung durch Cross-Compli- 
ance eine neue Dimension im Rahmen 
internationaler Handelsbeziehungen, 
also innerhalb der Welthandelsorgani­
sation WTO, erreicht hat. Produktions­
orientierte Subventionen darf es nicht 
mehr geben. Diese Beihilfen werden 
zukünftig unter anderem mit der land­
schaftsgestaltenden Kulturleistung der 
Landwirtschaft begründet. Dann muss /  
natürlich der fachliche Stand zur öko­
logischen Sicherung der Flächen zum
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Maßstab werden, sonst wäre das ja un­
glaubwürdig. Wir kommen bei der 
WTO nicht durch, wenn wir behaup­
ten, die Landwirte sind jetzt alle auto­
matisch Landschaftspfleger.

Wenn es bei Cross-compliance um 
die gute fachliche Praxis geht, war 
das ja bisher auch Rechtsgrundlage. 
Da frage ich mich natürlich, warum 
muss das jetzt über Subventionen 
durchgesetzt werden, ist das bisher 
auf rechtlicher Ebene nicht durchge­
setzt worden?
Es gibt da gewiss Lücken, zum Beispiel 
im Bodenschutzgesetz zum Thema Bo­
denverdichtung und Erosionsvorsorge. 
Das ist sicherlich nicht überall durchge­
setzt. Insofern hilft diese Verknüpfung 
zu einer gewissen Automatisierung in 
der Landwirtschaft. Und im Pflanzen­
schutz, also bei der Ausbringung von 
Pflanzenschutzmitteln, gibt es auch Lü­
cken, wie wir ja gesehen haben.

Also man hat jetzt Sanktionsmög­
lichkeiten, die man vorher nicht 
hatte?
Die Fachbehörden und die Förderbe­
hörden -  das ist ja kein Geheimnis -  
werden sich in den nächsten Jahren zu­
sammentun und ihre Erkenntnisse im 
Rahmen eines Informationsverbundes 
zusammenstellen, so dass Subven­
tionskürzungen möglich werden, wenn 
sich ein Betrieb dauerhaft nicht an die 
gute fachliche Praxis hält. Um an den 
Anfang zurückzukehren: Wenn ein 
Landwirt, obwohl er ein bestimmtes 
Pflanzenschutzmittel nur mit abdrift- 
mindemder Technik spritzen darf, die­
se nicht einsetzt, dann würde das Sub­
ventionskürzungen zur Folge haben.

Warum beschäftigt sich das Um­
weltbundesamt mit Fragen ländli­
cher Entwicklung? Der Umwelt­
aspekt regionaler Vermarktung zum 
Beispiel ist doch erst kürzlich von ei­
ner Studie der Uni Gießen angezwei- 
felt worden. Die Bauernstimme be­
richtete in Ausgabe 01/04, Zitat: 
„Fruchtsäfte aus der Region, in der 
Region vermarktet, können unter 
Einbeziehung aller Transportauf­
wendungen pro Liter bis zu achtmal 
mehr Energie verbrauchen als 
Fruchtsäfte, deren Rohstoffe rund
10.000 Kilometer weit transportiert 
werden."
Für uns ist Regionalentwicklung zu­
nächst einmal ein Aspekt der Raumpla­
nung, auch ein Aspekt der Wirtschafts­
förderung, Stichwort: Ökologische Fi- 
nanzreform. Wie stimmen wir die In­
strumente, die wir haben, bei der Ge­
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur so­
wie bei der Gemeinschaftsaufgabe Re­
gionale Wirtschaftsstruktur, besser 
aufeinander ab, damit wir Arbeitsplät­

ze im ländlichen Raum erhalten und 
neue entstehen?
Wichtig ist für uns, dass in ganz kon­
kreten Projekten, auch mit beteiligten 
Verbänden, etwa dem Deutschen Ver­
band für Landschaftspflege oder dem 
Naturschutzbund Deutschland ver­
sucht wird, Regionalinitiativen zu stär­
ken, die sich etwa der regionalen Ver­
marktung von Agrarprodukten anneh­
men. Das haben wir in den vergangen 
Jahren mit großem Erfolg getan: Über 
den Wettbewerb „Natürlich Regional“ 
und über eine Verknüpfung der ver-
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schiedenen Regionalinitiativen, die 
jetzt viel besser voneinander lernen 
können. Hier geht es aber nicht nur um 
Landwirtschaft. Wenn wir Produkte 
stärker regional vermarkten, dann ent­
stehen natürlich auch Umfeldarbeits­
plätze, etwa im Handel, der Weiterver­
arbeitung und so weiter.
Ich halte die Diskussion, die wir mit 
dieser Gießener Studie haben, für et­
was verengt. Eigentlich müsste man ei-, 
nen Rundumblick haben und guckt 
doch durch einen Tunnel. Die Gießener 
Studie ist ja besonders wegen der 
C 02-Emissionen zitiert worden, also 
der Wirkungen auf das Klima. Erstens 
gibt es eine Untersuchung von der TU 
München, die zu anderen Ergebnissen 
gelangt, zweitens müssen wir sehen, 
dass Äpfel von Streuobstwiesen zum 
Beispiel noch andere positive Wirkun­
gen haben, nämlich auf die Arbeitsplät­
ze im ländlichen Raum, also soziale 
Aspekte, und die Produktionsweise, 
etwa Verzicht auf Pflanzenschutzmit-
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tel. Anders formuliert: Nur auf C 02 zu 
schauen, erfasst nicht alle Umwelt­
maßstäbe, im Gegenteil! Wir müssten 
eigentlich fragen: Wie wird die Umwelt 
im Anbauland, das zu uns exportiert, 
beeinflusst, etwa durch Plantagenwirt­

schaft. Und die Umwelteffekte, die wir 
dort erzeugen, sind letztlich durch un­
seren Konsum exportierte, negative 
Umwelteffekte. Das ist eines unserer 
Hauptprobleme als Industrieland: Wir 
haben hier Wohlstand erzeugt und die 
Folgen -  wie Treibhauseffekt oder 
Ozonschichtschädigung -  fallen welt­
weit an, auch in den weniger entwickel­
ten Ländern.

Kommen wir zu den Chancen der 
Landwirtschaft in der Regionalent­
wicklung. Wo sehen Sie Ansätze und 
Möglichkeiten, Arbeitsplätze zu si­
chern und zu schaffen? Und die 
Mehrkosten für eine umweltgerech­
te Landwirtschaft müssen den Ver­
brauchern ja auch irgendwie vermit­
telt werden.
Zunächst einmal gehe ich nicht generell 
davon aus, dass eine umweltgerechtere 
Landwirtschaft automatisch mehr kos­
tet. Wir erleben ja gerade im Rahmen 
der europäischen Umweltbetriebsprü­
fung, die wir in einigen Pilotprojekten in 
landwirtschaftlichen Betrieben durch­
geführt haben, dass hier erhebliche Er­

sparnisse zu erreichen sind -  etwa 
durch Energiesparen und ähnliches. 
Hier sind noch Reserven. Entscheidend 
ist, dass wir bei den landwirtschaftli­
chen Betrieben eine größere Flexibilität 
der Wirtschaftsförderung brauchen. Wir 
haben ja auf dem AbL-Bauemtag ein 
sehr schönes Beispiel erlebt: Eine Bäue­
rin stand auf und sagte: „Ich bekomme 
meine Agrarsubventionen nicht mehr 
in dem Umfang, weil ich gleichzeitig ei­
nen gewerblichen Betrieb auf dem Hof 
habe.“ Die Förderungen sind viel zu 
kleinteilig, ob Gewerbeförderung oder 
Agrarförderung, und wenn man den 
Bäuerinnen und Bauern nicht die Chan­
ce gibt, beides zugleich sein zu können, 
werden natürlich in diesen Betrieben 
schwerlich verschiedene Arten von Ar­
beitsplätzen entstehen. - Landwirt­
schaftliche und gewerbliche Fachför- 
derprogramme inklusive Baurecht müs­
sen besser aufeinander abgestimmt 
werden.

Vielen Dank für das Gespräch
we

Anstöße für ländlichen Raum

Mit Andreas Troge haben Wolfgang 
Reimer vom Bundeslandwirt- 

schaftsministerium und Heino von 
Meyer von der Organisation für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung (OECD) über die Zukunft der

sondern durch die Landwirtschaft ent­
stehen Arbeitsplätze“, philosophierte 
er. Ansätze wie LEADER und Regionen 
aktiv seien zukunftsweisend und müss­
ten weiter verfolgt werden. Für Wolf­
gang Reimer ist die Umstrukturierung
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Diskutierten die Zukunft der ländlichen Entwicklung auf dem AbL-Bauerntag: Prof. Andreas Troge 
(I.), Präsident Umweltbundesamt; Wolfgang Reimer (2.v.r.), Leiter der Unterabteilung Stukturpoli- 
tik im BMVEL; Heino von Meyer (r.), Leiter OECD-Centre in Berlin. Moderation: Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf (2.V.I.), AbL-Bundesvorsitzender. Fotos: Schimpf

ländlichen Entwicklung diskutiert. 
Wolfgang Reimer rief dazu auf, die flä­
chendeckende Bewirtschaftung auch 
zum wirtschaftspolitischen Thema zu 
machen. „Die Landwirtschaft muss ei­
nen Brückenschlag machen mit ande­
ren Akteuren im ländlichen Raum“, for­
derte er. Damit das Land lebendig bleibe 
und die wirtschaftlichen und sozialen 
Infrastrukturen nicht immer mehr ver­
schwinden, brauche es Bauern. Das be­
stätigte Heino von Meyer: „Nicht in,

der Gemeinschaftsaufgabe zur „Verbes­
serung der Agrarstruktur und des Küs­
tenschutzes“ (GAK) eine Chance. Mit 
der neuen Förderung der „Integrierten 
ländlichen Entwicklung“ bestünden 
Möglichkeiten für Landwirte, sich neue 
Standbeine zu schaffen und für „neue 
Verzahnung mit Partnern im ländlichen 
Raum.“ Meyer warnte vor zu hohen Er­
wartungen an EU-Zahlungen, denn: 
„Gekürzt wird zuerst bei der zweiten 
Säule.“ eda
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Verbaut
„Fremde verzehren Eure Äcker vor euren Augen“ (Jesaja 1,7). 

Etwa 130 Hektar landwirtschaftlich genutzter Flächen gehen täglich 
zugunsten von Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrsflächen verloren. 
Darauf hat besorgt das Umweltbundesamt (UBA) hingewiesen. Laut 

UBA-Präsident Prof. Andreas Troge könnte z.B. der Bedarf an Gewerbe­
flächen zu 100 Prozent auf industriellen Brachflächen realisiert werden. 

Die Hälfte des Bedarfs an Flächen für Wohnbebauung könnten die 
Gemeinden auf vorhandenen Freiflächen im innerörtlichen Bereich zur

Verfügung stellen.
Weltweit stellt sich das Problem noch dramatischer dar, weil die Urbani­

sierung die fruchtbarsten und produktivsten Böden der Erde frisst. Das 
ergab eine Auswertung der NASA. Wiederhole sich die Umwandlung 
von wertvollem Land in Bauland auch in Entwicklungsländern, dann 

könnte dies ernsthafte Auswirkungen auf die Nahrungsmittelerzeugung
haben, pm

Makaber
Mit dem Bild hungernder Kinder geht die Vieh- und Fleisch-Handelszei- 
tung (VfZ) gegen die Pläne zur Einschränkung der Tiertransporte vor: In 

einer ganzseitigen Anzeige wird behauptet: „Tiertransporte können 
Hunger verhindern!" Die Lüneburger Landeszeitung berichtete kürzlich 

über Polizeikontrollen auf der A 250, bei denen alle Tiertransporte bean­
standet wurden: wegen zu vieler Tiere auf engem Raum, wegen einer 
verendenden Sau, wegen mangelnder Hygiene oder Sachkunde oder 

falsch skalierter Tachoscheiben. Häufig gehe es quer durch die Republik, 
um „höheren Profit zu erwirtschaften". Es fehle eine gesetzliche 

Vorgabe zur Nutzung des nächstgelegenen Schlachthofs, en

NRW-Förderpreis für nachwachsende 
Rohstoffe

Zum dritten Mal ruft Landwirtschaftsministerin Bärbel Höhn zur Teil­
nahme am NRW-Förderpreis für nachwachsende Rohstoffe auf. Um den 
mit 5.000 Euro dotierten Preis können sich Personen, Unternehmen und 

Institutionen der nordrhein-westfälischen Land- und Forstwirtschaft, 
einschließlich der vor- und nachgelagerten Branchen, Lehre und 

Forschung sowie der verarbeitenden Industrie bewerben. Bewerbungs­
schluss ist der 28. Mai 2004. Ausschreibungsunterlagen im Internet 

unter www.munlv.nrw.de oder telefonisch unter 0211 -45 66 666.

Vitaminmangel auf dem Land
Landwirte (gemeint sind hier wohl vor allem die Beschäftigten in den 
Agrar-Großunternehmen) sind in der Slowakischen Republik die am 

schlechtesten mit Vitaminen versorgte Bevölkerungsgruppe. Laut Ernäh­
rungsdienst macht eine Untersuchung die finanzielle Schwäche dieser 

Gesellschaftsgruppe hierfür verantwortlich, pm

Pasta Antimafia
Im Rahmen des Projekts „Libera Terra" erzeugen Agrar-Genossenschaf- 

ten mit ehemaligen Arbeitslosen auf beschlagnahmten Mafia-Gütern 
Getreide, Wein, Öl, Honig und Melonen. Die Supermarktkette Coop 

bietet in diesem Zusammenhang „Antimafia-Nudeln" an, als Zeichen 
gegen die Macht der Mafia. Aufgrund von einer Million Unterschriften 

kam 1996 ein Gesetz zustande, das die „Wiederverwertbarkeit der 
Mafiagüter für soziale Zwecke" vorsieht, pm

VivalaVacca!
„Viva la Vacca - Es lebe die Kuh!" - unter diesem Namen baut der Tier­

schutzverein im schweizerischen Bischofszell-Weinfelden eine Art 
Altersheim für Nutztiere auf. Finanziert durch Tierschutzgelder und 

Patenschaften, sollen in diesem Projekt Kühe betreut werden, zu denen 
Landwirte „aus irgendwelchen Gründen eine über die Norm-Nutztierbe- 

ziehung hinausgehende Beziehung aufgebaut haben", en

Bauern-Almanach für Terroristen?
ln den USA gibt es seit vielen Jahren den „Farmer's Almanach" für 

Bauern, die sich an lustigen Anekdoten und Wettervorhersagen erfreuen 
wollen. Weil in diesem Jahrbuch aber auch Angaben zu Wetter, Städten, 

Straßen, Brücken, Tunnels oder Gebäuden enthalten sind, geriet das 
eher betuliche Werk auf die Liste der US-Terrorfahnder. Das FBI warnte 

kurz vor Weihnachten die eingesetzten 18.000 Polizisten vor den Besit­
zern solcher Bücher, sie seien bei Überprüfungen mit besonderem

Misstrauen zu behandeln, pm

Kaffeebauern unter Druck
Kaffee ist bei uns so billig wie noch nie. Unter dem Preisverfall leiden 

vor allem die kleinen Produzenten.

Das Pfund der „Krönung“ gibt es heute 
ab 2,29 Euro, vor einigen Jahren hat 

der Verbraucher noch 9,99 DM dafür be­
rappt -  mehr als das Doppelte. Der Durch- 
schnitts-Preis für die Tonne Rohkaffee in 
Deutschland lag 2003 bei 1.040 Euro, laut 
Statistischem Bundesamt 46 Prozent

spiel Aldi. Bislang hält die Firma immer­
hin 15 Prozent des Weltmarktanteils im 
Kaffeehandel. „Da, wo diese Kaffeeplanta­
ge hin soll, haben vorher auch Kaffeebau­
ern gelebt“, erklärt Gertrud Falk von 
FIAN. Aber eine eigene Plantage bedeute, 
den Preis selbst bestimmen zu können und

Kaffeebauern in Uganda. Sie wurden vertrieben und mussten neue Siedlungen errichten. Foto: FIAN

niedriger als 2000. Der Preisverfall begann 
in den 90er Jahren. Bis 1989 gab es ein in­
ternationales Kaffee-Abkommen, das die 
Angebotsmengen auf dem Weltmarkt für 
jedes Land regelte und damit auch für ei­
nen relativ stabilen Preis sorgte. Ausge­
hend von den USA wurde dieses Abkom­
men aufgekündigt und damit eine massive 
Überproduktion im Kaffeesektor eingelei­
tet. Neue Länder stiegen in den Kaffee-An­
bau ein, zum Beispiel Vietnam, das sich in­
nerhalb von 10 Jahren zum zweitgrößten 
Kaffeeproduzenten nach Brasilien entwi­
ckelt hat. Das Land wurde beim Marktein­
stieg von der Weltbank unterstützt. Zu­
nächst konnten die Übermengen durch 
staatliche Aufkäufe und Lagerung in den 
kaffeeproduzierenden Ländern reguliert 
werden. Seit 1999 befinden sich die Kaf­
feepreise aber im freien Fall, weil die 
Nachfrage nach Kaffee nicht mit dem An­
gebot wächst. Den großen Kaffeeröstem 
ist der Preisverfall nicht unrecht. Sie sind 
finanzstark genug, um das Preistief zu 
überstehen -  und dabei können sie ihre 
Marktanteile zu Lasten von Kleinprodu­
zenten noch ausweiten. Nestle -  mit Kraft 
(Jacobs) und Tchibo größter deutscher 
Kaffeelieferant -  arbeitet nach Auskünften 
von FIAN* derzeit an der Ausweitung sei­
ner Produktionsflächen. Die deutsche 
Neumann Kaffee Gruppe baut eine 2.000 
Hektar-Kaffeeplantage in Uganda auf. 
Neumann hat keine eigene Kaffeemarke, 
sondern beliefert andere Firmen, zum Bei­

nicht auf Verhandlungen mit den Bauern 
angewiesen zu sein.

Strukturwandel beim Anbau
Weltweit gibt es 25 Millionen Kaffeean- 
bauer. Laut FIAN wird die Hälfte des Kaf­
fees von Betrieben mit zwei bis 20 Hektar 
produziert, dazu kommen gut 15 Prozent 
Kleinsterzeuger mit weniger als zwei 
Hektar Anbaufläche. Sie liefern alle, zum 
Teil ausschließlich, für den Weltmarkt. 
Händler und Röster kaufen bei den Bau­
ern direkt, meist aber bei bäuerlichen Ver­
marktungskooperativen ein. Vor allem 
Bauern, die nur für den Export produzie­
ren, sind auf die Abnahme ihrer Ernten 
durch die großen marktbeherrschenden 
Handelskonzeme angewiesen. Wenn die 
Preise, wie im Moment, kaum mehr die 
Produktionskosten decken, bleibt diesen 
Bauern nur ein Leben an der Armutsgren­
ze -  alternativ können sie auf den Planta­
gen der Großproduzenten arbeiten,..

eda

*das FoodFirst Informations- und Aktionsnetz­
werk (FIAN) setzt sich als internationale Men­
schenrechtsorganisation für das Recht ein, sich zu 
ernähren. Im Kaffeebereich bearbeitet FIAN Fälle 
in Uganda und Guatemala. Derzeit wird ein Ver­
haltenskodex für die Kaffeeindustrie (CCCC -  
Common Code for the Coffee Community) ausge­
arbeitet. FIAN ist in diesen Prozess eingebunden 
und will für die Kleinproduzenten die Fragen nach 
Marktzugang und Preisen in die Diskussion brin­
gen. Kontakt: ®  02323-490099, Internet: 
www.fian.de

http://www.munlv.nrw.de
http://www.fian.de
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Reif für den Hof

Wie finde ich einen Hof? Im Herbst
2002 platzte eine Tagung zu diesem 

Thema vor Andrang aus den Nähten. 
Trotz aller Klagen über die ökonomische 
Situation in der Landwirtschaft gibt es of­
fensichtlich viele, die in die Landwirt­
schaft einsteigen wollen. Romantische 
Vorstellungen haben dabei nur wenige. 
Dazu kennen sie die Landwirtschaft zu ge­
nau.

Tagung gibt Hilfestellung
Wer damals nicht dabei sein konnte, der 
hat nun wieder die Gelegenheit dazu. Wer 
einen Hof sucht (oder abgeben möchte), 
wer eine Antwort auf die vielen Fragen bei 
der Suche, der Finanzierang und der ge­
eigneten Rechtsform bekommen möchte 
oder wer einfach mit Gleichgesinnten dis­
kutieren will, für den bietet die Evangeli­
sche Landjugendakademie in Altenkir­
chen die Tagung wieder an (siehe Anzeige 
auf Seite 23).
Doch es gibt nicht nur die, die einen Hof 
für sich selbst suchen. Wissenschaftler der 
AG Land- und Regionalentwicklung in 
Witzenhausen machen sich derzeit Ge­
danken über die Hofübergabe außerhalb 
der Erbfolge. Was sind das für Menschen, 
die einen Hof suchen: Ein Häuflein von 
Öko-Idealisten? Industrievertriebene 
Landwirte, die anderswo-meist im Osten
-  eine neue Existenz aufbauen? Steigen 
Menschen auch in den Nebenerwerb ein? 
Und vor allem: Mit welchen Problemen 
haben Neugründer zu kämpfen?

Entwicklungen gegen den Trend

Das Projekt zur Situation der Hofüberga­
be außerhalb der Erbfolge steht noch am 
Anfang. Vieles ist noch Hypothese.

Projekt zur Hofübergabe 
außerhalb der Erbfolge
So haben österreichische Untersuchun­
gen in den 90er Jahren ergeben, dass die 
Neugründer, die in ländliche Regionen 
„eingewandert“ sind, viele Ideen und In­
novationen mitgebracht haben. Sie waren 
weniger eine Konkurrenz beim Wachsen, 
sondern eher eine Bereicherung. Und es 
sind nicht nur die ökonomisch schwachen 
Betriebe, die keinen Hofnachfolger fin­
den. Die Arbeitsbelastung auf „leistungs­
starken“ Betrieben führt auch hier ver­
stärkt dazu, dass Betriebe auslaufen: 
Volkswirtschaftlich gesehen eine Ver­
schwendung von hochwertiger, oft mit 
staatlichen Mitteln geförderter Bausub­
stanz.

Beratung tut not
Die Witzenhäuser sehen eine Vielzahl von 
Problemen, die eine einfachere Hofüber­
gabe erschweren. Natürlich spielt das 
Geld eine Rolle; aber auch Steuerrecht, 
Erbrecht oder die Bedingungen der vor­
handenen Förderprogramme sind nicht 
immer hilfreich. Manche Hofübergabe 
scheitert daran, dass die Abgebenden zu 
sehr an dem festhalten, was ihr Lebens­
werk ist; sie können es nicht ertragen, dass 
nun alles anders werden soll. 
Hofübergaben haben sowohl ökonomi­
sche, organisatorische und rechtliche als

auch emotionale Hürden zu 
nehmen. In dieser komple­
xen Situation wäre eine un­
abhängige und moderieren­
de Beratung hilfreich. Doch 
so etwas gibt es (fast) nicht. 
Denn bisher gehörten Neu­
gründungen nicht ins agrar­
politische Konzept. Das soll 
in Zukunft anders werden. 
Das Projekt wird der Politik 
Vorschläge unterbreiten. Ei­
niges ist schon angedacht: 
Einrichten von Hofbörsen, 
staatliche Ausfallbürgschaf­
ten für die Kreditvergabe, 
Überarbeitung rechtlicher 
Grundlagen (Steuern, 
Grundstücksverkehr, Erb­
recht etc.). Der erste Schritt 
ist jedoch, dass über das 
Thema öffentlich diskutiert 
wird. Erst müssen Hofneu­
gründungen überhaupt 
denkbar sein, wenn man sie 
in größerem Maße realisie­
ren will. tom

Einsteigen statt aussteigen! Foto: Eisenberg

Kontakte für Hofsuchende gibt die Web-Site 
www.hoffinder.de. Das Forschungsprojekt sucht 
Interviewpartner, die einen Hof neu gegründet ha­
ben, über die speziellen Probleme berichten wollen 
und ggf. Ideen haben, wie man sie überwinden 
kann. Kontakt: @ 05542-98 1659 (Götz Schmidt) 
oder ®  05542-98 1548 (Iris Weilend);
E-Mail: goetz.schmidt@uni-kassel.de; 
i.weiland@uni-kassel.de

Wurzeln in einer globalisierten Welt
Erstes Bundestreffen „Tag der Regionen" vom 31. März bis 2. April 2004 mit Nacht-Inszenierung

in der Feuchtwanger Innenstadt

Kein Aprilscherz: Am 1. April wird die 
Innenstadt der fränkischen Kleinstadt 

symbolisch zugemauert. Feuchtwan­
gen ist stellvertretendes Symbol 
für die allgemeine Problematik 
der Verödung der Innenstädte 
bei gleichzeitig horrendem 
Landverbrauch durch Super­
märkte auf der grünen Wiese vor 
der Stadt. Um auf dieses „Nicht­
mehrgebrauchtwerden“ hinzuweisen, 
werden an den drei Eingängen zur Innen­
stadt massive Mauern hochgezogen.
Vom 31. März bis 2.April sind alle Interes­
sierte nach Feuchtwangen zum ersten 
Bundestreffen der Regionalbewegung ein­
geladen. Dort soll die Keimzelle für eine 
erkennbare und organisierte Regionalbe­

wegung geschaf­
fen und eine Dis­
kussion „Region 
als Alternative 

und Ergänzung 
zur Globalisierung“ 

angefacht werden. 
„Mit dem 1. Bundestref- 
der Regionalbewegung 

wollen wir heraus aus der Nische 
und öffentlichkeitswirksam zeigen, dass 
regionale Wirtschaftskreisläufe die Chan­
cen sind“, so der Sprecher des Aktions­
bündnisses Heiner Sindel. Regionales 
Wirtschaften sichert Arbeitsplätze im Ge­
gensatz zu globalisierten Konzemstruktu- 
ren, spart Energie und steigert eine regio­
nal und sozial gesteuerte Wertschöpfung.

Bürgerschaftliches Engagement durch 
Nachbarschaft im Gegensatz zur „Ich- 
Gesellschaft“ wird gefördert und Ressour­
cen geschützt, damit nächste Generatio­
nen auch noch Lebensqualität haben. Am 
Ende des Bundestreffens wird die Feucht­
wanger Charta vorgestellt, die als Basis für 
gemeinsames Weiterarbeiten über die Ver­
anstaltung hinaus dienen soll. Darin wer­
den Argumente für regionales Wirtschaf­
ten in mittelständischen Strukturen for­
muliert, um sie nachhaltig an die Öffent­
lichkeit zu tragen. pm
Nähere Informationen und Anmeldung: 
www.tag-der-regionen.de, Aktionsbündnis „Tag 
der Regionen“, Gisela Endt, Ingrid Bausch, Mu­
seumstraße 1, 91555 Feuchtwangen, 
®  09852-1381, Fax: -615291, .tag-der-regio- 
nen@web.de

Volkswurst
VW betreibt laut Wall 
Street Journal in seinem 
Wolfsburger Stammwerk 
eine hauseigene Metzge­
rei. Während es die Auto­
produktion im vergange­
nen Jahr auf lediglich
515.000 Fahrzeuge brach­
te, erzeugte die Metzgerei 
im gleichen Zeitraum allein
1,5 Millionen Currywürste, 
verzehrt in allen 
VW-Zweigwerken und 
auch bei Wolfsburger Bun­
desligaspielen. Die ZEIT 
schlug deshalb vor, dass 
sich der „Autokanzler" 
nunmehr besser 
„Wurstkanzler" nennen 
sollte... en

http://www.hoffinder.de
mailto:goetz.schmidt@uni-kassel.de
mailto:i.weiland@uni-kassel.de
http://www.tag-der-regionen.de
mailto:nen@web.de
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Wirtschaften als sozialer Prozess
Um eine andere Betrachtungsweise der Waren- und Geldströme ging es auf der Landwirtschaftlichen Tagung am Goetheanum in Dörnach Anfang 

Februar. Andreas Amberger berichtet für die Bauernstimme.

Betrachten wir einen so alltäglichen 
Prozess wie den Kauf eines Brotes: 

Von der Bäckereiverkäuferin, die einen 
kleinen Teil des Geldes für ihre Verkaufs­
arbeit abbekommt über den Müller, den 
Getreidehändler, den Landwirt bis zum 
Saatgutproduzenten, zum Züchter und 
dessen Vorproduzenten -  alle sind zu ei­
nem kleinen Teil am Kauf eines Brotes 
beteiligt. Jedem Warenstrom fließt ein 
Geldstrom entgegen. Ökonomie ist 
nichts Abstraktes, sondern im höchsten 
Maße soziales Handeln. Über wirt­
schaftliche Beziehungen tritt der 
Mensch in Kontakt mit anderen Men­
schen.
Ein richtiger Preis für eine Ware ist erst 
dann gefunden, wenn das Verhältnis 
von Ausgabe und Einnahme stimmt. 
Voraussetzung ist natürlich, dass der 
Käufer die Ware in der gewünschten 
Qualität nochmals kaufen will, er das 
Produkt (und somit auch den Produ­
zenten) wertschätzt.

Alles Sachzwänge?
Was liegt vor, wenn ich für mein Pro­
dukt nicht den richtigen Preis erzielen 
kann? Habe ich dann die soziale Kom­
ponente meines ökonomischen Pro­

zesses richtig bedacht? Biete 
ich das Produkt, das mein 
Künde wirklich will? Oder 
bin ich austauschbar, weil 
sich mein Produkt nicht von 
anderen unterscheidet? Wenn 
mein Kunde nicht im Stande 
ist, die von mir gelieferte Le­
bensmittelqualität wahrzu­
nehmen, wie kann ich dies er­

möglichen?
In den letzten Jahrzehnten hat sich die 
Landwirtschaft immer stärker in die 
sogenannten Sachzwänge der Ökono­
mie begeben. Die quantitative Produk­
tivität wurde aufgrund des technischen 
Fortschritts enorm gesteigert. So „er­
nährt“ ein Landwirt heute rund 130 
Menschen (1950 waren es zehn Men­
schen). Die Erträge haben sich in den 
letzten fünfzig Jahren im Durchschnitt 
verdoppelt. Dies ist das Resultat der 
geistigen Innovationskraft des Men­
schen. Gleichzeitig sank der Anteil der 
Landwirtschaft an der deutschen Brut- 
towertschöpfung um das zehnfache auf 
heute rund ein Prozent. Das heißt: Die 
anderen Zweige un­
serer Wirtschaft 
entwickelten sich 
noch wesentlich 
schneller und effek­
tiver. Die Möglich­
keiten, Arbeitstei­
lung und Fortschritt 
zu nutzen, sind dort 
ungleich höher und 
werden auch besser 
genutzt. Hier liegt 
auch der Grund,

dass an der Landwirtschaft mehr zu 
verdienen ist als in der Landwirtschaft.

Was ist die ideale Milch?
Dieses Ungleichgewicht v ersuch ten  
Politik und Landwirtschaft auf der öko­
nomischen Ebene anzugehen: Erträge 
steigern, Kosten minimieren, Wachsen 
oder Weichen. Die Politik hat die negati­
ven Auswirkungen dieser Entwicklung 
teilweise erkannt. Daher stützt sie den 
Agrarmarkt, interveniert. Doch ohne 
die Bedürfnisse des Menschen zu be­
rücksichtigen. Nun muss man sich die 
Wege der Wertschöpfung ins Bewusst­
sein rufen und erkennen: Der Wert eines 
Produktes liegt nicht im Produkt selbst, 
sondern in dem Grad der Bedürfnisbe­
friedigung für den Kunden. Wir müssen 
herausfinden: Was ist das „ideale“ Pro­
dukt, z.B. die „ideale“ Milch für die Ver­
braucher?
Als Unternehmer bin ich gefordert, 
meine betriebsblinde, ökonomische 
Ebene zu verlassen. Dann trete ich mit 
Partnern und Kunden in Kontakt. Mar­
keting ist nichts Anderes als soziale Be­

ziehungen schaffen. Dies ist ein Erfor­
dernis unserer Zeit. Aber wir denken 
immer noch in Wertschöpfungs-Ket- 
ten. An deren Anfang stehen die Land­
wirte -  ganz weit weg am anderen Ende 
die Konsumenten. Wer weis da vom 
Anderen? Ganz anders wäre ein Den­
ken in WertschöpfungS'Ringen. An ei­
nem runden „grünen“ Tisch können 
alle Akteure ihr gegenseitiges Interesse 
wahmehmen, den gemeinsamen Pro­
duktionsprozess gestalten. Das. ver­
langt Gemeinsinn und hohe soziale 
Kompetenzen. Aber das Produkt und 
alles, was damit zusammenhängt, be­
friedigt nach einer gemeinsamen Ab­
stimmung die konkreten Bedürfnisse 
der Menschen wesentlich besser.
Es gibt keine Patentrezepte für die Ge­
staltung unserer Waren- und Geldströ­
me. Doch in der heutigen Zeit fordert 
uns das Leben, aus Unserer Ich-Bezo- 
genheit herauszutreten und gemein­
sam mit Partnern den für uns passen­
den Weg zu finden.

Andreas Amberger

Fotos: Erdmanski-Sasse

Die anthroposophische Landwirtschaftstagung in Domach

Auf der jährlich stattfindenden Ta­
gung im Schweizer Dörnach tra­

fen sich ca. 550 Menschen, die meis­
ten Bauern und Bäuerinnen, aber 
auch Verbraucher, Berater, Lehrer und 
andere aus 27 Nationen. „Geld und 
Landwirtschaft“ lautete diesmal das 
Thema, mit dem sich die regionalen 
Demeter-Landesgruppen schon im 
Vorfeld beschäftigt hatten. In mehr als
40 Arbeitsgruppen ging es um den 
Einfluss des weltweiten Agrarhandels 
auf die Regionen. Es ging um regionale 
Lösungsmodelle von Höfen -  sei es Fa­
milienbetriebe oder Betriebsgemeiri- 
schaften -  , die Vermarktung zu ver­
bessern und das soziale Miteinander 
der Mitarbeitenden fruchtbar zu ge­
stalten.

In unserer Übungsgruppe ging es um 
Erzeugergemeinschaften. Wir waren 13 
Menschen aus insgesamt acht Natio­
nen, alles Leiter oder Gründer von Er­
zeugergemeinschaften, z.B. in Norwe­
gen, Ukraine, Australien und Japan. 
Über den Aufbau der Vermarktung öko­
logischer Produkte in der Ukraine be­
richteten zwei ehemalige kommunisti­
sche Offiziere und eine Ärztin. Diese 
haben dort eine Milchabholung -  zwei­
mal täglich -  aufgebaut und alte Milch­
wagen aus dem Westen organisiert. Die 
Menschen in der Ukraine sind arm. 
Selbstversorgung hat eine große Bedeu­
tung, so haben viele noch ein, zwei 
Kühe. Inzwischen konnte auch die Lei­
terin einer Sowchose (ein für westliche 
Verhältnisse unvorstellbarer Giga-Be-

trieb) zum Mitmachen überzeugt wer­
den. So verfügt die Erzeugergemein­
schaft 2004 voraussichtlich über eine 
Milchmenge von 15 Mio. Liter.
Über einen Erfolg in den Verhandlungen 
mit dem Lebensmitteleinzelhandel 
konnten die Norweger berichten. Dort 
hat eine Demeter-Erzeugergemein- 
schaft seit 30 Jahren eine erfolgreiche 
Vermarktung mit dem Naturkostgroß- 
handel aufgebaut. Vor einem Jahrzehnt 
wollte nun COOP Norwegen als größ­
ter Discounter im Land mit der Erzeu- 
gergemeinschaft ins Geschäft kommen. 
Bedingung: Alle Waren nur noch an 
COOP. Doch die Erzeugergemeinschaft 
fürchtete Abhängigkeit und ließ ihren 
bisherigen Marktpartner nicht im Re­
gen stehen, sondern lieber die Rinder im

Stall fett werden -  und hatte Erfolg nach 
einer Durststrecke: CÖOP lenkte ein. 
Ausgesprochen anregend war auch der 
künstlerische Teil, das Highlight die Auf­
führungen aus Faust II. Passend zum 
Thema der Tagung gibt der erste Akt wie­
der, wie der Kaiser das erste Papiergeld 
drucken und verteilen lässt -  auf Anre­
gung bzw. durch die List von Mephisto. 
Die Illusion, damit seine Schulden loszu­
werden, erinnert an die vielen Illusionen 
in der subventionierten Landwirtschaft. 
So war es eine rundum anregende und 
gelungene Tagung mit vielen menschli­
chen Begegnungen. Im  nächsten Jahr 
wird die Landwirtschaftliche Tagung in 
Domach mit dem Thema „Kosmos und 
Landwirtschaft“ stattfinden.

Elisabeth und Gyso von Bonin
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Gegen Sklavenarbeit

Die Zahl der Menschen in sklave- 
rei-ähnlichen Verhältnissen wird 

weltweit auf mindestens 27 Millionen ge­
schätzt. Die Formen sind vielfältig: Sie rei­
chen von der traditionellen Schuldknecht­
schaft bis hin zum modernen Einsatz ille­
gal eingereister Arbeitskräfte, die auf­
grund ihres illegalen Status den Arbeitsge­
bern rechtlos ausgeliefert sind. Der neue 
brasilianische Präsident Lula da Silva hat 
einen Plan gegen die Sklavenarbeit ange­
kündigt. Vor allem im Nordosten arbeiten 
rund 20.000 Brasilianer unter sklavenähn­
lichen Bedingungen. Dies soll jetzt als 
„grausames Verbrechen“ verfolgt werden. 
Ein Beispiel hierfür ist der Einsatz moder­
ner Sklaven bei der Rodung des Amazo- 
nas-Regenwaldes. Sie erhalten für die 
Knochenarbeit theoretisch sechs Euro

täglich, abzüglich Transportkosten, Ver­
pflegung, Unterkunft und Arbeitswerk­
zeugen. Pistoleros verhindern ihre Flucht. 
Seit einigen Jahren finden immer mehr 
dieser Verzweifelten eine Zuflucht bei 
dem Landpastoral CPT, gegründet vor 
sechs Jahren von engagierten Katholiken 
und mittlerweile unterstützt von der In­
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO). 
Es gibt sogar erste Urteile gegen die Skla­
venhalter. Allerdings, so ein Korrespon- 
denteri-Bericht im Neuen Deutschland, 
sei die Macht der Großgrundbesitzer we­
gen ihrer Verbindungen und wegen des 
Mangels an Kontrolle noch ungebrochen. 
Statt niedriger Geldstrafen müssten auch 
Landenteignungen als Strafe verhängt 
werden, pm

AbL Heide-Weser zeigt:
Die Geschichte vom weinenden Kamel 

17. März 2004, Verden
Ein Film, der zeigt, dass Erfahrungsw issen in der Tierhaltung 
w ich tiger ist als m odernste W issenschaft!
In einer Nom adensiedlung irgendw o m itten in der W ü ste  Gobi 
erw arte t eine Kam elm utter Nachwuchs. Die Geburt gestaltet 
sich als äußerst schwierig, und es bedarf m enschlicher H ilfestel­
lung. Heraus komm t ein weißes Kam elfohlen, eine w ah re  Sel­
tenheit. Doch die M utter lehnt das Junge  ab und stößt es rüde 
von sich. Da senden die Hirten zwei Jungen  aus, einen entfernt 
lebenden Musiker zu Hilfe zu holen. Er ist die letzte Chance, 
um die abweisende Kam eldam e um zustim m en und das Fohlen 
zu retten.

20 Uhr 15 im Cine City in Verden V 04231-932690
n Zusam m en arb e it von  Kom m una lk ino  Verden und A bL Heide-Weser

LESERBRIEF
Es trifft die Sprache der Menschen auf dem Lande

Leserbrief zu Matthias Stührwoldt und Bauemstimme

Ich habe immer mit großem Vergnügen 
die Geschichten von Matthias Stühr­

woldt gelesen, und wenn die Bauemstim­
me per Post kam, las ich als erstes die Ge­
schichten vom Bäume-Umarmen, 
Wendt-Fendt... Natürlich habe ich Weih­
nachten die Geschichte von „King Kacke“ 
unter dem Weihnachtsbaum den etwas 
säuerlich schauenden Schweinemästem 
in meiner Familie vorgelesen und Exem­
plare hatte ich ja zum Glück rechtzeitig ge­
ordert, so dass ich noch Geschichten zum 
Nachlesen dalassen konnte.
Ich schreibe Euch das aber vor allem aus 
tiefer Dankbarkeit für mein Berufsgrund- 
bildungsjahr (BJ 1). Ich unterrichte frei­
tags 27 spät- bis frühpubertäre Jungland­
wirte und Junglandwirtinnen den ganzen 
sechsstündigen harten Schultag in Fä­
chern wie Betriebslehre, Produktions­
schwerpunkt Tier oder Landtechnik. Wie 
schrecklich waren diese Stunden vor der 
zündenden Idee: „Wenn ihr heute gut mit­
arbeitet, dann lese ich eine Geschichte 
vor!“ Mit „FendtWendt und der Koffer“

fing es an und war sofort ein Riesenerfolg, 
selbst „Bäuerliche Badezimmer“ haben 
mir meine 27 Schüler/innen fast von den 
Lippen abgelesen.
Es trifft eben die Sprache der Menschen 
auf dem Lande, es kommt irgendwie be­
kannt vor und man fragt sich, warum das 
nicht schon längst einmal aufgeschrieben 
wurde. Vergleichbar mit Buck’s schönem 
Film „Erst die Arbeit und dann...“ Den ha­
ben einige meiner Schüler damals übri­
gens nicht gut, sondern eher beleidigend 
gefunden.
Matthias und der Bauemstimme gratulie­
re ich jedenfalls und nochmals vielen 
Dank für die schönen, spannenden Stun­
den mit meinen Berufsschülern.

Winfried Plümpe, 
27711 Osterholz-Scharmbeck

Die veröffentlichten Leserbriefe geben 
nicht unbedingt die Meinung der Redak­
tion wieder. Die Redaktion behält sich 
vor, Leserbriefe zu kürzen.

... aus Berlin

Probearbeiten auf 
Bio-Betrieben -  

selbstverständlich unbezahlt?

Als studierte Diplomagraringenieurin versandte ich im Som­
mer 2003 an die 120 Bewerbungsschreiben an Bio-Betriebe 

vor allem in Brandenburg. Auf einigen davon stellte ich mich 
persönlich vor. Bei den meisten arbeitete ich einen Nachmittag 
lang mit, um einen ersten Eindruck vom Hof zu gewinnen. Von 
diesen Höfen hatten die meisten jedoch nur Praktikumsstellen 
anzubieten.
Bei einem Vorstellungsgespräch auf einem Schulbauemhof in 
Brandenburg wurde ich zu einer Woche Probearbeiten im Sep­
tember bestellt, mit der Aussicht auf eine feste Anstellung. Ob­
gleich der Betriebsleiter während dieser Zeit selber nicht anwe­
send war, arbeitete ich dreieinhalb Tage auf dem Hof mit, wobei

ich eine weitere fehlende 
Arbeitskraft zu ersetzen 
hatte. Nach dreieinhalb 
Tagen fuhr ich wieder 
nach Hause in Erwar­
tung weiterer Ergebnis­
se. Der Betriebsleiter 
meldete sich nicht. Da­
raufhin schrieb ich ihm 
einen Brief, in dem ich 
um Rückmeldung und 
Übernahme der Fahrt­
kosten bat. Etwa sechs 
Wochen später kam ein 
Antwortschreiben, in 

dem er erklärte, die Fahrtkosten nicht zu übernehmen. Im 
Übrigen könne er mir aus finanziellen Gründen kein konkretes 
Stellenangebot machen.
Anfang des Jahres wurde ich zu einer Vorstellung bei einer 
Bio-Gärtnerei in die Schweiz eingeladen. Sonntagabend kam ich 
dort an. Der Betriebsleiter begrüßte mich am Montagmorgen
7.00 Uhr zu Arbeitsbeginn. Seine Frau teilte mich zum Kräu- 
ter-Pikieren ein, eine zehnstündige Beschäftigung an diesem Tag, 
unterbrochen durch eine kurze Mittagspause. Am folgenden Tag 
stand ich mit polnischen Praktikantinnen am Fließband, um 
Kräuter einzutopfen. Der Betriebsleiter war unterwegs und mit 
anderen Arbeiten beschäftigt. Als ich ihn mittags kurz zu Ge­
sicht bekam, kündigte ich ihm meine Heimreise an und bat ihn 
um fünf Minuten für ein kurzes Gespräch. In diesem Gespräch 
wies ich ihn auf seine Anzeige hin, in der ein(e) Gärtnermeis- 
ter(in) gesucht wurde mit „abgeschlossener Ausbildung in der 
Grünen Branche“ und bat ihn um nähere Erläuterung. Die Frage 
ob er mich für geeignet hielt, beantwortete er mit: „eher nicht“, 
machte aber keine genauen Äußerungen. Auch lehnte er es ab, 
die Fahrtkosten zu übernehmen. Dafür füllte er die Formulare 
vom Arbeitsamt aus, wobei er wortlos die Zeile ankreuzte mit 
der Option, dass meine Person für die Einstellung nicht 
vorgesehen sei. Ich verabschiedete mich und nahm den nächsten 
Zug nach Hause.
Das sind zwei Fallbeispiele aus meinen Erfahrungen bei Vorstel­
lungsgesprächen in Landwirtschaft und Gartenbau. In beiden 
Fällen reiste ich auf eigene Kosten an, arbeitete intensiv mit, wo­
bei beide Betriebsleiter meine Eignung nicht beurteilen konnten, 
da sie gar nicht zugegen waren. Es wird davon ausgegangen, 
dass ein(e) Arbeitssuchende (r) endlos viel Zeit mitbringt, wes­
halb er/sie gleich in den Arbeitsprozess integriert wird. Als Kö­
der winkt die vermeintlich bezahlte Arbeitsstelle. Ich frage mich, 
ob das heute im Bio-Land- und Gartenbau so üblich ist? Oder 
handelt es sich hier um Einzelfälle? Immerhin ist dies auch eine 
Form der Beschäftigung billiger Arbeitskräfte. Und Arbeit gibt es 
da jederzeit in Hülle und Fülle.
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Image der Landwirtschaft
Das Bild der Landwirte in der Gesellschaft ist für DLG-Präsident von dem 

Bussche vor allem ein Problem der Kommunikation, insbesondere bei 
fragen der Tierhaltung. Dazu brauche es Experten für Kommunikation 

und Konflilctlösung. Leider wird nicht thematisiert, wer und was der 
Gesellschaft nahe gebracht werden soll: industrielle Produktionsmetho­

den oder eine bäuerliche Lebens- und Wirtschaftsweise. Stattdessen gibt 
das DLG-Buch (zur DLG-Wintertagung 2003) zunächst einmal den altbe­

kannten Vorwürfen gegenüber Medien und „Verbraucher­
ängstlichkeiten" breiten Raum.

Trotzdem gibt es in den veröffentlichten Vorträgen interessante 
Aussagen: 52 %  der Menschen kennen noch direkt jemanden aus der 
Landwirtschaft und schätzen an ihm Arbeit, Fleiß, Bodenständigkeit, 

gute Ausbildung, Verbundenheit der Arbeit mit ländlichem Raum und 
Natur (damit ist aber nicht Bewusstsein für Umwelt und artgerechte 

Tierhaltung gemeint). Interessant die Berichte über das hohe Ansehen 
der Familienbetriebe in Frankreich, über die erfolgreiche Öffentlichkeits­
arbeit der dortigen Agraropposition für Nachhaltigkeit und für Qualität 

und gegen Gentechnik: „Die regionalen Produkte sorgen für die tiefe 
Verwurzelung im Herzen der Franzosen." Aufschlussreich auch der Vor­
trag über die Probleme der Dänen mit ihrer Agrarentwicklung hinsicht­

lich artgerechter Tierhaltung und Umwelt. Eine Schweizer Journalistin 
konstatiert eine Suche nach neuen Werten wie Heimat, Familie, Religion 
und Verlässlichkeit. Vordergründig kommunikationstechnisch ausgerich­
tet dagegen die Zukunftsvision eines DLG-Arbeitskreises junger Tierhal­

ter. Nachdenkenswert der Beitrag einer Bäuerin zum Handlungsbedarf in 
Sachen artgerechter Schweinehaltung: Wo Verbraucher massive Miss­

stände sehen oder vermuten (Haltungssystem, Umwelt, Medikamente, 
Tiertransporte), haben Bauern keine Probleme. Umgekehrt teilen die 

Verbraucher die Sorgen der Bauern um Bestandsgröße und
Wirtschaftlichkeit kaum.

Erfrischend der Appell einer Junglandwirtin: „W ir sollten wieder viel häu­
figer von unseren schönen Tieren und unserer abwechslungsreichen

Arbeit schwärmen..." en 
Landwirte in der Gesellschaft -  Wege zu besserem Image und Ansehen. DLG-Verlag 

2003, 221 S., 22 € ; zu beziehen über den ABL-Verlag.

Unkraut -  Ökologie und Bekämpfung
Die Autoren beschreiben zunächst Nutzen, Biologie und Ökologie der 
Unkräuter sowie deren Interaktionen mit den Kulturpflanzen. Bei den 

Maßnahmen werden neben indirekten, biologischen, mechanischen und 
thermischen Verfahren vor allem die Wirkstoffgruppen der Herbizide 

vorgestellt. Weitere Abschnitte behandeln Herbizidresistenzen, integrier­
te Konzepte, Teilflächenbehandlung und streifen die Unkrautbekämp­

fung im ökologischen Landbau. Andere Kapitel gelten der 
Unkrautbekämpfung bei den verschiedenen Acker-, Obst- und 

Grünlandkulturen, auf Rasen, im'Forst und auf Nichtkulturland, en
Peter Zwerger, Hans Ulrich Ammon: Unkraut -  Ökologie und Bekämpfung. Verlag 

Eugen Ulmer 2002, 420 S., 79,90 € ; zu beziehen über den ABL-Verlag.

Ökologischer Landbau -  Grundlagen und Praxis
Informationen über Grundlagen des Ökolandbaus, über Umstellung und 

Beispielbetriebe enthält die neue Auflage des AID-Hefts. Es liefert 
Grundwissen über Pflanzenbau, Tierhaltung, Betriebs- und Arbeitswirt­
schaft, Vermarktung und Qualität. Für 2,50 Euro (zzgl. Versand) ist es 

erhältlich bei DVG, Birkenmaarstr.8, 53340 Meckenheim, en

i  ökologischen Landbau
Einen Überblick über den Anbau, 

mögliche Vorteile und Empfehlun­
gen zum praktischen Umgang mit 

Gemengen im Ackerbau gibt die 
Broschüre „Anbau von Gemengen 

im ökologischen Landbau". 
Anschaulich mit wissenschaftlichen 
Hintergründen werden Schädlings­

befall, Krankheiten oder Ertragskom­
ponenten bewertet. Leider fehlen 

Hinweise auf Kosten der Saatgutmi­
schungen oder die Rentabilität, ms 

Bundesprogramm Ökologischer Landbau 
(Hrg.): Anbau von Gemengen im ökologi­

schen Landbau,2003, 56 S; zu beziehen 
sind bis zu 10 Broschüren für das Einsenden 

einer Briefmarke von 1,44 €  beim Institut 
für Pflanzenbau und -Züchtung, „Gemenge­

broschüre", Prof. Räuber, Von-Siebold-Str. 8, 
37075 Göttingen.

Gemenge i 
>

Onkel Josh und die Gabe 
des Staunens

Der Roman erzählt eine amerikanische Familiengeschichte. In der Weltwirt­
schaftskrise werden Großmutter, Mutter und Enkel zu Selbstversorgern. Ein Junge 

wird erwachsen und lernt durch zwei Morde sich und seine Familie kennen.

Es war so idyllisch und unschuldig wie 
Eden vor dem Fall, wenn wir alle drei 

splitternackt in dem kühlen, leicht salzi­
gen Wasser herumplantschten. Aber 
Mamu hätte etwas Anstößiges daraus ge­
macht...und diese Besuche bei Onkel Josh 
waren für das Überleben unserer Seelen so 
wichtig wie Nahrung für den Körper. “ Ben 
erzählt die Geschichte seiner Jugend auf 
einer abgelegenen Farm in Amerikas Os­
ten. Der Großvater hat das einst beträcht­
liche Vermögen der Fami­
lie bei Börsenspekulatio­
nen verloren und ist dann 
verschwunden. Großmut­
ter Mamu und dem Rest 
der Familie bleibt nur ein 
Anwesen auf dem Land.
Geld gibt es keins und so 
entschließt sich die Groß­
mutter, zusammen mit 
den beiden früheren 
Dienstboten eine Klein­
landwirtschaft aufzubau­
en. Ben, seine Schwester 
und ihre Mutter sowie 
Onkel Josh -  ein Halbbru­
der der Großmutter voller 
Ttäume und ohne Arbeit -  
werden zu Bauern. Der 
Autor Harry Cauley er­
zählt, wie sich die Familie 
in die harte Landarbeit 
einfindet und von den 
Dienstboten immer wie­
der damit überrascht 
wird, was man alles mit 
Tieren, Gemüse und 
Kräutern machen kann, 
um sich zu ernähren. Sie 
lernen, Ziegen zu melken, 
pflügen mit dem Esel, 
sammeln Brunnenkresse 
und sogar Bisamratten­
braten wird kredenzt. Zum Land und den 
Tieren entwickeln die Familienmitglieder 
Beziehungen, während ihre Beziehungen 
untereinander sich unter dem strengen Re­
giment der Großmutter auf die sachliche 
Ebene beschränken müssen. „Mamu saß 
beim Melken auf ihrem kleinen Schemel, 
die Wange an die haarige Flanke gedrückt 
und redete mit den Ziegen wie mit alten 
Freunden. Es war eine Art von Zuneigung 
und Intimität, zu der sie keinem menschli­
chen Wesen gegenüber fähig war“, erzählt 
Ben.
Die Entwicklung des Jungen und den Auf­
bau der Landwirtschaft beschreibt Cauley 
einfühlsam aber nie pathetisch. Es könnte

ein stiller Roman sein, wenn nicht schon 
auf der ersten Seite zwei grausame Morde 
passieren würden. Als Ben 17 ist, werden 
zwei reiche Sommergäste umgebracht, die 
sich am nahe gelegenen See angesiedelt 
haben. Die Polizei taucht auf der Farm auf 
und nimmt Onkel Josh zum Verhör mit... 
Die Morde brechen ein in das von der 
Großmutter beherrschte Familienkon­
strukt. Gefühle, Lebenslügen und sorg­
sam verschwiegene Geheimnisse treten zu

MBWB

Harry Cau

ê yosh u 
die Gabe des Staunens
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Tage und für Ben zerbricht sein kindliches 
Familienbild. Die Morde scheinen der 
Schlüssel zu sein, damit der Junge erwach­
sen werden und sich über die Enge der Fa­
milie hinwegsetzen kann.
Das Buch erzählt eine Entwicklungsge­
schichte und einen Krimihalfall, fängt den 
Leser ein mit Landschafts- und Stim­
mungsbeschreibungen und seiner klaren, 
teils ironischen Sprache. Zu empfehlen 
für Leute, die gern gute Familienromane 
verschlingen. eda

Harry Cauley: Onkel Josh und die Gabe des Stau­
nens. Droemer Verlag 2003, 351 S., 19,90 €; zu be­
ziehen über den ABL-Verlag.
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Vom Taufbrot zum Leichenweck
!

Brotgeschichten aus Hohenlohe - ein Back- und Schmökerbuch für 
Geschichtenfans und Feinschmecker

Den „Blooz“ schiebt man in den Holz­
ofen, nachdem alle Brote gebacken 

sind. Der Teigrest vom Brotbacken wird 
auf einem runden, bemehlten Holzbrett 
ausgerollt, mit Speck und Schmand belegt
-  und ab geht's in den 
Ofen. Die Hohenloher 
Spezialität gibt’s auch 
heute noch auf allen 
„Kärwen“ (Kirchweih) 
und überhaupt allen 
Dorffesten der Region.
Nach dem salzigen kann 
übrigens noch der süße 
„Blooz“ gebacken wer­
den, am besten mit Äp­
feln, Zwetschgen oder 
Träuble... und „während 
die Erwachsenen sich 
schon einmal an einem Stück schwarzen 
“Blooz“ (salziger „Blooz“ aus Schwarz­
mehl) gütlich taten, warteten die Kinder 
geduldig auf den süßen „Blooz“.
Ein Pfarrer und ein Grafiker aus Hohenlo­
he haben in ihrem Buch eine kleine Kul­
turgeschichte des Brots zusammengetra­
gen. In Geschichten und wunderschönen 
Bildern erzählen sie von neuen und alten 
Backtraditionen und machen sich Gedan­
ken über unsere veränderten Essgewöhn- 
heiten. Die Rezepte sind so vielfältig wie 
die Geschichten: Regionale Spezialitäten

wie Kartoffelbrot und Schwarzbrotpud­
ding gibt es ebenso wie Brot aus Einkorn, 
Kammut, Emmer oder Hanf. Erfahren 
kann der Leser auch, was es mit Bärlauch- 
brot, Austembrot, Horaffen, Schenken- 

brot und Siederkuchen 
auf sich hat.
Die 91jährige Marie er­
zählt vom Brotausfüh- 
ren in den 20er Jahren. 
Am Samstag vor der 
Kärwe schenkten Bau­
ern bedürftigen Men­
schen im Dorf selbstge­
backenes Brot. Es wurde 
ein Leinensäckchen ge­
packt und mit dem Lei­
terwagen von den Bau- 
emkindem „ausge­

führt“. Moderner wird’s mit Brotkonfekt 
zum Aperitif oder Brotsalat mit Lavendel­
blüten...
Das Buch ist ein Fundus für alle, die gern 
Heimatgeschichten aus dem Hohenloher 
Land lesen und für alle, die Rezepte für 
Brote abseits vom Standard-Joggingbrot 
suchen. eda

Roland Silzle/Dieter Ziegler-Naerum: Brotge­
schichten aus Hohenlohe mit umfangreicher Re­
zeptsammlung. Silberburg-Verlag 2003, 168 S., 
22,90 €, zu beziehen über den ABL-Verlag.

Bestellcoupon fürs täglich Brot
Ich bestelle:
.... Expl. des neuerschienenen kritischen Agrarberichts 2004: 19,80 € 
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2003: 21,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2002 als CD: 19,80 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2001: 20,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2000: 19,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 1999: 18,00 € 
Sonder-Paketpreise: 2 Ausgaben 30,00 €, 4 Ausgaben 55,00 €
Ältere Ausgaben 1996-1998 je 5,00 €

1993-1998 je 2,50 €
.... Expl. Verliebt Trecker fahren (NEUERSCHEINUNG!): 9,90 € 
außerdem:

Zahlung □  nach Erhalt der Rechnung Q  mit beiliegendem Scheck 
Ich erteile eine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos

Porto: 2,75 € 

Summe: €

Konto-Nr. BLZ Bank

Telefon ggf. email

Name Adresse

Datum

Bestellung an: ABL-Bauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm 
Fax: 02381/492221

Unterschrift

Frischer Wind für die Linse
Die Linse - in Deutschland noch vor 100 Jahren für die 

Selbstversorgung angebaut, dann fast vergessen und 
heute Pflanze für Anbauer, die Herausforderungen su­

chen. Linsen sind schwachwüchsig und dement­
sprechend konkurrenzschwach und haben ein 
geringes Ertragsniveau. Aber auf eher trocke­
nen Grenzertragsböden sind sie unschlagbar, 
sie erweitern getreidelastige Fruchtfolgen und 
lassen sich gut direkt vermarkten.
Der Verein Dreschflegel und das Institut für 
Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung der Uni­

versität Göttingen haben sich sieben Jahre lang 
mit der Linse beschäftigt. Entstanden ist „die erste 

Monografie der Linse in deutscher Sprache". Der Anbau der 
alten Kulturpflanze wird detailliert beschrieben: Welche Bö­

den sind geeignet? Wie muss das Saatbett sein und wann wird gesät? Wie 
wird man mit Beikräutern und Krankheiten fertig und wann wird geerntet? 
Ein Schwerpunkt ist der Gemengeanbau mit Sommergetreide als Stützfrucht
- er mindert das Anbaurisiko und schafft Bestände, die mit dem Mähdre­
scher zu ernten sind. Was der Linsenanbau dem Bauern einbringt, wird eben­
falls berechnet. Das Anbautechnische ist umrahmt von Hintergründen: über 
Kulturgeschichte und Sortenvielfalt gibt's genauso Interessantes zu erfahren 
wie über raffiniert» Linsenrezepte, eda
Bernd Horneburg: Frischer Wind für eine alte Kulturpflanze -  Linsen im ökologischen 
Anbau, ihre Geschichte und Verwendung. Mit Hinweisen zur Sortenpflege und Sorten­
entwicklung im landwirtschaftlichen Betrieb. 2003, 52 S., farbig bebildert, 3,00 € ; er­
hältlich bei Dreschflegel, Postfach 12 13, 37202 Witzenhausen, Fax: 05542-502758, 
dreschflegel@biologische-saaten. de

Ökologischer Obstbau
Für Ein-und Umsteiger in den 
ökologischen Obstbau gibt es 
jetzt eine neue Broschürenrei­
he. Berater und Beraterinnen 
aus Deutschland und der 
Schweiz haben sechs Hefte 
verfasst, die umfassend in die 
Praxis einführen.
- Grundlagen des Ökologi­
schen Obstbaus führt ein in 
Bodenpflege und Düngung.
Voraussetzungen zur Umstel­
lung und Vermarktungsaspek­
te werden besprochen. Von 
Barbara Kopp und Markus 
Boos, 28 S., 6,90 €.
- In Kernobst ökologisch an­
gebaut sind die 18 wichtigsten 
Apfelsorten und sechs Birnen­
sorten mit Text und Bild be­
schrieben, außerdem geht's ~ \M . 
um Produktionstechnik. Von
Jürgen Zimmer, 28 S., 6,90 €.
- Krankheiten und Schädlinge und ihre Kontrolle mit Nützlingen und Pflan­
zenschutzmitteln behandelt die Broschüre Pflanzenschutz im ökologischen 
Kernobstbau von Harald Rank, 60 S., 9,90 €.
Außerdem erhältlich: Steinobst ökologisch angebaut von Markus Boos und 
Harald Rank, 28 S., 6,90 €; Strauchbeeren ökologisch angebaut von Andi 
Schmidt, 28 S., 6,90 € und Erdbeeren ökologisch angebaut von Andi 
Schmidt, 20 S., 4,90 €.
Alle Broschüren sind im Bioland-Verlag erschienen und können bezogen werden über 
den ABL-Verlag.

Blattlausfresser im Bild
Wer wissen will, wie die nützlichen 
Insekten aussehen, deren Larven 
Blattläuse vertilgen, dem ist die Bro­
schüre „Schwebfliegen nützlich und 
schön" zu empfehlen. 12 der Tier­
chen, die man zwar kennt, aber sel­
ten erkennt und vielleicht auch schon 
bei der Arbeit beobachtet hat, wer­
den mit sehr schönen Farbzeichnun- 
gen vorgestellt. Aha-Effekt garantiert! 
eda
Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft: Schwebfliegen nützlich 

und schön. Das Faltblatt wird gegen Rückporto zugeschickt (1 Exemplar 0,56 €, 2 bis 
25 Exemplare 0,77 €, bis 50 Exemplare 1,28 €J. Bestellungen bei: Pressestelle Biologi­
sche Bundesanstalt, Messeweg 11 -r 12, 38104 Braunschweig.

Kernobst
ökologisch
angebaut
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(Klein^NZEIGEr^l V e r a n s t a l t u n g e n

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere 
angefangene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede 
weitere Zeile 3,- €); Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigenannahme bis zum 
17. des Vormonats. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 
2,75 € für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt 
unsere Anzeigenpreisliste. Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften 
bitte an: „Unabhängige Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31,59065 
Hamm, Fax: 02381-492221, E-mail: bauernstim@aol.com.

Hof und Arbeit
-• Suche Hof mit (arrondierter) Weide­
fläche zur Pferdehaltung, egal wo. Der 
Ort muss passen. CHIFFRE BS 3/04-1

•  Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
®  07551/63609

Gentechnikfreie Milch
03. März 2004, Babensham bei Wasserburg 

Überregionale Jahreshauptversammlung 
der InteressenGemeinschaft Milchvieh­
halter Oberbayern
Beginn 19 Uhr 45, Hauptreferat 20 Uhr 30, 
Gasthaus ßrunnlechner in Babensham bei 
Wasserburg

Die Chancen der neuen 
EU-Agrarpolitik für die 
Landwirtschaft an der 
Westküste
05. März 2004, Husum
Veranstaltung mit dem Grünen Abgeord­
neten im Europaparlament und Vizeprä­
sidenten des Agrarausschusses des EP 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf 
und Bernd Voss, AbL, zu den regionalen

'Q
C
Ü

mS
15
t/i
m

tu
UJ
>

Milchviehfütterung im 
ökologischen Landbau
Dr. Ulrich Schumacher (Hg.):
Milchviehfütterung im ökologischen Landbau,
Handbuch für Praxis und Beratung, 2002 
192 S., Euro 22,-/ sFr 38,80,
ISBN 3-934239-06-04

Betriebsplanung im 
ökologischen Landbau
Hubert Redelberger: Betriebsplanung im ökologischen Landbau - 
Handbuch für Praxis und Beratung;
2. neu überarbeitete Auflage 2002, 224 S., mit zahlr. Tabellen, 
incl. CD-ROM, Euro 29,80 / sFr 51,80 
ISBN 3-934239-07-2
Bestellungen beim Bioland Verlag, Fax: 06131/1 40 86-97 oder 
abo@bioland.de und im Buchhandel

x  Ökologischer Gemüsebau
E.George, R. Eghbal (Hg.): Ökologischer Gemüsebau -
Handbuch für Beratung und Praxis, 386 S., 16 Farbseiten, incl. CD-ROM,
Euro 35,-/ sFr 60,70 ISBN 3-934239-14-5

Ökologischer Obstbau
• Barbara Kopp, Markus Boos: 

Grundlagen des ökologischen 
Obstanbaus, DIN A4, 228 S.,
Euro 6,90 / sFr 12,80 ISBN 
3-934239-08-8

• Jürgen Zimmer: Kernobst 
ökologisch angebaut, DIN A4,
28 S. Euro 6,90 / sFr 12,80 ISBN 
3-934239-09-9

• Harald Rank: Pflanzenschutz im 
ökologischen Kernobstanbau,
DIN A 4, 60 S., Euro 6,90 / 
sFr 18,10 ISBN 3-934239-10-2

Markus Boos, Harald Rank: 
Steinobst ökologisch 
angebaut, 28 S., Euro 6,90 / 
sFr 12,80 ISBN 3-934239-11-0 
Andi Schmidt: Strauchbeeren 
ökologisch angebaut, DIN A4, 
28S., Euro6,90/sFr 12,80 
ISBN 3-934239-12-9 
Andi Schmid: Erdbeeren 
ökologisch angebaut, DIN A4, 
20 S., Euro 4.90 / sFr 9,60 
ISBN 3-934239-13-7

Bestellung beim Bioland Verlag, Fax 06131/1 40 86-97 oderabo@bioland.de

Auswirkungen der EU-Agrarpolitik und 
den positiven Verzahnungsmöglichkeiten 
mit dem Naturschutz.
19 Uhr 30 im Hotel Osterkrug, Osterende 
56 in Husum

JÜß Nordrhein-Westfalen 
EU-Agrarreform
09. März 2004, Rheda-Wiedenbrück 
Offene Jahrestagung mit anschließender 
Mitgliederversammlung zum Thema: be­
triebswirtschaftliche Auswirkungen der 
Betriebs- bzw. Flächenprämie auf den 
Strukturwandel der bäuerlichen Land­
wirtschaft mit Wolfgang Reimer (BMVEL) 
und Dr. Martin Berges (LWK-NRW)
14.00 Uhr, Jägerheim Hotel-Restaurant, Am 
Jägerheim 1, 33378 Rheda-Wiedenbrück,
®  05242-577966. Fax: -577967

ZuckerVernetzungstreffen
11. März 2004, Köln
Zukunft der EU-Zuckermarktordnung aus 
gemeinsamer Sicht von Land-, Umwelt- 
und Entwicklungsorganisationen 
Katholische Landjugendbewegung 
Deutschlands, ®  02224-946521, Fax: 
-946544

Systemaufstellungen in der 
Landwirtschaft
Seminarreihe

Systemaufstellungen machen soziale 
Kräfte sichtbar und lassen neue Lösungen 
finden für Familie und Betrieb. Die Semi­
nare richten sich an Bauern, Bäuerinnen 
und interessierte Berater. In der Gebühr 
ist eine telefonische Nachbereitung ent­
halten.
06. u. 07. März mit Evelin Mazet in Bad 
Karlshafen, 26. bis 28. März mit Lotte 
Lore Cording in Rahden/Niedersachsen, 
16. Mai experimentelle Hofaufstellungen 
Kontaktstelle „Systemäufstellungen in der 
Landwirtschaft", Tischbeinstr. 112, 34121 
Kassel, www.betrieb-familie-system.de

Jahrestagung des DBN
13. und 14. März 2004, Bielefeld 
Auftakt der agrarpolitischen und fachli­
chen Arbeit des Deutschen Bundesver­
bandes der Landwirte im Nebenberuf 
(DBN).
Tagungshotel: Best-Western-Hotel Olden- 
truper Hof, Niedernholz 2, 33699 Bielefeld, 
®  0521-20900, Fax: -2090100

Grüne Gentechnik, 
(Öko-)Landwirtschaft und 
Ernährung
17. und 18. März 2004, Bremen 
Eröffnungsveranstaltung „Gentechnik in 
der Landwirtschaft - Fluch oder Segen? 
mit Mute Schimpf, Bauernnetzwerk für 
eine, gentechnikfreie Landwirtschaft 
(AbL); Pastor Blüthner, Umweltbeauftrag­
ter der Ev. Kirche und einem Vertreter des 
Bauernverbandes. Workshop "Grüne 
Gentechnik und (Öko)Landwirtschaft mit 
Harald Gabriel, Geschäftsführer Bioland 
Niedersachsen; Gertrud Menzel, Zentrum 
für Umweltforschung Uni Bremen; Stefi 
dar, Dreschflegel, Göttinger AK gegen 
Gentechnologie.
Anmeldung zum Workshop notwendig: 
Verein Sozialökologie/Bremer EVG,
®  0421-3499077

Arbeiten mit Pferden
22. bis25. März2004, Gut Wahrberg beiAurach 
Frühjahrsarbeit mit Pferden: praktische 
Anleitung zur Feldbestellung und Pflege­
arbeiten
29. März bis 1. April 2004, Gut Wahrberg bei 
Aurach
Das Pflügen mit Pferden erlernen: Grund­
lagen und Praxis für ein- und zweispänni- 
ges Pflügen
detailliertes Kursprogramm und weitere 
Kurse bei der: Ländlichen Keimvolkshoch­
schule Lauda, Tauberstraße 9, 97922 Lau­
da, «  09343-589190, Fax: -613781, 
wwvv.LHVHS.de

Kirchliche Beiträge zu einer
nachhaltigen
Landwirtschaft
25. und 26. März 2004, Osnabrück 
Agrarpolitik muss wieder Teil der Gesell­
schaftspolitik werden. Die Tagung bietet 
einen Treffpunkt zur Förderung dieser 
neuen Orientierungen und Kooperatio­
nen mit Arbeitsgruppen zu Verbraucher­
verantwortung, Berufsbild Landwirt im 
Wandel, Regionalvermarktung, nach­
wachsende Rohstoffe, grüne Gentechnik. 
Zentrum für Umweltkommunikation der 
Deutschen Bundesstiftung Umwelt, Anika 
Gronck, Fax: 0541-9633990, 
a.gronck@dbu.de

Bewerbungen bitte bis 15. Mar? an: 
ABL-Westfalen, Bahnhofitr. 31, 5906b Hamm, 
Tel.: 02 381-90531 /0, nrw@abl-evde

Im Rahmen eines auf 2004 befristeten Projektes zur 
Unterstützung einer gentechnikfreien Landwirtschaft 
ist voraussichtlich ab 1. April 2004 eine Vollzeit-Steile als

Projektkoordinator/ in
in Hamm/Westfalen zu besetzen.
Wir wünschen uns einen Menschen mit Blick und Gespür 
für die Anliegen von Bäuerinnen und Bauern und mit 
Spaß am Organisieren und der Aufbereitung von Infor­
mationen für Bäuerinnen und Bauern. Vorkenntnisse im 
Bereich der landwirtschaftlichen Gentechnik sind von 
Vorteil.
Wir bieten eine Stelle mit Raum für viel Eigeninitiative 
und Zusammenarbeit mit Ehrenamtlichen sowie die Ar­
beit an einem hochaktuellen Thema.
Die Bezahlung erfolgt im Haustarif in Anlehnung an BAT 4.

mailto:bauernstim@aol.com
mailto:abo@bioland.de
mailto:oderabo@bioland.de
http://www.betrieb-familie-system.de
mailto:a.gronck@dbu.de
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Wie finden wir einen Hof? 
Wie kann ich einen Hof abgeben?

Agrarpolitische Informationsveranstaltung 
vom 2. bis 4. April 2004 

in der Landjugendakademie Altenkirchen (Westerwald)

Ausführliches Programm und Anmeldung:
Claudia Leibrock, Evangelische Landjugendakademie, Dieperzbergweg 13-17, 
57610 Altenkirchen/Ww., 02681-951646, Fax: -70206, leibrock@lja.de

Ich werde Mitglied in der
Zutreffendes bitteankreuzen:

H  IchmöchteMitgliedinderAbLwerden

|~| Ich zahleden regulären Mitgliedsbeitrag von 
85,-€

Q  Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaareund 
Hofgemeinschaften von 110,- €

Mitgliedsadresse:

| | Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von
|~| 120,-€ Q  150,-€oder______________ zu
zahlen.

□  Ich bin Kleinbauer, Student, Rentner, arbeitslos und 
bezahle einen Mitgliedsbeitrag von 30,-€
(Nachweis füge ich bei)

Q  Ich beantrageals nicht landwirtschaftlicheUnterstützer/in 
einen Mitgliedsbeitrag von 55,- €

Straße PLZ, Ort

Zahlungs weise des Mitgliedsbeitrags:
□  NathErhaltderRechnung
□  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung

Ich bin Abonnent der Unabhängigen Bauernstimme:
□  ja □  nein
f l  IchbestelleauchdieUnabhängigeBauernstimme 

(Bitte Coupon auf Seite 24 ausfüllen)

Hiermitermächtige ich Siewiderruflich.den von mirzu errichtenden Beitrag bei Fälligkeitzu Lasten meines Kontoseinzuziehen.

Konto-Nr. Bank
DieMitgliedschaftverlängertsichautomatischumeinweiteresJahr,wennnichtspätestens14Tagevor Ablauf gekündigt wird.
Ich bin damit einverstanden, dassdie Deutsche Bundespost im Falleeiner Adreßänderung die neue Ad resseandie AbL bzw. 
Abo-Verwaltung weiterleitet.
Widerrufsrecht: Ihre Bestellung kann innerhalb einer Woche ohne AngabevonGründen schriftlich bei der AbLwiäerrufen werden.

Unterschrift Datum Beruf
Bitte senden SiedieMitgliedserklärung ineinem Kuvert an:

AbL e.V. Bauernstimme Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
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AbL
Schleswig-Holstein
Bernd Voß, Diekdorf Nr. 124, 25554 Wilster, ®  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, Winderatt 14, 24966 Sörup, 04635/2141, Fax: /2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, ^  04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ®  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn, ®  05865-988360 
und Fax 05865-989361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, ®  + Fax: 04233/669; Ulrike Helberg-Manke,
®  04231/63048
Elbe-Weser: Ada Fischer® 04723/3201, Fax: 04723/2118 
Wendland-Ostheide: Horst Seide, ®  05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: Hartmut Hollemann, ®  05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ®  05508-999989, Fax: 05508-999245

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, ®  02381/9053173,
Fax: 492221
Herford: Friedei Gieseler, ®  05221/62575 
Minden-Lübbecke: August Seele, ®  05702/9152 
Hellweg: Wilhelm Eckei, ®  02378/2991 
Sauerland: Dorothee Bjermann, ®  02973/2557 
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, ®  05273/35447 
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, ®  05404/5264 
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ®  05241/57069 
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ®  02248/4761

Hessen
Mittelhessen: Ernst-Günter Lang, ®  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, 'S? 05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

Rheinland-Pfalz
Landesverband: Quellenweg 6, 56288 Bell, ®  06762/951170, Fax: 06762/951191 
Regionalverband Eifel: Ulrike Hanen, Kirchplatz 5, 54636 Rittersdorf, ®  u. Fax 
06561/695486

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtal 1, 88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fax: 07352/941422 
Nordschwarzwald: Georg Bohneti ®  07443/3990, Martin Reiter,07524/2272; Hed­
wig Noll, ®  07463/729
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, ®  07971/8584 
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751/91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Siegfried Jäckle, Spittelhof, 78112 St. Georgen-Oberkirnach,
®  07724/7992
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465 "
Bodensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278 
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
www.abl-bayern.de
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, ®  
08679/6474, Fax: -9130145, e-Mail: Abl-Bayern@web.de 
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer ®  08847/804, Christa 
Schlögel ®  08856/5723
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach, Hans Urbauer ®  08628-634, Ute Gasteiger 
®  08039-1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ®  08742/8039 
Franken: Gabriel Deinhardt, ®  09194/8480

Mecklenburg-Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5, 18258 Rukieten, ®  038453/20400, Fax: /52131 
Vorpommern: Albert Wittneben, Altes Schulhaus, 17091 Wolkow, ®  039604/26859 
Brandenburg: Cornelia Schmidt, Burgstr. 11,19336 Plattenburg, ®  03879/12518, 
Erich Degreif, Gut Breite, 14547 Stücken, ®  033204/35648, Fax: -35649 
Bernd Hüsgen, Dorfstr. 2,15837 Groß-Ziescht, ®  033704/66161

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg, ®  037323/50129, 
Fax: 15864

Geschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststr. 28, 21335 
Lüneburg, ®  04131/407757, Fax 04131/407758
Arbeitskreis Frauen: Maria Heubuch, Luttolsberg 8, 88299 Leutkirch, ®  07561-5937 
Arbeitsgruppe ökologischer Landbau: Dietmar Groß, Am Dorfbrunnen 1, 34576 
Homberg-Mühlhausen, ®  05681/2607
„Morgenland" - Arbeitskreis für Leute, die auch morgen noch in der Landwirtschaft 
oder einem angelagerten Bereich arbeiten wollen. Arnd Berner, Zum Anger 5, 37547 
Kreiensen-Opperhausen ®  u. Fax. 05563-910705, hof_berner@hotmail.com 
AgrarBündnis e.V.: Ulrike Ottenottebrock-Völker, Marienfelder Str. 14, 33378 Rhe­
da-Wiedenbrück, ®  05242/44327, Fax: 931446 
Neuland e.V.: Baumschulallee 15, 53115 Bonn 1, ®  0228/604960 
Europäische Bauernkoordination EBK-CPE, Rue de la Sablonniere 18, B-1000 Brüs­
sel, ®  00322/2173112, Fax 2184509, E-mail: cpe@cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Haus der Land­
wirtschaft, Bielefelder Str. 47, 33378 Rheda-Wiedenbrück, 05242/925814, Fax: 
925833, email: Andrea.Kiel@lk-wl.nrw.de
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Ostinghau­
sen, ®  02945/989195, Fax: 02945/989133
Netzwefrk Gentechnikfreie Landwirtschaft: c/o Bundesgeschäftsstelle der AbL, 
Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, ®  02381-9053173, Fax: -492221,
Email: fanalev@aol.com
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren.
Adi Lambke 05864/233, Anneliese Schmeh 07553/7529 
IG-Boden, Ansprechpartner: (Mecklenburg) Franz Joachim Bienstein,® u. Fax: 
03841-791273; (Vorpommern) Franz Hinriemann, ®  u. Fax: 038331-80024; (Bran­
denburg) Bernd Hüsgen, ®  033704-66161, Fax: -66162

KONTAKTE

mailto:leibrock@lja.de
mailto:bauemstim@aol.com
http://www.abl-ev.de
http://www.abl-bayern.de
mailto:Abl-Bayern@web.de
mailto:hof_berner@hotmail.com
mailto:cpe@cpefarmers.org
mailto:Andrea.Kiel@lk-wl.nrw.de
mailto:fanalev@aol.com


GENERATION BAUERNSTIMME
s ist schon eine Zeit her. Wir hatten Klassentref­
fen. 15 Jahre nach dem Abitur. Es hatte sich viel 

getan. Es war schön, alte Freunde wiederzutreffen, zu 
sehen, was aus ihnen geworden ist in all den Jahren. 
Und es hatte erstaunlich wenig vom „Mein Auto. Mei­
ne Yacht. Meine Villa! “-Klischee.
Eines jedoch -  oder vielmehr einer -  gab mir zu den­
ken. Anton. Unser radikalster Vorzeigelinker im gan­
zen Jahrgang.
Nur weil wir alle dichtgehalten hatten, war er nicht 
von der Schule geflogen. Was war geschehen? 
Im M ail985-40J ahre nach Kriegsende -  wollten Lo­
kalpolitiker an den Gedenksteinen für die Opfer der 
beiden Weltkriege auf unserem Schulgelände Kränze 
niederlegen. Auf dem Gedenkstein für den 1. Welt­
krieg fand sich eine lateinische Inschrift, die sinnge­
mäß lautete: „Aus unserer Asche wird dereinst ein Rä­
cher entstehen.“
Als die feierliche Delegation dann vormittags anrück­
te, war auf den Stein eine Botschaft gesprüht: „Wer 
hier Kränze niederlegt, sollte sich erst der Inschrift 
bewusst werden.“ Da stand nun der CDU-Bürger- 
meister und wurde seinen Kranz nicht los. Es gab ein 
Riesentheater. Die gesamte Oberstufe wurde zusam­
mengerufen; es wurde mit der Absage der Studien­
fahrten gedroht. Alle wussten: Das kann nur Anton 
gewesen sein. Keiner sagte was. Wir waren echt gut. 
Dann erinnere ich mich an eine Party. Tim wurde 18; 
Anton saß da, eine Traube von Zuhörern um sich he­
rum. Er wäre gerade aus Brokdorf gekommen, von ei­
ner großen Demo, und gab seine Wasserwerfergum- 
miknüppelbullenschweinegeschichten zum Besten. 
Seine Klamotten waren allerdings erstaunlich sauber 
und trocken. Alle linken Mädels saßen da und blick­
ten ihn mit glänzenden Augen an. Nach einer halben 
Stunde hatte er die erste im Arm. Sowas hatte ich nie 
erlebt, wenn ich von so einer stinklangweiligen Bau-

emdemo gekommen war. Anton -  ich bewunderte 
ihn, seine Eloquenz, seine konsequente Gedanken­
welt, seinen Erfolg bei den Frauen.
Und jetzt, auf dem Klassentreffen? Anton, geschnie­
gelt, erzählte, er sei jetzt Schulleiter eines kleinen 
Gymnasiums. Wir diskutierten über unsere alte Schu­
le, die gerade in den Schlagzeilen war. Die Schullei­
tung hatte die Abifeier für den gesamten Jahrgang ab­
gesagt, weil ein Schüler in der Abizeitung über einen 
Lehrer geschrieben hatte: „Für Sie würde ich nicht 
bremsen.“ Wir tauschten Argumente aus, redeten

über Kollektivschuld und Verantwortung.
Anton rechtfertigte das Verhalten der Schulleitung. 
Uneingeschränkt. Süffisant lächelnd sagte er: „Ich 
steh halt jetzt auf der anderen Seite.“ Ohne eine Spur 
von Ironie. Ich konnte es gar nicht fassen.
Solche Dinge sagen die Mächtigen in meiner Gener­
ation. Personalmanager reden davon, „Menschen 
freizusetzen“, wenn diese entlassen werden. Sie den­
ken sich nicht einmal etwas dabei. Immerzu quat­
schen sie vom Dax und vom Shareholder Value, und 
selbst wenn man sie fragt, wie es ihnen geht, sagen sie,

sie seien heute „gut aufgestellt“, so als stünde ihr per­
sönlicher Börsengang kurz bevor. Immerzu faseln sie 
davon, sie müssten „die Kostenseite in den Griff krie­
gen“. Also feuern sie unablässig ihre Beschäftigten, 
und privat kaufen sie nur bei Aldi. Haben sie mit 
^Landwirtschaft zu tu n , so sagen sie „Strukturverbes­
serung“, wenn sie Höfesterben meinen. Und sie reden 
von „fortschrittlicher HighTech-Landwirtschaft“, 
wenn es um ihren Genscheiß geht.
Ist das wirklich meine verkackte Generation? Hat der 
verfluchte FAZ-Autor Florian Illies (FAZ -  steht das 
nicht für „Fachblatt arschgesichtiger Zombies“?) 
wirklich recht, wenn er uns in seinem wirklich bemit­
leidenswert schlechten Buch „Generation Golf“ mit 
einem kleinbürgerlichen Spießerauto vergleicht? 
Sind wir wirklich die Generation von BWLem, für die 
Illies sein unerträglich selbstgefälliges Geschwurbel 
zusammengepanscht hat? Die sich als Zweitbuch 
(nach „1000 legale Steuertricks“) ein Buch über ihre 
Generation ins Regal stellen will, aber auch nur, weil 
es das Buch „1000 illegale Steuertricks“ nicht gibt? 
Ruhig, Brauner. Ich schreibe mich in Rage. Ich bin 
wütend. Ich finde es einfach schlimm, dass so einer 
daherkommt und meine Generation als unpolitisch, 
unkritisch und also (zumindest für mich) unerträg­
lich darstellt. Alles faselt von der „Generation Golf“, 
und natürlich gibt es schon ein Nachfolgebuch, das 
vermutlich noch schlechter ist, mit dem sich aber pri­
ma Geld scheffeln lässt.
Sind wir wirklich so armselig?
Ich weiß es nicht. Ich hoffe: NEIN! In der AbL treffe 
ich Leute, die mir Hoffnung geben. In der Bauem- 
stimme lese ich von Bäuerinnen und Bauern, die trotz 
aller Widrigkeiten vor allem eines nicht sind: Main­
stream. Verdammt, was wir brauchen, ist die 
GENERATION BAUERNSTIMME !!!

Matthias Stührwoldt

T - *  UNABHÄNGIGE •Bauernstimme: für alle Generationen!
Zutreffendes bitte ankreuzen

Q  Ich möchte die BAUERNSTIMME abonnieren (36 €,- im Jahr). In begründeten Fällen kann auf jährlichen Antrag für 
Kleinbauern, -bäuerinnen, Arbeitslose, Schülerinnen und Studentinnen der Abo-Preis auf 26,- € gesenkt werden.

Q  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum Förderpreis von 60,- € im Jahr
n  Ich möchte die BAUERNSTIMME zum Preis von 18,- bzw. 36,- € für Q  6 oder Q  12 Monate verschenken.
Q  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum einmaligen Schnupperpreis von 6,- € für drei Ausgaben 

(nur gegen Vorkasse: Bar, Scheck, Briefmarken)

Zustelladresse Bei Geschenkabos Adresse des Auftraggebers

Name, Vorname Name, Vorname

Straße Straße

PLZ, Ort PIZ, Ort

3/2004

Zahiungsweise des Zeitungsabos:
Q  Nach Erhalt der Rechnung
Q  Mit beiliegendem Scheck
Q  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung

Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Betrag bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos einzuziehen.

Konto-Nr BLZ Bank
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr (außer bei Geschenkabos), wenn es nicht spätestens vier Wo­
chen vor Ende des Abozeitraums gekündigt wird.
Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die neue Adresse 
an die Abo-Verwaltung weiterleitet.

Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabe von Gründen 
schriftlich beim ABL-Verlag widerrufen kann.

Unterschrift der Abonnentin / des Abonnenten Datum Beruf
(bei Geschenkabo Unterschrift des Auftraggebers)

evtl. Telefon für Rückfragen evtl. Telefon für Rückfragen Bitte senden Sie die Bestellung an: Bauemstfmme, 59065 Hamm, Bahnhofstr. 31 
oder FAX 02381- 492221
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